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1.  Einleitung. 


§ 1.  Verkehrsmittel  und  Kultur. 

Der  Verkehrszustand  eines  Landes  ist  ein  wesentliches 
und  untrügliches  Kennzeichen  der  Kulturhöhe  der  Bewohner 
und  bildet  einen  sicheren  Maßstab  für  die  Beurteilung  der 
volkswirtschaftlichen  Entwickelungsstufe,  die  das  Land  erreicht 
hat.  Nur  dort,  wo  ein  starkes  und  nachhaltiges  Bedürfnis 
nach  einem  regen  und  vielseitigen  Austausch  von  Sachgütern 
und  Dienstleistungen,  von  Nachrichten  und  Gedanken  besteht, 
wo  es  der  innerhalb  der  Grenzen  eines  großen  Wirtschafts- 
gebietes herrschenden  Gewalt  gelungen  ist,  für  diesen  Aus- 
tausch vom  Ausgangs-  bis  zum  Endpunkte  feste  Normen  auf- 
zustellen und  diesen  Geltung  zu  verschaffen,  wird  der  Verkehr 
in  allen  seinen  Teilen*)  auf  das  sorgfältigste  ausgestaltet  und 
geregelt  sein.  Welchen  Kreis  seiner  Erscheinungsformen  man 
auch  immer  einer  kritischen  Beobachtung  unterziehen  mag, 
immer  wird  sich  ein  klares  Bild  von  der  großen  Bedeutung 
ergeben,  welche  die  Verkehrsmittel  2)  für  die  Gestaltung  aller 
menschlichen  Beziehungen  haben,  immer  wird  man  erkennen, 
daß  es  im  wesentlichen  Verkehrsfragen  sind,  welche  die  kul- 
turelle und  wirtschaftliche  Stellung  eines  Landes  ausschlag- 
gebend beeinflussen. 

1)  Unter  „Verkehr“  sind  alle  Einrichtungen  zum  „Austausch  wirt- 
schaftlicher Leistungen  und  Güter“  zu  verstehen.  Vgl.  Sax,  Die  Ver- 
kehrsmittel in  Volks-  und  Staatswirtschaft,  Wien  1879,  S.  1. 

2)  Zu  den  Verkehrsmitteln  in  der  umfassenden  Bedeutung  des 
Wortes  gehören  nicht  nur  die  Transportmittel,  also  „die  Einrichtungen 
zur  Ortsveränderung,  zur  Beförderung  von  Personen,  Gütern  und 
Nachrichten“,  sondern  auch  Maß  und  Gewicht,  Geld,  Kredit.  Vgl.  Sax, 
a.  a.  O.,  S.  1. 
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Greift  man  aus  der  Fülle  der  Erscheinungsformen  des 
Viirkehrs  die  Transportmittel  heraus,  so  findet  man,  daß  hier 
di  i Wechselbeziehungen  zwischen  Kultur  und  Verkehr  beson- 
ders deutlich  hervortreten,  ln  allen  Ländern  mit  hoher  Kultur, 
se  es  im  Altertum,  im  Mittelalter  oder  in  der  Neuzeit,  ist 
stets  das  Transportwesen  entweder  allgemein  oder  nach  be- 
stimmten Richtungen  hin  hochentwickelt  gewesen,  und  es 
lä  h sich  leicht  nachweisen,  daß  mit  dem  Verfalle  der  Kultur 
in  einem  dieser  Länder  auch  die  Transportmittel,  soweit  sie 
ven  Menschenhand  künstlich  geschaffen  waren,  nach  und 
nech  ihre  Bedeutung  verloren.  Andererseits  sind  es  stets 
di  j Transportmittel  gewesen,  die  in  wirksamster  Weise  zur 
Steigerung  der  Kultur,  der  Macht  und  des  Wohlstandes  der 
Völker  beigetragen  haben. 

Ein  Blick  auf  den  Entwickelungsgang  einzelner  Völker 
und  Staaten,  die  in  der  Weltgeschichte  eine  überragende  Stellung 
ei  igenommen  haben,  läßt  ohne  weiteres  erkennen,  welch  eine 
bedeutende  Rolle  wichtige  Zweige  des  Verkehrswesens  im 
Staats-  und  Volksleben  gespielt  haben.  Schon  im  Rom  der 
Cisaren  hatte  man  die  Notwendigkeit  und  Bedeutung  eines 
guten  Verkehrswesens  als  Mittel  zur  Erlangung  und  Erhaltung 
d(  r staatlichen  Macht  klar  erkannt  i).  ln  dem  ganzen  weiten 
Gebiet  ihres  Reiches  hatten  die  Römer  planmäßig  ein  um- 
fangreiches Straßennetz  angelegt,  das  sich  bis  in  die  fernsten 
Gegenden  erstreckte  und,  was  Bau  und  Unterhaltung  anbetraf, 
ei  len  hohen  Grad  der  Vollkommenheit  erreichte.  Den  glei- 
ch en  Zwecken  dienten  die  unter  den  ersten  Kaisern  geschaf- 
feien  und  später  erweiterten  Posteinrichtungen,  die  unter 
Benutzung  guter  Straßen  durch  schnelle  Beförderung  von 
N ichrichten  und  Personen  die  Beherrschung  des  Reiches  sehr 
erleichterten 

1)  Vgl.  hierüber  näheres  bei  Rodbertus,  Kommunikationsmittel 
irr  klassischen  Altertum,  ln:  Briefe  und  sozialpolitische  Aufsätze, 
B(  rlin  1882,  2.  Bd.,  S.  507  f. 

2)  Da  das  römische  Straßenwesen  lediglich  militärischen  und 
pc  litischen  Zwecken  diente,  so  unterscheidet  es  sich  wesentlich  von 
den  heutigen  Einrichtungen  gleicher  Art,  bei  denen  wirtschaftliche 
In:eressen  ausschlaggebend  sind.  Vgl.  Sax,  a.  a.  O.,  S.  313  f. 
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Im  alten  Deutschen  Reiche  war  das  Transportwesen 
wenig  entwickelt.  Es  entbehrte  einer  einheitlichen  und  durch- 
greifenden Regelung,  und  die  vorhandenen  Einrichtungen 
(Straßen,  Schiffahrt,  Post  usw.)  konnten  infolge  von  Hemm- 
nissen aller  Art  nicht  gehörig  ausgenutzt  werden,  ln  letzterer 
Beziehung  mag  nur  auf  die  Unsicherheit  der  Straßen,  das 
Stapelrecht  der  Städte,  das  Grundruhrecht  der  Grundherren, 
die  zahlreichen  Zölle  und  Gebühren  zu  Wasser  und  zu  Lande 
hingewiesen  werden  i).  Die  Personen-,  Güter-  und  Nachrichten- 
beförderung, die  guter  Verkehrswege  bedarf,  litt  außerordent- 
lich durch  den  schlechten  Zustand  der  Straßen,  für  deren 
dauernde  Unterhaltung  höchstens  auf  kurzen  Strecken  etwas 
getan  wurde.  Handel  und  Wandel  konnten  daher  nur  im 
Bereiche  der  von  den  Städten  gebildeten  kleinen  Kreise  ge- 
deihen. Wenn  auch  in  mancher  Hinsicht  im  Laufe  der  Zeit 
Fortschritte  eintraten,  so  blieb  doch  bis  weit  in  die  Neuzeit 
hinein  ein  großer  Teil  der  Schranken  bestehen,  die  das  Wirt- 
schaftsleben in  seiner  durch  den  Mangel  an  guten  Transport- 
mitteln bedingten  Abgeschlossenheit  festhielten. 

§ 2.  Die  Transportmittel  der  Neuzeit. 

Die  wirtschaftliche  Abgeschlossenheit  in  Deutschland  fand 
im  Grunde  genommen  erst  ihr  Ende,  als  Dampfkraft  und 
Elektrizität  in  den  Dienst  des  Verkehrs  gestellt  wurden,  der 
dadurch  zunächst  selber  eine  völlige  Umwälzung  erfuhr  und 
dann  in  seinen  neuen  Formen  der  ganzen  Kultur  ein  anderes 
Gepräge  gab.  Nachdem  die  Wissenschaft  die  Anwendbarkeit 
des  Dampfes  und  der  Elektrizität  auf  die  Fortbewegung  von 
Fahrzeugen  aller  Art  und  auf  die  Nachrichtenbeförderung  er- 
gründet und  durchforscht  hatte,  nutzte  die  Technik  die  Er- 
gebnisse dieser  Forschungen  aus,  um  neue,  ungemein  leistungs- 
fähige Verkehrsmittel  zu  schaffen  und  bis  zu  einem  hohen 
Grade  zu  vervollkommnen.  An  die  Stelle  der  tierischen  Zug- 

1)  Vgl.  hierüber  näheres  bei  Qötz,  Die  Verkehrswege  im  Dienste 
des  Welthandels,  Stuttgart  1888,  S.  547—554. 
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k aft,  der  nur  eine  beschränkte  Leistungsfähigkeit  in  der  Über- 
windung räumlicher  Entfernungen  innewohnt,  traten  haupt- 
sichlich  die  Eisenbahnen,  mittels  deren  ein  Massenverkehr 
von  Gütern  und  Menschen  in  gewaltigem  Umfange  bei  einem 
vt  rhältnismäßig  geringen  Aufwand  an  Zeit  und  Kosten  er- 
möglicht wurde  1).  Auch  auf  dem  Wasserwege  wurde  der 
Dampf  als  neue  Triebkraft  eingeführt,  wodurch  der  Schiff- 
fahrtsverkehr ungemein  gesteigert  und  beschleunigt,  der  Aus- 
laadshandel  vervielfacht  und  die  einzelnen  Volkswirtschaften 
in  enge  Berührung  gebracht  wurden.  Die  beiden  neuen 
V mkehrsmittel  bewirkten  überdies  eine  wesentliche  Beschleu- 
nigung und  Ausdehnung  des  Nachrichtenverkehrs,  dessen 
Wichtigkeit  und  Unentbehrlichkeit  für  die  wirtschaftlichen  und 
gu’stigen  Bedürfnisse  der  Menschen  immer  mehr  zur  Gel- 
tung kam. 

Weit  größere  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Nach- 
richtenverkehrs hat  aber  die  Elektrizität  bewirkt,  denn  sie  erst 
hiit  die  Möglichkeit  einer  von  Raum  und  Zeit  fast  unabhän- 
gigen Nachrichtenübermittelung  geschaffen.  Die  auf  der  An- 
wendung der  Elektrizität  beruhende  Telegraphie  gestattet  mit 
H Ife  eines  die  ganze  Kulturwelt  umspannenden  metallischen 
Leitungsnetzes  einen  Gedankenaustausch  auf  unbegrenzt 

wiite  Entfernungen,  und  der  an  ihre  Seite  getretene  Fern- 

• • 

Sprecher  läßt  sogar  die  Übermittelung  des  gesprochenen 
Wortes  zu 2), 

1)  Cohn,  Nationalökonomie  des  Handels-  und  Verkehrswesens, 
St  ittgart  1898,  S.  872  f.,  und  van  der  Borght,  Das  Verkehrswesen, 
Leipzig  1912,  S.  222 f. 

2)  Der  Begriff  des  Telegraphen  (Fernsprechers)  ist  in  jetzt  all- 
genein  anerkannter  Weise  von  Scheffler,  „Begriff  der  Telegraphie“, 
S.  181  folgendermaßen  erklärt  worden:  „Telegraph  ist  jede  Vorrichtung, 
welche  eine  Nachrichtenbeförderung  dadurch  ermöglicht,  daß  der  an 
eit  em  Ort  zum  sinnlichen  Ausdruck  gebrachte  Gedanke  an  einem 
an  leren  entfernten  Orte  wahrnehmbar  wiedererzeugt  wird,  ohne  daß 
de’  Transport  eines  Gegenstandes  mit  der  Nachricht  erfolgt.“  Diese 
Erklärung  läßt  auch  ohne  weiteres  den  Unterschied  zwischen  dem 
ge  vöhnlichen  Nachrichtenverkehr  (Post  usw.)  und  dem  Nachrichten- 
sclinellverkehr  erkennen. 
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§ 3.  Die  Bedeutung  der  Straßen  in  der  Neuzeit. 

Es  konnte  unter  diesen  Umständen  nicht  ausbleiben,  daß 
die  Bedeutung  des  Straßenverkehrs  unter  dem  Einflüsse  der 
neuzeitlichen  Entwickelung  der  Transportverhältnisse  in  man- 
cher Beziehung  nachlassen  mußte.  Wir  sehen  vor  allem,  daß 
infolge  des  sich  immer  mehr  ausdehnenden  und  verdichtenden 
Eisenbahnnetzes  der  Massentransport  den  Straßen  verloren 
gegangen  ist,  und  zwar  hat  sich  dieser  Umschwung  namentlich 
im  Fernverkehr  bemerkbar  gemacht,  weil  die  Vorteile  der 
Eisenbahnen  hier  besonders  hervortreten.  Der  große  Durch- 
gangsverkehr auf  den  von  altersher  die  Kulturländer  durch- 
ziehenden Hauptstraßen,  die  dem  friedlichen  Warenaustausch 
von  Land  zu  Land,  von  Handelsstadt  zu  Handelsstadt,  aber 
auch  militärischen  und  politischen  Zwecken  gedient  hatten, 
ist  fast  vollständig  auf  die  Eisenbahnen  übergegangen.  In 
nicht  minder  großem  Maße  hat  der  Personenverkehr  sich  die 
neuzeitlichen  Verkehrsmittel  zunutze  gemacht.  Auch  in  mili- 
tärischer Beziehung  ist  die  Bedeutung  guter,  durchgehender 
Straßenzüge  zurückgetreten,  weil  die  Eisenbahnen  große 
Truppenmassen  mit  ihrem  Lebensmittel-  und  Munitionsbedarf 
viel  schneller  und  sicherer  befördern. 

Die  Hauptwirkung  der  wirtschaftlichen  Überlegenheit  der 
Eisenbahnen  den  Straßen  gegenüber  hat  darin  bestanden,  daß 
sich  der  Straßenverkehr  dem  Eisenbahnverkehr  hat  anpassen 
müssen.  Den  Straßen  liegt  es  in  der  Jetztzeit  ob,  den  Nah- 
verkehr nach  und  von  den  an  das  Eisenbahnnetz  angeschlos- 
senen Punkten  zu  vermitteln.  Das  Ziel  der  Straßen  ist  also 
vor  allem  die  Erreichung  eines  Bahnhofes  geworden,  denn 
nur  auf  diese  Weise  läßt  sich  die  Zu-  und  Abfuhr  zwischen 
den  Erzeugungs-  und  Verbrauchsstätten  des  Binnenlandes  und 
den  großen  Linien  des  Weltverkehrs  ermöglichen  Ü-  Ein  voll- 
kommenes Straßennetz  ist  daher  auch  jetzt  noch  die  Vor- 
bedingung für  die  ordnungsmäßige  Abwickelung  des  Verkehrs 

1)  Van  der  Borght,  a.  a.  O.,  S.  157  f. 
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geMieben,  und  das  gilt  nicht  nur  für  die  Städte,  welche  die 
Milteipunkte  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  sowie  des  politi- 
schen und  gesellschaftlichen  Lebens  bilden,  sondern  auch  für 
ländliche  Gegenden,  die  guter  Transportgelegenheiten  für  ihre 
in  den  Verkehr  zu  bringenden  Erzeugnisse  und  für  ihren  Be- 
daif  an  Gütern  aller  Art  nicht  entbehren  können.  Es  ist 
daher  erklärlich,  daß  im  Zusammenhänge  mit  der  Umgestal- 
turg  des  Wegenetzes  auch  eine  umfangreiche  Wegeverbesserung 
eingesetzt  hat,  deren  beste  Hebel  allerdings  die  allgemeine 
Ve 'kehrssteigerung  und  die  damit  verbundene  Bevölkerungs- 
zuiiahme  gewesen  sind. 

Der  volkswirtschaftliche  Wert,  den  die  Straßen  im  Per- 
sonen-, Güter-  und  Nachrichtenverkehr  behalten  haben,  ist 
dadurch  noch  außerordentlich  erhöht  worden,  daß  ihnen  die 
Ve*kehrsentwickelung  neue  Aufgaben  zugewiesen  hat.  Eine 
dei  wichtigsten  dieser  Aufgaben  besteht  darin,  daß  die  Straßen 
dein  Nachrichtenschnellverkehr,  der  durch  den  Telegraphen 
un  1 Fernsprecher  vermittelt  wird,  den  zur  Unterbringung  seiner 
Anlagen  nötigen  Raum  zur  Verfügung  stellen  müssen.  Mit 
dei  stetig  zunehmenden  Bedeutung  des  Telegraphen  und  Fern- 
spiechers  in  der  Volkswirtschaft U ist  diese  Aufgabe  sehr  um- 
fargreich  geworden,  weil  die  dem  Nachrichtenverkehr  dienen- 
den, auf  dem  Straßenkörper  untergebrachten  Linien  und 
Le  tungen  an  Zahl,  Länge  und  Dichte  dauernd  zugenommen 
haben.  Außerdem  wird  der  Straßenkörper  noch  von  anderen 
neuzeitlichen  Einrichtungen  stark  in  Anspruch  genommen, 
namentlich  von  den  ebenfalls  auf  der  Anwendung  der  Elek- 
trhität  beruhenden  Starkstromanlagen,  deren  Entwickelung 
üb  iraus  schnell  vor  sich  gegangen  ist  und  die  sich  in  immer 
dichteren  und  größeren  Leitungsnetzen  bis  in  abgelegene 
Laidesteile  erstrecken.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Gas-  und 
Wi.sserleitungsanlagen,  die  vor  allem  in  den  Städten  eine 
große  Rolle  spielen. 

t)  Vgl.  hierüber  Knies,  Der  Telegraph  als  Verkehrsmittel,  Tü- 
bingen 1857,  S.  190f.;  Adolf  Wagner,  Sozialökonomische  Theorie  des 
Kommunikations-  und  Transportwesens,  Berlin  1909,  S.  2f.;  v.  d.Borght, 
a.  a.  O.,  S.  29 — 62  und  568  f. 
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In  den  folgenden  Ausführungen  soll  dargelegt  werden, 
welche  volkswirtschaftliche  Bedeutung  das  Straßenwesen  für 
den  Nachrichtenschnellverkehr  hat,  wie  sich  die  beiderseitigen 
Beziehungen  im  Laufe  der  Zeit  geändert  haben,  und  wie  sie 
sich  künftig  gestalten  werden. 
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11.  Art  und  Umfang  der  Straßenbenutzung  durch 
die  oberirdischen  Telegraphenanlagen. 

§ 4.  Anfänge  des  Telegraphenlinienbaues  und  die  Straßen. 

ln  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  war  es  ge- 
lurgen,  gebrauchsfähige  Apparatsysteme  für  eine  leichtver- 
stäidliche  und  einfache  Zeichengebung  auf  elektrischem  Wege 
zu  schaffen  1).  Für  einen  telegraphischen  Nachrichtenverkehr 
vo  1 Ort  zu  Ort  bedurfte  es  nunmehr  besonderer  Hilfsmittel, 
un  den  zur  Zeichengebung  nötigen  galvanischen  Strom  auf 
weite  Entfernungen  fortzuleiten,  und  zwar  mußte  dte  Fort- 
pflanzung des  Stromes  in  der  Weise  geschehen,  daß  er  in 
sti  nmter  Richtung  und  Stärke  am  Ziel  ankam.  Außerdem 
mußte  ein  dauernder  Betrieb  gesichert  sein,  der  durch  äußere 
Ei  iflüsse  möglichst  wenig  gestört  wurde.  Die  Bedingungen 
wi  rden  erfüllt,  indem  man: 

1 einen  guten,  ununterbrochenen  Leiter  für  den  elektrischen 
Strom  in  Form  von  Drähten  (aus  Eisen,  Kupfer  oder 
Bronze)  verwandte, 

2 die  Drähte  über  Isolationsvorrichtungen  führte,  für  die 
im  allgemeinen  Porzellanglocken  benutzt  wurden,  und 
die  Stromübergänge  zur  Erde  oder  nach  anderen  Leitern 
verhinderten,  und 

1)  Die  ersten  Apparatsysteme  dieser  Art,  die  auf  der  Ablenkung 
vo  1 Magnetnadeln  infolge  der  Einwirkung  galvanischer  Ströme  be- 
ruhten,'vvaren  die  Nadel-  und  Zeigertelegraphen,  die  z.  B.  von  Gauß 
uni  Weber  in  Göttingen  (1833)  und  von  Steinheil  in  München  (1837) 
ve  wendet  wurden.  Da  aber  mit  dem  Betriebe  dieser  Apparate  der 
Nechteil  verbunden  war,  daß  sie  die  übermittelten  Zeichen  nicht  in 
bU  ibender  Form  Wiedergaben,  wurden  sie  bald  von  dem  Farbschreiber 
(JVorse  1836)  und  dem  Typendrucker  (Hughes  1856)  verdrängt  (vgl. 
Ktrrass,  Geschichte  der  Telegraphie,  Braunschweig  1911). 
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3.  die  Isoliervorrichtungen  mit  den  Drähten  in  einiger  Ent- 
fernung vom  Erdboden  auf  starken  Stützpunkten  an- 
brachte, die  aus  hölzernen  oder  eisernen  Stangen  i)  be- 
standen und  mit  Stützen  oder  Trägern  versehen  waren. 
Wir  haben  hiernach  zu  unterscheiden  zwischen  den  Tele- 
graphenapparaten nebst  Zubehör,  die  den  elektrischen  Strom 
absenden  und  empfangen,  und  den  Leitungen,  die  zur  Über- 
mittelung des  Stromes  vom  Sende-  zum  Empfangsapparat 
dienen.  Die  Unterbringung  der  Apparate,  der  Betriebsein- 
richtungen und  des  Bedienungspersonals  in  geeigneten  staat- 
lichen oder  gemieteten  Häusern  usw.  machte  keine  Schwierig- 
keiten. Dies  war  jedoch  hinsichtlich  der  Telegraphenlinien 2) 
der  Fall,  für  deren  Unterbringung  von  vornherein  verschiedene 
Möglichkeiten  bestanden,  nämlich: 

1.  Erwerb  von  Grund  und  Boden  (eigene  Telegraphenwege), 

2.  Benutzung  privaten  Eigentums, 

3.  Benutzung  des  dem  öffentlichen,  allgemeinen  Interesse 
dienenden  Grund  und  Bodens,  und  zwar 

a)  der  Straßen,  Wege,  Plätze  usw., 

b)  des  Eisenbahngeländes. 

Bei  der  Wahl  der  Linienführung  wurde  dem  öffentlichen  Grund 
und  Boden,  also  dem  Eisenbahngelände  und  den  Straßen, 
der  Vorzug  gegeben,  weil  hier  das  nötige  Gelände  unentgeltlich 
oder  doch  für  angemessene  Gegenleistungen  zur  Verfügung 
gestellt  wurde,  und  weil  dadurch  überhaupt  erst  die  Möglich- 
keiteiner Entwickelungdes  wenig  ertragreichen  telegraphischen 
Nachrichtenverkehrs  gegeben  war.  ln  mancher  Hinsicht  bot 
eine  Benutzung  der  Eisenbahnwege  große  Vorteile,  weil  die 

1)  Das  auf  einigen  Strecken  versuchsweise  angewandte  Verfahren, 
lebende  Bäume  als  Stützpunkte  zu  gebrauchen,  mußte  als  unzweck- 
mäßig aufgegeben  werden. 

2)  Den  zusammenhängenden  Stromweg  aus  Metalldraht  be- 
zeichnet man  als  Leitung.  Die  für  oberirdische  Leitungen  erforder- 
lichen Stützpunkte  (Stangen  usw'.)  mit  den  Isoliervorrichtungen  bilden 
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längs  der  Gleise  verlaufenden  Linien  wegen  der  Unzugänglich- 
keit des  Bahngeländes  für  das  Publikum  sehr  gesichert  waren, 
lei(  ht  beaufsichtigt  und  unterhalten  werden  konnten,  sowie 
durch  Baumpflanzungen  und  Anbauten  nicht  behindert  wurden. 
Au  5 diesen  Gründen  wurde  daher  eine  weitgehende  Benutzung 
dej  Bahngeländes  für  telegraphische  Zwecke  überall  da  in 
Au;sicht  genommen,  wo  die  beiderseitigen  Anlagen  in  gleicher 
Richtung  und  zwischen  gleichen  Orten  verliefen i).  Wo  aber 
die  Benutzung  von  Eisenbahngelände  nicht  möglich  war  oder 
nicit  zweckmäßig  erschien,  bediente  man  sich  bei  der  Her- 
ste lung  der  Telegraphenlinien  vorzugsweise  der  Straßen. 

Verschiedene  Umstände  haben  dazu  beigetragen,  die  Be- 
nutzung der  Straßen  für  die  Zwecke  der  Telegraphie  in  der 
En  Wickelungszeit  zu  erleichtern.  Auf  den  baulichen  Zustand 
des  Straßengeländes  kam  es  zunächst  wenig  an,  weil  Her- 
stellung, Unterhaltung  und  Betrieb  der  Telegraphenlinien  hier- 
vor unabhängig  sind.  Wenn  die  Straßen  nur  eine  gewisse 
Brüte  hatten,  so  daß  sich  der  Fracht-  und  Personenverkehr 
unt  bhäiigig  von  den  Stangenlinien  abwickeln  konnte,  und 
wenn  außerdem  an  den  beiden  Straßenseiten  Hindernisse 
räumlicher  Natur  fehlten  oder  geringfügig  waren,  so  ließen 
siel  Stangen  und  Leitungen  gut  anbringen  2).  Vorteilhaft 
war  es  ferner,  daß  die  öffentliche  Meinung  sich  der  Ein- 
führung des  elektrischen  Telegraphen  gegenüber  wohlwollend 
ver  lieh.  Während  gegen  andere  bedeutungsvolle  Neuerungen, 
z.  E.  die  Eisenbahn,  sowohl  bei  der  großen  Masse  der  Be- 
völkerung, als  auch  bei  unmittelbar  beteiligten  Kreisen  an- 
fänglich große  Abneigung  bestand  und  oft  erhebliche  Wider- 
stär de  zu  überwinden  waren,  ehe  solche  Neueinrichtungen 
als  zweckmäßig  anerkannt  und  unterstützt  wurden,  hat  sich 
der  Bau  der  ersten  Telegraphenlinien  im  wesentlichen  ohne 

1)  Den  Privatbahnen  wurde  in  allen  deutschen  Staaten  in  den 
Konzessionsurkunden  zur  Pflicht  gemacht,  das  nötige  Gelände  zur 
Füh  ung  der  Telegraphenlinien  herzugeben. 

2)  Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Posteinrichtungen,  für 
die  - abgesehen  von  der  Eisenbahnbeförderung  — gute  Straßen  un- 
entbehrlich sind,  wenn  günstige  Ergebnisse  erzielt  werden  sollen. 
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Schwierigkeiten  dieser  Art  vollzogen.  Nur  in  ganz  vereinzelten 
Fällen  wurde  öffentlich  gegen  die  Herstellung  der  Telegraphen- 
anlagen Stellung  genommen,  und  zwar  hauptsächlich,  weil 
man  befürchtete,  daß  die  von  Stange  zu  Stange  gezogenen 
Eisendrähte  stark  anziehend  auf  die  atmosphärische  Elektrizität 
wirken  und  die  Blitzgefahr  erhöhen  könnten.  Die  wenigen 
Stimmen,  die  sich  aus  Unkenntnis  der  tatsächlichen  Verhält- 
nisse gegen  den  elektrischen  Telegraphen  aussprachen,  ver- 
mochten aber  die  Öffentlichkeit  nicht  zu  beeinflussen  und 
verstummten,  als  die  vorausgesagten  schädlichen  Wirkungen 
sich  nicht  einstellten.  Eine  wirkliche  oder  vermeintliche  Schädi- 
gung anderer  Verkehrseinrichtungen  oder  bestimmter  Berufs- 
arten brachte  jedenfalls  das  neue  Verkehrsmittel  vorläufig 
nicht  mit  sich. 

Diese  Verhältnisse  konnten  nicht  ohne  Einfluß  auf  die 
Stellungnahme  der  Straßeneigentümer  bleiben,  von  deren  Ver- 
halten eine  freie  und  ungehinderte  Entfaltung  des  Telegraphen- 
linienbaues mit  abhing.  Hätten  diese  sich  der  Unterbringung 
der  Telegraphenlinien  auf  ihrem  Eigentum  widersetzt  oder 
auch  nur  hohe  Forderungen  an  ihre  Zustimmung  geknüpft, 
so  wäre  die  Entwickelung  der  Telegraphie  außerordentlich 
gehemmt  worden  i).  Der  Umstand  aber,  daß  die  Straßen- 
eigentümer der  öffentlichen  Meinung  Rechnung  trugen,  führte 
dahin,  daß  die  Straßen  durchweg  für  die  Benutzung  durch 
die  Telegraphenlinien  freigegeben  wurden.  Diese  im  Interesse 
des  allgemeinen  Wohles  sehr  erfreuliche  Tatsache  war  um  so 
bemerkenswerter,  als  in  jener  Zeit  noch  keine  einheitlich 
gestalteten  Wegeverhältnisse  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
vorhanden  waren.  Das  Entgegenkommen  der  Straßen- 
eigentümer läßt  sich  aber  nicht  zuletzt  auch  dadurch  erklären, 
dass  ihnen  keine  oder  nur  ganz  nebensächliche  Nachteile 
durch  das  Vorhandensein  der  Telegraphenlinien  erwuchsen. 
Auch  nachdem  die  Erkenntnis  durchgedrungen  war,  daß  ge- 
ll Soweit  es  sich  um  Staatsstraßen  handelte,  lag  es  auf  der  Hand, 
daß  den  vom  Staate  betriebenen  Telegraphenlinien  das  nötige  Gelände 
bereitwillig  zur  Verfügung  gestellt  wurde.  Es  kamen  jedoch  auch  die 
Straßen  der  Kommunalverbände  und  Privater  in  Frage. 


i 
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sunc  e Wirtschaftsverhältnisse  ohne  ein  gut  ausgebildetes  und 
unterhaltenes  Wegenetz  nicht  möglich  waren,  und  die  Straßen- 
eige itümer  dazu  übergingen,  alle  wichtigeren  Straßen  in  Stadt 
und  Land  sachgemäßer  als  bisher  herzustellen,  bei  ihrem  Bau 
besc  nderes  Material,  wie  Steinschlag,  Pflaster  aus  natürlichen 
oder  künstlichen  Steinen,  Holz,  Asphalt  usw.  zu  verwenden 
und  bessere  Maßnahmen  zu  einer  regelrechten  Instandhaltung 
der  Straßen  zu  treffen,  trat  eine  Störung  des  guten  Einver- 
nehmens zunächst  nicht  ein. 

§5.  Der  Teiegraphenlinienbau  in  den  ersten  Jahrzehnten. 

Unter  diesen  Verhältnissen  konnte  sich  der  oberirdische 
Teiegraphenlinienbau  in  den  ersten  Jahrzehnten  ungestört 
entwickeln.  Es  gelang  verhältnismäßig  bald,  die  zur  Her- 
stellung der  Linien  nötigen  Materialien,  Insbesondere  Holz- 
stanjfen,  Eisendraht,  Eisenstützen  und  Isolationsvorrichtungen 
so  brauchbar  herzustellen*),  daß  nicht  nur  die  Anlagekosten 
der  Linien  sich  verminderten,  sondern  auch  eine  ausreichende 
Betriebssicherheit  erzielt  wurde.  Da  das  Gleiche  auch  hin- 
sichtlich der  Apparate  der  Fall  war,  so  stand  vom  technischen 
Stan  Ipunkt  aus  einer  schnellen  Entwickelung  des  Telegraphen- 
wesens nichts  entgegen.  Wenn  gleichwohl  diese  Entwickelung 
anfänglich  nur  langsam  vor  sich  ging,  so  lag  das  hauptsäch- 
lich daran,  daß  infolge  der  hohen  Gebühren  der  private 
Telegrammverkehr  nur  gering  war.  Als  ein  allgemeines  und 
wirksames  Mittel  des  Schnellverkehrs  konnte  man  daher  den 
Telegraphen  in  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  noch  nicht 
bezeichnen.  Er  wurde  es  jedoch,  nachdem  die  Telegramm- 
gebüiren  herabgesetzt  worden  waren. 

Über  die  Entwickelung  des  Telegraphenwesens  seit  dem 
Jahn  1850  geben  die  Anlagen  1 und  2 Aufschluß.  Aus  der 

1)  Die  wesentlichsten  Verbesserungen  in  dieser  Beziehung  er- 
reicht 2 man  durch  das  Zubereiten  der  Stangen  mit  fäulniswidrigen 
Stoffen  (Kupfervitriol,  Quecksilbersublimat  usw.),  durch  das  Verzinken 
der  E sendrähte  zum  Schutze  gegen  das  Verrosten,  durch  Verwendung 
haker  förmiger  eiserner  Schraubenstützen  und  Porzellanisolatoren  in 
Form  von  Doppelglocken. 
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Anlage  2 ergibt  sich,  daß  die  Länge  der  Linien  und  Leitungen 
im  Jahre  1850  ziemlich  übereinstimmte,  daß  aber  später  fast 
allgemein  die  Leitungslänge  mit  jedem  Jahre  stärker  als  die 
Linienlänge  zunahm.  Zunächst  reichte  hiernach  in  der  Haupt- 
sache ein  Draht  zur  Verbindung  mehrerer  Orte  aus.  Erst 
im  Laufe  der  Jahre  wurde  es  auf  den  Hauptstrecken,  auf 
denen  ein  lebhafter  Verkehr  eingesetzt  hatte,  erforderlich,  für 
unmittelbare  Verbindungen  zweier  Orte  über  einen  dritten  usw. 
Ort  am  vorhandenen  Gestänge  neue  Leitungen  anzubringen. 
Die  Belastung  der  Stangen  war  also  jahrelang  gering,  und 
es  bot  daher  keine  Schwierigkeiten,  den  Telegraphenlinienbau 
den  Anforderungen  des  Telegrammverkehrs  anzupassen.  Fast 
auf  allen  Strecken  kam  man  lange  Zeit  mit  einfachen  Linien 
aus,  bei  denen  jeder  Stützpunkt  nur  aus  einer  einzelnen  Stange 
bestand.  Wenn  von  vornherein  Stangen  von  ausreichender 
Höhe  gewählt  oder  im  Bedarfsfälle  die  vorhandenen  gegen 
solche  von  größerer  Länge  ausgewechselt  wurden,  ließen 
sich,  den  steigenden  Anforderungen  desVerkehrs  entsprechend, 
leicht  weitere  Leitungen  anbringen.  Reichten  schließlich  ein- 
fache Stangen  zur  Unterbringung  der  zahlreichen  Leitungen 
auf  den  Hauptstrecken  nicht  mehr  aus,  so  wurden  Doppel- 
gestänge errichtet,  an  denen  man  Leitungen  in  solcher  Anzahl 
unterbringen  konnte,  daß  jedem  Verkehrsbedürfnis  Rechnung 
getragen  wurde.  Im  Laufe  der  Zeit  entstand  auf  diese  Weise 
ein  ganz  Deutschland  umspannendes  Telegraphenleitungsnetz. 

ln  der  Regel  war  es  möglich,  die  Telegraphenlinien  so 
herzustellen  oder  später  zu  ändern,  daß  weder  der  Gemein- 
gebrauch*) der  Straßen,  noch  besondere  Interessen  der  Eigen- 
tümer oder  Anwohner  beeinträchtigt  wurden.  Auf  die  Wünsche 
der  Straßenbauverwaltung  wurde  weitgehende  Rücksicht  ge- 
nommen, indem  die  Stangen  möglichst  nicht  auf  dem  Straßen- 
körper selbst,  sondern  jenseits  der  Seitengräben  an  ihrem 

1)  Hierunter  ist  die  Bestimmung  der  Straßen  zum  Gehen,  Fahren, 
Reiten  und  zum  Fortbewegen  von  Sachen  zu  verstehen.  Vgl.  Begrün- 
dung des  Entwurfs  eines  Telegraphenweggesetzes  (Nr.  170  der  Druck- 
sachen des  Reichstages,  10.  Legislaturperiode,  1.  Session  1898  1900) 
und  § 7 des  preußischen  allgemeinen  Landrechts,  Teil  11,  Titel  15. 
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Rar  de  oder  auf  den  meist  vorhandenen  Sicherheitsstreifen 
auf]  gestellt  wurden.  Auf  diese  Weise  erreichte  man,  daß  Straße 
und  Linie  ziemlich  unabhängig  voneinander  waren.  Beim 
Übt  rschreiten  des  Straßenkörpers  war  es  nötig,  die  Leitungen 
hoch  genug  zu  führen,  um  den  Straßenverkehr,  besonders 
beltdene  Fuhrwerke,  nicht  zu  behindern.  Diesen  Zweck  er- 
reichte man  dadurch,  daß  an  diesen  Stellen  längere  Stangen 
ver\i^endet  wurden,  als  sonst  in  der  Linie  standen.  Gestatteten 
bes(  hränkte  örtliche  Verhältnisse  nicht,  die  Linien  in  der  an- 
gegebenen Weise  unterzubringen,  z.  B.  in  engen  Straßen  von 
Ortschaften,  auf  Brücken  oder  in  der  Näfie  gewisser  Bau- 
wer <e,  wie  Mauern,  Unterführungen,  so  traten  an  die  Stelle 
der  Holzstangen  eiserne  Stangen,  Mauerbügel  oder  ähnliche 
Vorkehrungen  ’)• 

Bei  der  Herstellung  der  Telegraphenlinien  waren  schließ- 
lich auch  noch  solche  Anlagen  zu  berücksichtigen,  die  sich 
zurr  Schutze  und  zur  Förderung  des  Straßenverkehrs  oder 
aus  wirtschaftlichen  Gründen  auf  den  Straßen  befanden. 
Haiptsächlich  waren  dies  die  Baumpflanzungen,  die  in  dunklen 
Nächten  und  bei  Schneeverwehungen  die  Wegerichtung  an- 
geben sollten.  Meist  wurden  Obstbäume  für  diesen  Zweck 
bevorzugt,  weil  sie  dem  Eigentümer  durch  ihre  Erträgnisse 
nicht  unbeträchtliche  Vorteile  brachten,  oder  man  wählte  Zier- 
bäuine,  die  für  das  gute  Aussehen  der  Straßen  von  Wert 
waren.  Für  schmale  Straßen  legte  man  häufig  auch  noch 
Schiieeschutzanlagen  aus  lebenden  Hecken  (Weißdorn,  Weiden 
usw ) und  Einfriedigungen  aus  Geländer,  Schutzsteinen,  Brü- 
stunJsmauern  usw.  an.  Während  die  letztgenannten  Anlagen 
den  Bau  von  Telegraphenlinien  nicht  oder  nur  unwesentlich 
ersc  iwerten,  war  dies  bei  den  Baumpflanzen  oft  der  Fall. 
Wurden  nämlich  die  Leitungen  in  unmittelbarer  Nähe  der 
Bäume  geführt,  so  daß  Berührungen  mit  den  Zweigen  vor- 
kam m,  so  wurde  bei  schlechtem  Wetter  der  elektrische  Strom 
zur  Erde  abgeleitet  und  dadurch  der  telegraphische  Verkehr 
beeinträchtigt.  Es  war  daher  erforderlich,  die  Leitungen  in 
einiger  Entfernung  von  den  Bäumen  unterzubringen.  Befanden 
1)  Vgl.  Telegraphenbauordnung,  S.  18  f. 
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sich  die  Bäume  nur  auf  der  einen  Straßenseite,  so  wurde  in 
der  Regel  die  andere  Seite  zur  Aufstellung  der  Gestänge  gewählt. 
Waren  jedoch  auf  beiden  Straßenseiten  Baumpflanzungen  vor- 
handen, so  mußten  oft  besondere  Maßnahmen  getroffen  werden. 
Ein  Fällen  der  oft  wertvollen  Bäume  war  schon  aus  dem 
Grunde  untunlich,  weil  es  die  Anlage  der  Telegraphenlinien 
sehr  verteuert  hätte.  Man  ßiehalf  sich  daher,  wenn  es  nicht 
möglich  war,  die  Leitungen  aus  dem  Bereiche  der  Bäume 
zu  bringen,  mit  Ausästungen  und  erstattete,  wenn  es  bean- 
sprucht wurde,  den  dadurch  entstehenden  Schaden.  Immerhin 
war  das  Vorhandensein  der  Baumpflanzungen  von  vornherein 
ein  Hindernis,  das  die  Herstellung  von  Telegraphenlinien  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  ungünstig  beeinflußte.  Je  zahl- 
reicher die  Leitungen  waren,  und  je  mehr  Raum  sie  bean- 
spruchten, um  so  mehr  trat  dies  Hindernis  in  die  Erscheinung. 
Da  aber  die  Zahl  der  Leitungen  auch  in  den  stärker  be- 
lasteten Linien  längere  Zeit  verhältnismäßig  gering  war,  ließen 
sich  die  Schwierigkeiten  fast  durchweg  ohne  Schaden  für  die 
Telegraphenlinien  beseitigen. 
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III.  Der  unterirdische  Telegraphenlinienbau  in 
den  ersten  Jahrzehnten  und  die  Straßen. 

§ 6.  Allgemeines  über  die  unterirdische  Linienführung. 

Der  Gedanke,  die  Drahtleitungen  unter  die  Straßenober- 
fläcie  zu  verlegen,  ist  schon  bald  nach  der  Erfindung  des  elek- 
trisi:hen  Telegraphen  aufgetaucht  und  verwirklicht  worden  *). 
Die  ersten  Versuche  hatten  aber  unbefriedigende  Ergebnisse, 
wei  das  zur  Isolierung  der  Drähte  verwendete  Material  seine 
Aufgabe  nur  unvollkommen  erfüllte.  Werner  Siemens  erkannte 
bald  die  Guttapercha  2)  als  geeignetes  Isolierungsmaterial  und 
sch  ug  es  der  von  der  preußischen  Regierung  1844  eingesetzten 
„Kommission  für  Versuche  elektromagnetischer  Telegraphen“ 
zur  Verwendung  vor.  Die  zwischen  Berlin  und  Großbeeren 
sov  ie  zwischen  Köln  und  Deutz  im  Jahre  1848  hergestellten 
Versuchslinien  bewährten  sich  aber  nicht,  gaben  vielmehrzu 
häufigen  Betriebsstörungen  Anlaß.  Die  Gründe  dieses  Miß- 
erfclges  lagen,  wie  Siemens  selbst  festgestellt  hat^),  vor  allem 

1)  Einer  der  ersten  Forscher  auf  diesem  Gebiete  war  der  Physiker 
Jacc  bi,  der  im  Jahre  1842  in  Petersburg  einen  von  einer  Mischung 
von  Wachs,  Harz  und  Talg  umgebenen  und  mit  Zwirn  umsponnenen 
Dralit  in  Glasröhren  einzog,  die  in  den  Erdboden  verlegt  wurden. 
Mor;e,  der  durch  die  Erfindung  des  nach  ihm  benannten  elektro- 
magietischen  Telegraphenapparates  berühmt  gewordene  Amerikaner, 
benutzte  für  seine  Telegraphenlinie  zwischen  Baltimore  und  Washington 
im  Jahre  1843  Bleiröhren,  in  die  er  zwei  mit  Baumwolle  und  Gummi- 
lack überzogene  Kupferdrähte  einzog. 

2)  Die  im  Jahre  1846  nach  Europa  gebrachte  Guttapercha  ist 
der  aingetrocknete  Milchsaft  eines  Baumes  aus  des  Familie  der  Sapo- 
tace  m,  der  auf  vielen  Inseln  der  Südsee  sowie  auf  Malakka,  Borneo, 
Sun'atra  und  bei  Singapore  vorkommt. 

3)  Vgl.  Werner  Siemens,  Kurze  Darstellung  der  an  den  preußi- 
sche n Telegraphenlinien  mit  unterirdischen  Leitungen  bis  jetzt  ge- 
maciten  Erfahrungen,  Berlin  1851. 
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darin,  daß  man  die  Guttapercha  nicht  in  einem  genügend 
gebrauchsfähigen  Zustande  herstellen  konnte  und  es  ferner 
an  den  nötigen,  technisch  einwandfreien  Einrichtungen  fehlte, 
um  sie  überall  gleichmäßig  auf  die  Drähte  aufzutragen.  Die 
wenig  günstigen  Erfahrungen,  die  für  lange  Linienstrecken 
bei  ähnlichen  in  Österreich,  England  und  anderen  Ländern 
angestellten  Versuchen  gemacht  wurden,  hatten  zur  Folge, 
daß  man  zunächst  nur  auf  kurzen  Strecken,  wenn  der  Durch- 
bringung  oberirdischer  Leitungen  sehr  große  Schwierigkeiten 
entgegenstanden,  sich  der  unterirdischen  Führung  bediente. 

Solche  Schwierigkeiten  ergaben  sich  im  Zuge  der  Straßen 
mitunter  an  den  Stellen,  wo  die  Leitungen  über  ein  Gewässer 
zu  führen  waren.  Da  die  vorhandenen  Brücken  aus  Raum- 
mangel, wegen  ungenügender  Festigkeit  oder  aus  bestimmten 
Verkehrsrücksichten  häufig  zur  Aufstellung  von  Gestängen 
wenig  geeignet  waren,  mußten  Kabel  benutzt  werden,  die  an 
oder  in  dem  Brückenkörper  untergebracht  wurden.  War  die 
Brückenbenutzung  nicht  angängig,  so  wurden  die  Kabel  durch 
den  Wasserlauf  selbst  verlegt.  Es  kam  ferner  vor,  daß  in 
engen  städtischen  Straßen  zur  Vermeidung  von  Verkehrs- 
störungen streckenweise  die  oberirdische  Linienführung  durch- 
aus nicht  möglich  war,  so  daß  man  auch  hier  gezwungen 
war,  kurze  Kabel  in  die  im  übrigen  oberirdisch  verlaufenden 
Linien  einzufügen. 

Von  vielen  Seiten  wurden  zwar  Verbesserungsvorschläge 
gemacht,  welche  die  Einführung  eines  umfangreichen  unter- 
irdischen Liniennetzes  ermöglichen  sollten,  bei  den  zur  Durch- 
führung gekommenen  größeren  Versuchen  stellte  sich  aber, 
immer  wieder  heraus,  daß  eine  ordnungsmäßige  Abwickelung 
des  telegraphischen  Betriebes  nicht  sichergestellt  werden 
konnte.  Diese  ungünstigen  Betriebsergebnisse  waren  aber 
lediglich  die  Folge  einer  ungenügenden  Erkenntnis  der  Be- 
dingungen, denen  ein  wirklich  brauchbares  elektrisches  Kabel 
genügen  muß.  Bis  diese  Bedingungen  mathematisch  und 
technisch  klargelegt  waren,  verging  längere  Zeit.  Infolgedessen 
hatte  etwa  20  Jahre  hindurch  die  oberirdische  Linienführung 
die  unbestrittene  Herrschaft  beim  Telegraphenbau. 
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^ 7.  Die  Vorzüge  und  Nachteile  der  unterirdischen 
gegenüber  der  oberirdischen  Linienführung. 

Die  Straßen  und  der  sich  auf  ihnen  abwickelnde  Verkehr 
werden  durch  die  oberirdischen  Telegraphenlinien  wesentlich 
un  günstiger  beeinflußt,  als  bei  der  unterirdischen  Linienführung. 
Es  lassen  sich  zwar  in  der  Regel,  wie  schon  erörtert  worden 
ist,  geeignete  Maßnahmen  treffen,  durch  die  dauernde  Stö- 
rungen des  Straßenverkehrs  vermieden  werden ; bis  zu  einem 
gewissen  Grade  sind  die  Gestänge  mit  ihren  Leitungen  aber 
hier  und  dort  doch  ein  Verkehrshindernis  für  Fußgänger  und 
Fuhrwerke.  Die  örtlichen  Verhältnisse  sind  eben  nicht  immer 
de  art,  daß  die  Stangen  völlig  außerhalb  des  Raumes,  den 
de  • allgemeine  Straßenverkehr  benötigt,  untergebracht  werden 
körnen.  Auch  die  Leitungen  können  störend  wirken,  sobald 
sie  z.  B.  nicht  so  hoch  angebracht  sind,  daß  höher  beladene 
Fuhrwerke  unter  ihnen  hinwegfahren  können.  Man  muß 
ferner  mit  dem  Umbruch  von  Gestängen  und  mit  Draht- 
br  ichen  rechnen,  womit  nicht  nur  Verkehrsstockungen,  son- 
de  -n  auch  Gefahren  für  die  Benutzer  der  Straßen  verbunden 
sird.  Dieser  Ubelstand  tritt  zwar  unter  regelrechten  Verhält- 
nissen nicht  gerade  häufig  ein,  durch  heftige  Stürme  und  Un- 
wetter werden  aber  mitunter  ganze  Linienzüge  völlig  umgewor- 
fer , so  daß  die  auf  den  Straßen  liegenden  Stangen  und  Drähte 
de  1 Straßenverkehr  bis  zur  Wegräumung  der  Hindernisse  ganz 
erheblich  beeinträchtigen.  Die  ungünstigen  Wirkungen  dieser 
Ar  kommen  bei  den  unterirdischen  Anlagen  fast  ganz  in 
Wt  gfall.  Sind  einmal  die  Telegraphenkabel  im  Erdboden  ein- 
ge  )ettet  und  die  Kabelgräben  ordnungsmäßig  zugefüllt,  so 
ist  eine  Störung  des  Straßenverkehrs  gänzlich  ausgeschlossen. 
Für  Fußgänger,  Reiter  und  Wagen  machen  sich  die  Kabel 
überhaupt  nicht  bemerkbar,  und  nur  wenn  Arbeiten  zur  Auf- 
suchung und  Beseitigung  von  Kabelfehlern  nötig  sind,  wird 
mi  n auf  das  Vorhandensein  unterirdischer  Telegraphenlinien 
au  merksam. 

Die  Mängel  der  oberirdischen  Telegraphenlinien  treten 
noch  stärker  hervor,  wenn  die  allgemeinen  volkswirtschaft- 
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liehen  Interessen  in  den  Vordergrund  gestellt  werden  und  man 
sich  bewußt  bleibt,  daß  jede  längere  und  umfangreiche  Unter- 
brechung des  telegraphischen  Betriebes  empfindliche  Schädi- 
gungen des  wirtschaftlichen  Lebens  im  allgemeinen  und  der 
persönlichen  Interessen  des  einzelnen  herbeiführen  kann.  Es 
gilt  das  allerdings  für  alle  oberirdischen  Anlagen,  also  auch 
für  diejenigen,  die  sich  auf  Eisenbahngelände  oder  auf  pri- 
vatem Grund  und  Boden  befinden.  Durch  heftige  Unwetter 
werden  die  oberirdischen  Liniennetze  nicht  selten  in  ganzen 
Landstrichen  so  völlig  gestört,  daß  der  telegraphische  Betrieb 
auf  den  betroffenen  Strecken  oft  tage-  und  in  Einzelfällen 
sogar  wochenlang  unterbrochen  ist.  Die  durch  das  Ver- 
sagen eines  unentbehrlichen  Verkehrsmittels  entstehenden  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  Schäden  können  außerordentlich 
hoch  sein,  und  es  bedarf  mitunter  großer  Anstrengungen, 
um  die  Linien  wieder  betriebsfähig  herzustellen  U-  Aber  auch 
unter  gewöhnlichen  Witterungsverhältnissen  ist  eine  unbedingte 
Sicherheit  des  telegraphischen  Verkehrs  nicht  gegeben,  weil 
hier  und  da  immer  wieder  Drahtbrüche  und  Verschlingungen, 
Berührungen  mit  fremden,  die  Elektrizität  ableitenden  Gegen- 
ständen, atmosphärische  Störungen  usw.  auftreten,  die  eine 
telegraphische  Verständigung  von  Amt  zu  Amt  unmöglich 
machen  oder  doch  erschweren. 

Die  oberirdischen  Telegraphenlinien  auf  den  Straßen  sind 
überdies  zufälligen,  mutwilligen  oder  gar  verbrecherischen 
Angriffen  ausgesetzt.  Es  soll  hier  nur  auf  das  An-  und  Um- 
fahren der  Gestänge,  die  Zertrümmerung  der  Isolatoren  infolge 
von  Steinwürfen,  das  Werfen  metallischer  Gegenstände  (Draht- 

1)  Durch  Schneefall  im  November  1909  sind  z.  B.  in  einzelnen 
Teilen  des  Reichspostgebiets  die  Telegraphen-  und  Fernsprechlinien 
auf  einer  Strecke  von  mehr  als  13200  km  Länge  beschädigt  worden. 
Es  waren  nicht  weniger  als  14800  hölzerne  oder  eiserne  Gestänge 
umgebrochen,  aus  der  Erde  gerissen,  umgebogen  oder  schiefgedrückt 
und  etwa  129500  Drahtbrüche  entstanden.  Die  Kosten  der  Wieder- 
herstellungsarbeiten, die  trotz  angestrengter  Tätigkeit  des  Baupersonals 
mehrere  Wochen  in  Anspruch  nahmen,  haben  etwa  2 200000  M.  be- 
tragen (vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  1910,  S.  187  f.). 


22-  — 


refte,  Konservenbüchsen  u.  dgl.  in  die  Leitungen  i)  und 
au'  die  Drahtdiebstähle 2)  hingewiesen  werden.  Diese  Stö- 
ru  igen,  welche  die  Sicherheit  des  telegraphischen  Verkehrs 
eb  mfalls  stark  vermindern,  sind  bei  den  geschützt  unter  der 
Stiaßenoberfläche  liegenden  und  dem  Auge  entzogenen  unter- 
irdischen Anlagen  im  allgemeinen  ausgeschlossen  oder  wenig- 
stens auf  ein  geringes  Maß  beschränkt. 

Die  Vorzüge  der  oberirdischen  Telegraphenlinien  ergeben 
sici  im  wesentlichen  daraus,  daß  es  zu  ihrer  Herstellung 
keiner  schwierigen  Vorbereitungen  bedarf,  und  daß  es  ferner 
eirfach  ist,  die  Leitungen  in  einer  vorhandenen  Linie  zu  ver- 
mehren. Von  großer  Wichtigkeit  ist  hierbei  der  Umstand, 
daß  die  Anlagekosten  vergleichsweise  gering  sind.  Bei  der 
Herstellung  unterirdischer  Linien  sind  dagegen  die  Vorberei- 
tur  gs-  und  Ausführungsarbeiten  (Auskundung  der  Linien- 
fül  rung,  Beschaffung  der  Kabel,  Herstellung  der  Kabelgräben, 
Verlegung  der  Kabel  usw.)  erheblich  umständlicher  und  zeit- 
raubender. Ist  infolge  der  Verkehrszunahme  eine  Vermehrung 
de  • Leitungen  notwendig,  und  sind  keine  freien,  zur  Inbetrieb- 
naime  verfügbaren  Adern  vorhanden,  so  ist  eine  Leitungs- 
ve  mehrung  gleichbedeutend  mit  der  Verlegung  eines  neuen 
Kabels.  Es  kommen  also  hohe  Anlagekosten  in  Frage,  ln 

1)  Bis  zum  Jahre  1890  waren  die  Telegraphenanlagen  gegen 
vorsätzliche  und  fahrlässige  Beschädigungen  durch  die  §§  317  und 
31S  RStGB.  geschützt,  ln  diesem  Jahre  sah  sich  das  Reich  genötigt, 
der  Telegraphenanlagen  einen  strafrechtlichen  Schutz  auch  gegen 
blo3e  Gefährdung  zu  gewähren  und  den  beiden  Paragraphen  die 
jeU  ige  Fassung  zu  geben.  Die  Zahl  der  vorsätzlichen  und  fahr- 
läs:  igen  Beschädigungen  hatte  nämlich  erheblich  zugenommen.  Z.  B. 
waien  in  den  Jahren  1888  und  1889  etwa  800  derartige  Fälle  im 
Rei:hstelegraphengebiet  vorgekommen  (vgl.  Drucksachen  des  Reichs- 
tag;, 1.  Session,  1890,  Nr.  36,  und  Kommissionsbericht  Nr.  242,  S.  15). 

2)  Die  Drahtdiebstähle,  bei  denen  es  häuptsächlich  auf  die  Ent- 
weridung  der  wertvollen  Kupfer-  und  Bronzeleitungen  abgesehen  ist, 
hat  en  in  den  letzten  Jahren  so  erheblich  zugenommen,  daß  neuer- 
din^s  bestimmte  Maßnahmen  zum  Schutze  der  Anlagen  und  zur  Er- 
mit:elung  der  Täter  getroffen  worden  sind  (Überwachung  der  Linien, 
Diebesweckerschaltungen  usw.).  Die  an  den  Straßen  verlaufenden 
Leitungen  sind  solchen  Diebstählen  besonders  ausgesetzt. 
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der  Unterhaltung  sind  oberirdische  Anlagen  teurer  als  unter- 
irdische, an  denen  Instandsetzungsarbeiten  nur  in  ganz  ge- 
ringem Umfange  erforderlich  sind.  Auch  büßen  oberirdische 
Linien  sehr  bald  an  Betriebssicherheit  und  Standfestigkeit  ein, 
wenn  nicht  dauernd  schadhaft  gewordene  Stangen  entfernt, 
verrostete  Drähte  ausgewechselt,  Isolatoren  gereinigt  sowie 
Verstärkungsmittel  (Streben  und  Anker)  erneuert  werden.  Die 
Störungsbeseitigung  gestaltet  sich  zwar  im  allgemeinen  einfach, 
wenn  es  sich  nicht  um  die  Wiederherstellung  durch  Wind  und 
Wetter  völlig  vernichteter  Linien,  sondern  lediglich  um  ein- 
zelne Drahtbrüche  oder  -Verschlingungen,  Stangenumbrüche 
oder  dergleichen  handelt,  die  Störungen  sind  aber  sehr  zahl- 
reich. Treten  dagegen  in  einer  unterirdischen  Leitung  Fehler 
auf,  z.  B.  infolge  Versagens  des  Isolationsmaterials,  so  bedarf 
es  zunächst  elektrischer  Messungen  zur  Feststellung  der  Fehler- 
stelle und  dann  meist  kostspieliger  und  langwieriger  Instand- 
setzungsarbeiten. Andererseits  ist  die  Zahl  der  auftretenden 
Kabelfehler  gering,  da  ein  Kabel  nur  selten  versagt. 

Ein  Vergleich  beider  Systeme  fällt  hiernach  — abgesehen 
von  der  Kostenfrage  — zugunsten  der  unterirdischen  Anlagen 
aus,  da  diese  einerseits  bei  genügender  Betriebsfähigkeit  eine 
glatte  Abwickelung  des  Telegrammverkehrs  gewährleisten, 
andererseits  für  den  Straßenverkehr  nicht  hinderlich  sind. 

§ 8.  Die  ersten  größeren  unterirdischen  Telegraphen- 
linien in  Deutschland. 

Anfang  der  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts 
hatte  die  Kabeltechnik  solche  Fortschritte  gemacht,  daß  man 
imstande  war,  größere  unterirdische  Telegraphenlinien  her- 
zustellen. In  den  leitenden  Kreisen  hatte  sich  auch  immer 
mehr  die  Überzeugung  Bahn  gebrochen,  daß  ein  von  Wind 
und  Wetter  unabhängiges,  dauernd  betriebsfähiges  Telegraphen- 
liniennetz aus  politischen,  militärischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  notwendig  war.  Da  aber  dieser  Zweck  bei 
einer  ausschließlichen  Verwendung  des  oberirdischen  Systems, 
dessen  häufiges  Versagen  schwerwiegende  und  mitunter  ver- 
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häi  gnisvolle  Nachteile  mit  sich  bringen  konnte,  nicht  zu  er- 
reichen war,  so  blieb  nur  übrig,  sich  der  unterirdischen  Führung 
meir  als  bisher  zuzuwenden.  Von  diesen  Erwägungen  ging 
Steahan  aus,  als  er  in  einer  „Denkschrift  über  die  Erweiterung 
des  Telegraphennetzes“  1)  im  Jahre  1876  die  planmäßige  Her- 
stellung eines  unterirdischen  Telegraphennetzes  im  Reichs- 
po‘  tgebiete  forderte.  Nachdem  die  hierzu  erforderlichen  Mittel 
vor  den  gesetzgebenden  Körperschaften  bewilligt  waren,  wurden 
die  Arbeiten  alsbald  in  Angriff  genommen  und  im  Herbst  1881 
vol  endet.  Die  Kabel,  die  vier  oder  sieben  Leitungen  erhielten, 
hat  en  eine  Gesamtlänge  von  annähernd  5500  km  und  ver- 
bar  den  die  bedeutendsten  deutschen  Städte  miteinander.  Die 
Herstellungskosten  beliefen  sich  auf  30  Millionen  Mark 2). 
Da  J diese  unterirdischen  Leitungen  den  Anforderungen  eines 
gesicherten  telegraphischen  Nachrichtenverkehrs  genügten, 
geht  vor  allem  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  von  den  damals 
ver  egten  Kabeln  der  größte  Teil  heute  nach  beinahe  40 jähriger 
Benutzung  noch  betriebsfähig  ist. 

Auch  innerhalb  der  großen  Städte  ging  man  dazu  über, 
die  im  übrigen  oberirdisch  hergestellten  Leitungen  von  der 
Sta  ltgrenze  nach  den  Betriebsanstalten  unterirdisch  einzuführen, 
da  in  den  belebten  Straßen  neue  oberirdische  Linien  aus  Ver- 
kehrsrücksichten nicht  hergestellt  werden  konnten,  je  mehr 
die  Zahl  der  Leitungen  mit  der  Entwickelung  der  Telegraphie 
zunahm,  und  je  dichter  das  Liniennetz  wurde,  um  so  häufiger 
wuide  das  notwendig. 

An  sich  wäre  hiernach  ein  weiterer  Ausbau  des  unter- 
irdischen Telegraphennetzes  im  Interesse  eines  gesicherten 
Na(  hrichtenaustausches  zu  begrüßen  gewesen,  jedenfalls 
wäien  von  den  Straßeneigentümern,  -anliegern  und  -benutzern 
keine  Einwendungen  gegen  eine  möglichst  ausgiebige  Ver- 


1)  Vgl.  die  vom  Reichspostamt  herausgegebene  Denkschrift 
„50  Jahre  elektrische  Telegraphie,  1849—1899“,  Berlin  1899,  S.  72  f. 

2)  ln  den  Jahren  1889—1891  wurden  auch  Bayern  und  Württem- 
ben  an  dieses  Kabelnetz  angeschlossen,  dessen  Linienlänge  sich  da- 
dun h um  etwa  6000  km  erhöhte  (50  Jahre  elektrische  Telegraphie, 
S.  7 >). 
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Wendung  von  Kabelanlagen  erhoben  worden.  Die  Telegraphen- 
verwaltungen entschieden  sich  aber  für  so  weitgehende  Maß- 
nahmen nicht,  weil  trotz  der  den  oberirdischen  Leitungen 
anhaftenden  Mängel  immerhin  eine  ordnungsmäßige  Abwicke- 
lung des  telegraphischen  Verkehrs  auf  ihnen  möglich  war. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  des  Verkehrslebens  können  wir 
demnach  die  Beobachtung  machen,  daß  ein  neues  Verkehrs- 
mittel das  alte  nur  allmählich  und  fast  niemals  völlig  entbehrlich 
macht,  daß  beide  vielmehr  meist  nebeneinander  bestehen  blei- 
ben, sich  gegenseitig  ergänzen  und  jedes  die  Dienste  versieht, 
für  die  es  seiner  Natur  nach  und  nach  Maßgabe  der  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  am  besten  geeignet  ist.  Für  die  Bei- 
behaltung der  oberirdischen  Telegraphie  sprachen  — abgesehen 
von  gewissen  Betriebserfordernissen  — vor  allem  finanzielle 
Gesichtspunkte.  Trotz  aller  sonstigen  Fortschritte  hatten  sich 
nämlich,  wenn  man  von  den  nicht  ausschlaggebenden  Unter- 
haltungs-  und  Instandsetzungsausgaben  absieht,  die  Kosten 
für  unterirdische  Anlagen  nicht  wesentlich  vermindern  lassen. 
Namentlich  blieben  die  Materialkosten  nach  wie  vor  hoch. 
Dies  wurde  hauptsächlich  dadurch  verursacht,  daß  der  stark 
anwachsende  Bedarf  an  Guttapercha,  das  zunächst  noch  als 
einziges  brauchbares  Isoliermittel  den  Hauptbestandteil  der 
Kabel  bildete,  ein  beträchtliches  Steigen  der  Preise  herbei- 
führte, da  das  Angebot  mit  der  Nachfrage  nicht  Schritt  halten 
konnte.  Aber  auch  die  Kosten  für  den  Bau  der  Kabel  in 
den  Fabriken  und  für  die  Verlegungsarbeiten  waren  nach  wie 
vor  beträchtlich. 


IV.  Der  Einfluß  des  Fernsprechwesens. 

i 9.  Der  Zusammenhang  zwischen  Telegraphie  und 

Fernsprechwesen. 

Die  Erfindung  des  Fernsprechers  bedeutete  einen  großen 
Fcrtschritt  auf  dem  Gebiete  des  Nachrichtenschnellverkehrs, 
de  • durch  das  neue,  einen  unmittelbaren  mündlichen  Gedanken- 
austausch  ermöglichende  Verkehrmittel  einen  schnellen  Auf- 
scliwung  nahm.  Der  Fernsprecher  wurde  im  Jahre  1877  in 
D(  utschland  eingeführt  und,  da  er  von  vornherein  verstaat- 
licit  und  von  den  drei  selbständigen  deutschen  Telegraphen- 
ve'waltungen  (Reich,  Bayern  und  Württemberg)  innerhalb  ihrer 
Bereiche  in  gleicher  Weise  wie  die  Telegraphie  als  Regel  be- 
tri  jben  wurde,  so  ergab  sich  ein  enger  Zusammenhang  zwischen 
be  den  Verkehrsmitteln,  der  für  das  gesamte  Wirtschaftsleben 
von  günstigen  Folgen  war.  Der  Fernsprecher  fügte  sich  völlig 
in  die  vorhandene  Organisation  des  Telegraphenwesens  ein, 
und  die  Verschmelzung  der  beiderseitigen  Anlagen  ging  um 
so  leichter  vor  sich,  als  sie  auch  in  staats-,  verwaltungs-  und 
strafrechtlicher  Beziehung^)  gleichartig  behandelt  wurden.  Vom 
Standpunkte  der  Technik  ließen  sich  gegen  eine  Vereinigung 
de;  Fernsprechwesens  mit  der  Telegraphie  berechtigte  Ein- 
w(  ndungen  nicht  erheben,  es  waren  vielmehr  gerade  auf  diesem 
G<  biete  so  zahlreiche  Berührungspunkte,  namentlich  hinsicht- 
lici  der  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Telegraphen-  und 
Fernsprechlinien 2)  vorhanden,  daß  ein  getrennter  Betrieb  beider 
Verkehrsmittel  unzweckmäßig  gewesen  wäre. 

1)  Der  § 1 des  Telegraphengesetzes  vom  6.  April  1892  bestimmt 
au  .drücklich,  daß  die  Fernsprechanlagen  unter  den  Telegraphenanlagen 
mi  begriffen  sind.  Hinsichtlich  der  strafrechtlichen  Vorschriften  ist 
da;  gleiche  noch  besonders  durch  den  §318a  RStGB.  geschehen. 

2)  Die  Fernsprechlinien  und  -leitungen  wurden  in  gleicher  Weise 
he  gestellt  und  unterhalten  wie  die  Telegraphenanlagen  (vgl.  § 4). 
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Diese  Gestaltung  des  Fernsprechwesens  hatte  die  Wirkung, 
daß  die  Beziehungen,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  zwischen 
Telegraphie  und  Straßen  herausgebildet  hatten,  durch  die  für 
die  Zwecke  des  Fernsprechverkehrs  errichteten  Anlagen  keine 
grundsätzliche  Änderung  erfuhren.  Die  Unterbringung  der 
Fernsprechlinien  und  -leitungen  auf  dem  Straßengelände  er- 
folgte unter  den  bisherigen  Verhältnissen,  und  es  ließ  sich 
sogar  vielfach  ermöglichen,  die  beiderseitigen  Leitungen  an 
gemeinsamen  Gestängen  zu  führen,  sofern  nur  der  zur  Ver- 
meidung gegenseitiger  Störungen  nötige  Abstand  gewahrt 
wurde,  je  mehr  sich  allerdings  das  Fernsprechwesen  ent- 
wickelte, um  so  häufiger  war  es  nötig,  besondere  Linien  zur 
Aufnahme  der  Fernsprechleitungen  zu  bauen. 

Für  den  Ausbau  des  vorhandenen  Liniennetzes  war  das 
Hinzutreten  der  Fernsprechleitungen  insofern  von  einschnei- 
dender Bedeutung,  als  es  sich  bei  diesen  nicht  nur  um  Ver- 
bindungen von  Amt  zu  Amt,  wie  es  bei  den  Telegraphen- 
leitungen fast  ausschließlich  der  Fall  war,  sondern  auch  von 
Privatwohnungen,  Geschäftshäusern  usw.  nach  den  auf  be- 
stimmten Ämtern  gebildeten  Zentralstellen  handelt.  Bei  diesen 
Vermittlungsämtern  konnten  nach  Bedarf  und  Wunsch  die 
von  den  Teilnehmersprechstellen  kommenden  Leitungen  unter- 
einander und  mit  Hilfe  der  Fernleitungen,  die  von  Amt  zu 
Amt  geführt  waren,  auch  mit  den  an  andere  Zentralstellen 
angeschlossenen  Teilnehmern  verbunden  werden.  Auf  dieser 
Grundlage  wurden  zunächst  in  größeren  und  später  auch  in 
kleineren  Orten  Fernsprechnetze  eingerichtet,  die  mehr  und 
mehr  an  Ausdehnung  Zunahmen  und  daher  an  die  Technik 
des  Linienbaues  neue  Anforderungen  stellten').  Letzteres 
war  vor  allen  Dingen  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Ver- 
mehrung der  Anschlußleitungen  gerade  in  den  größeren  Städten, 
in  denen  schon  an  sich  der  verfügbare  Raum  auf  den  Straßen 
beschränkt  war,  einen  großen  Umfang  annahm.  Die  Straßen 
aber  waren  es  hauptsächlich,  welche  die  neuen  Linien  auf- 
nehmen mußten,  denn  das  Eisenbahngelände,  das  zur  Auf- 

1)  Die  ersten  Orts-Fernsprechnetze  in  Deutschland  entstanden 
in  Mülhausen  (Elsaß)  und  in  Berlin  im  Jahre  1881. 
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nähme  der  dem  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  dienenden  Tele- 
gra  )hen-  und  Fernsprechleitungen  in  gleicher  Weise  wie  die 
Strc  ßen  in  Frage  kam,  schied  bei  den  Anschlußleitungen  fast 
völlig  aus. 

Die  Einführung  des  Fernsprechers  hat  allerdings  auf  die 
Entivickelung  der  Telegraphie  als  solche  hemmend  eingewirkt, 
dem  die  durch  den  Fernsprecher  gegebene  Möglichkeit,  bis 
auf  Hunderte  von  Kilometern  hin  einen  unmittelbaren,  münd- 
lich m und  noch  dazu  erschöpfenden  Nachrichtenaustausch 
zu  bewerkstelligen,  hat  viele  Vorteile  für  das  Verkehrsleben 
geschaffen,  wie  sie  selbst  die  vollkommenste  Telegraphie  nicht 
zu  bieten  vermag.  Es  war  daher  unausbleiblich,  daß  sich 
der  Nachrichtenverkehr  immer  mehr  dem  Fernsprecher  zu- 
war dte  und  der  Telegraph  besonders  auf  dem  Gebiete  des 
Nal  Verkehrs  in  den  Hintergrund  gedrängt  wurdet).  Im  Fern- 
verkehr behauptete  die  Telegraphie  jedoch  ihre  Stellung  und 
entwickelte  sich  auch  im  Zusammenhänge  mit  der  allgemeinen 
Verkehrssteigerung  stetig  weiter 2).  Diese  Entwickelung  ging 
abe*  verhältnismäßig  langsam  vor  sich,  während  sie  beim 
Ferisprecher  so  lebhaft  war,  wie  sie  ein  anderes  Verkehrs- 
mit  el  bisher  nicht  aufweisen  konnte. 

Die  Entwickelung,  die  das  Fernsprechwesen  im  Laufe 
der  Zeit  genommen  hat,  wird  in  den  Anlagen  3 und  4 ver- 
ans:haulicht. 

1)  Die  immer  mehr  zunehmende  Bedeutung  des  Fernsprech- 
wescns  ergibt  sich  u.  a.  daraus,  daß  im  Jahre  1911  im  Deutschen  Reiche 
von  den  Einnahmen  aus  dem  Nachrichtenschnellverkehr  in  Höhe  von 
fast  200  Millionen  Mark  106  Millionen  = 53%  den  Ortsfernsprech- 
verKehr,  56  Millionen  = 28%  ai^f  den  Fernsprechverkehr  von  Ort  zu 
Ort  und  nur  38  Millionen  = 19%  auf  den  Telegrammverkehr  gekommen 
sind  (Journal  telegraphique,  Bern  1912,  S.  278  und  1913,  S.  150). 

2)  Die  Vorzüge  des  telegraphischen  Verkehrs,  die  jedoch  den 
geschilderten  Entwickelungsgang  nicht  ausschlaggebend  beeinflussen 
kon  iten,  bestehen  hauptsächlich  darin,  daß  die  Telegramme  auf  weite 
Entiernungen  billiger  als  Ferngespräche  sind  und  ihr  Zweck  nicht 
leid  t durch  Zufälligkeiten  vereitelt  wird,  wie  es  häufig  beim  Fern- 
sprechen, z.  B.  infolge  Verhinderung  des  Angerufenen,  schlechter 
Sprf  chverständigung  usw.,  geschieht. 
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§ 10.  Fernsprechwesen  und  oberirdischer  Linienbau. 

Sehr  beschleunigt  wurde  die  Ausgestaltung  des  Fern- 
sprechnetzes dadurch,  daß  man  sich  infolge  der  elektrischen 
Wirkungen  der  sich  immer  mehr  ausdehnenden  Starkstrom- 
anlagen für  Beleuchtung  und  Kraftübertragung  gezwungen 
sah,  zum  Doppelleitungsbetriebe  (Zweileitersystem)  überzu- 
gehen Während  nämlich  die  Telegraphierverständigung  unter 
diesen  Wirkungen,  die  als  Erd-  oder  Induktionsstörungen 
auftreten  und  sich  auf  die  Schwachstrornleitungen  übertragen, 
wenig  zu  leiden  hatte,  wurde  die  Sprechverständigung  in  den 
Fernsprechleitungen  durch  die  fremden  Ströme  so  stark  be- 
einträchtigt, daß  sie  unwirksam  gemacht  werden  mußten  2). 
Das  geschah,  indem  man  nicht  mehr  die  Erde  als  Rück- 
leitung benutzte,  sondern  eine  besondere  metallische  Rück- 
führung für  jede  einzelne  Leitung  vorsah,  so  daß  der  Strum- 
weg  aus  zwei  Leitungen  gebildet  wurde. 

Die  durch  diese  eingreifende  Maßnahme  bedingte  Ver- 
mehrung der  Leitungen  brachte  es  mit  sich,  daß  die  Straßen 
weit  mehr  als  bisher  zur  Führung  neuer  Linien  benutzt  und 
die  Aufnahmefähigkeit  der  vorhandenen  Linien  gesteigert 
werden  mußtet).  Die  oben  beschriebenen  Vorkehrungen, 
die  man  früher  bei  Leitungsvermehrungen  zu  treffen  pflegte, 
erwiesen  sich  zwar  auf  vielen  Strecken,  bei  denen  es  sich 
um  Neben-  oder  Seitenlinien  handelte,  als  ausreichend,  aber 
in  den  Hauptlinien,  in  denen  sich  zahlreiche  Leitungen  zu- 

1)  Die  gegenseitige  Beeinflussung  der  Sprechströme  in  benach- 
barten Leitungen  (Mitsprechen),  wodurch  das  Telephongeheimnis  ge- 
fährdet wurde,  war  ein  weiterer,  aber  s.  Zt.  nicht  so  wesentlicher  Punkt, 
der  eine  Leitungsverdoppelung  notwendig  erscheinen  ließ. 

2)  Vgl.  Denkschrift  zum  Reichshaushaltsetat  für  1899  wegen  Ein- 
führung des  Doppelleitungsbetriebes. 

3)  Der  bedeutende  Umfang  der  Arbeiten,  die  in  einem  Zeitraum 
von  8 Jahren  durchgeführt  worden  sind  und  einen  Kostenaufwand 
von  20  Millionen  Mark  verursacht  haben,  ergibt  sich  u.  a.  daraus,  daß 
allein  Fernsprechanschlußleitungen  in  einer  Länge  von  rund  244000  km 
neu  hergestellt  worden  sind  (vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie, 
Berlin  1899,  S.  749  f.) 
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sanimendrängten  und  schnell  vermehrten,  und  in  allen  größeren 
Veikehrsmittelpunkten,  wo  die  Fernsprechleitungen  nach  allen 
Ric  itungen  und  in  großer  Zahl  verliefen,  mußten  besondere 
Unierbringungsmöglichkeiten  geschaffen  werden  >).  Die  Auf- 
nahmefähigkeit der  Gestänge  wurde  dadurch  erhöht,  daß  man 
vor  Querträgern  neuer  Art  Gebrauch  machte,  die  nicht  nur 
ger  nge  seitliche  Ausladungen  hatten,  sondern  auch  eine  zweck- 
mäih’ge  Gruppierung  der  Leitungen  zuließen.  Auf  diese  Weise 
geh  ng  es,  die  Leitungen  auf  einem  kleinen  Raum  über  dem 
Gelände  zusamenzudrängen.  Dies  wurde  auch  noch  dadurch 
erleichtert,  daß  man  schon  frühzeitig  die  Fernsprechleitungen 
nicht  mehr  aus  Eisen,  sondern  aus  Kupfer  oder  Bronze  her- 
stel  te.  Da  das  letztere  Material  bei  kleinerem  Querschnitt 
eine  bedeutend  größere  elektrische  Leitfähigkeit  hat  als  Eisen, 
wai  man  in  der  Lage,  Leitungen  von  geringem  Eigen- 
gev  icht  zu  verwenden  und  die  Belastung  der  Gestänge  unter 
sonst  gleichen  Verhältnissen  auf  etwa  das  Doppelte  zu  er- 
höl  en. 

So  vorteilhaft  diese  Vorkehrungen  auch  im  allgemeinen 
waien,  in  den  größeren  Ortschaften  reichten  auch  sie  bald 
nicht  aus,  um  die  Fernsprechnetze  in  geeigneter  Weise  ober- 
irdi  ich  auf  Straßengelände  unterzubringen.  Da  auch  die  Ge- 
meinden immer  häufiger  einwendeten,  daß  sie  die  Stangen 
und  Leitungen  als  verkehrshindernd  und  das  Straßenbild  be- 
einträchtigend nicht  dulden  könnten,  so  mußten  die  Tele- 
graphenverwaltungen, da  man  die  unterirdische  Führung  der 
Ko'ten  wegen  möglichst  vermeiden  wollte,  dazu  übergehen, 
in  großem  Umfange  Privatgelände  zu  benutzen,  und  zwar 

1)  Zu  beachten  ist,  daß  die  Zahl  der  Fernsprechleitungen  nicht 
im  gleichen  Verhältnis  zur  Bevölkerungsdichte  zunimmt,  vielmehr  in 
dich;bevölkerten  Gegenden  eine  weit  schnellere  Vermehrung  erfährt. 
Das  Bedürfnis  nach  einem  lebhaften  Fernsprechverkehr  wächst  um 
so  nehr,  je  größer  die  Stadt  oder  der  Bezirk  hinsichtlich  der  Ein- 
wohnerzahl ist  und  erreicht  in  den  Millionenstädten  und  den  Industrie- 
gebieten einen  Umfang,  der  um  ein  Vielfaches  höher  ist,  als  es  der 
blot  en  Verhältniszahl  der  Bevölkerungsdichte  in  den  einzelnen  Landes- 
teile n entspricht. 
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unter  Verwendung  eiserner  Stützpunkte  auf  den  Häusern^). 
Diese  neue  Art  der  Linienführung,  die  von  Jahr  zu  Jahr  in 
immer,  größerem  Maße  erforderlich  geworden  ist  und  auch 
heute  noch  besteht,  hat  den  Baudienst  der  Telegraphenver- 
waltungen erheblich  schwieriger  gestaltet.  Es  ist  natürlich 
von  Wert,  von  vornherein  auf  eine  planmäßige  und  über- 
sichtliche Gestaltung  des  Liniennetzes  Bedacht  zu  nehmen, 
damit  auf  der  einmal  geschaffenen  Grundlage  später  ohne 
Aufwendung  hoher  Kosten  fortgebaut  werden  kann.  Häufig 
sind  jedoch  nicht  Häuser  genug  vorhanden,  die  ihrer  Lage, 
ihrer  Höhe  und  ihrer  Bauart  nach  zur  Anbringung  von  Dach- 
stützpunkten geeignet  sind.  Ein  schwerwiegender  Nachteil 
der  Dachlinien  besteht  ferner  darin,  daß  die  Telegraphen- 
verwaltungen in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  einer  großen 
Zahl  von  Hauseigentümern  geraten,  die  es  in  der  Hand  haben, 
entweder  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  von  Gestängen  auf 
ihren  Häusern  schon  vor  der  Herstellung  der  Neuanlage  zu 
versagen  oder  die  Entfernung  der  Stützpunkte  nach  Ablauf 
der  vertragsmäßig  festgeiegten  Kündigungsfrist 2)  zu  verlangen. 
Der  dauernde  Bestand  der  Dachlinien  ist  demnach  nicht  hin- 
reichend gesichert.  Den  Telegraphenverwaltungen  ist  nur 
insofern  eine  Handhabe  gegeben,  die  kostenfreie  Benutzung 
von  Häusern  zur  Errichtung  von  Dachgestängen  zu  erlangen, 
als  sie  die  Einrichtung  von  Sprechstellen  in  solchen  Gebäuden 
ablehnen  können,  deren  Eigentümer  die  Genehmigung  zur 
Anbringung  von  Linien  und  Leitungen  versagen.  Ebenso 
ruht  auch  das  Kündigungsrecht  so  lange,  als  sich  auf  dem 
Grundstück  ein  Fernsprechanschluß  befindet.  Eine  weitere 
ungünstige  Begleiterscheinung  des  Dachlinienbaues  ist  darin 

1)  Die  Straßen  sind  an  dieser  Art  der  Linienführung  insofern 
beteiligt,  als  die  Leitungen  das  Straßengelände  vielfach  im  Luftraum 
kreuzen.  Das  ist  aber  von  Bedeutung,  weil  sich  das  Eigentum  an  den 
Straßen  nicht  nur  auf  die  Erdoberfläche,  sondern  auch  auf  den  Luftraum, 
und  zwar  grundsätzlich  unbeschränkt,  erstreckt  (vgl.  § 905  BGB.). 

2)  Nach  Punkt  2 der  Ausführungsbestimmungen  zur  Fernsprech- 
gebührenordnung vom  26.  März  1900  ist  jedes  Gestänge  nach  Verlauf 
eines  Jahres  nach  der  zu  einem  1.  April  oder  1.  Oktober  ausgespro- 
chenen Kündigung  zu  entfernen. 
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zu  erblicken,  daß  zu  den  an  sich  schon  ziemlich  hohen  Her- 
ste lungskosten  der  Dachlinien  durch  die  Forderungen  der 
Hauseigentümer  noch  beträchtliche  Ausgaben  für  wirkliche 
und  vermeintliche  Dach-  und  Hausschäden  treten. 

§ 11.  Entwickelung  und  Bau  der  unterirdischen 
Telegraphen-  und  Fernsprechanlagen. 

Die  Zunahme  der  Leitungen  ging  aber  infolge  des  wach- 
serden Fernsprechverkehrs  so  schnell  vor  sich,  daß  die  Ge- 
stä  ige  auf  Straßen  und  Dächern  in  den  größeren  Städten 
ball  bis  zur  äußersten  Grenze  ihrer  Aufnahmefähigkeit  be- 
lasiet  waren  0-  Um  die  ungehinderte  Weiterentwickelung  der 
Telegraphen-  und  Fernsprechlinien  sicherzustellen,  mußte 
mal  sich  daher  entschließen,  neben  der  oberirdischen  mehr 
und  mehr  die  unterirdische  Führung  zu  wählen,  obwohl  zu 
diesem  Zwecke  beträchtliche  Aufwendungen  gemacht  werden 
mußten.  Das  war  möglich,  weil  die  Technik  inzwischen  auf 
den  Gebiete  des  Kabelwesens  große  Fortschritte  gemacht 
hatte  und  nach  langwierigen  Versuchen  Kabel  hergestellt 
wo 'den  waren,  die  sehr  hohen  Anforderungen  genügten  2). 
Es  war  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts 
gel  ingen,  neue  Kabeltypen  zu  schaffen,  die  eine  große  Anzahl 
vor  Leitungen  aufnehmen  konnten  und  an  Stelle  der  Gutta- 
percha Faserstoff  und  Papier  als  neue  Isoliermittel  anzu- 
weiiden.  Bis  in  die  Jetztzeit  hinein  hat  man  unablässig  an 

1)  Durch  zweckmäßige  Baukonstruktionen  hatte  man  es  schließ- 
lich erreicht,  daß  in  einem  Linienzuge  300  Leitungen  und  mehr  unter- 
geb‘acht  werden  konnten. 

2)  Zu  einem  nicht  geringen  Teile  sind  diese  Fortschritte  dadurch 
errt  icht  worden,  daß  man  sich  die  bei  der  Herstellung  von  Tiefsee- 
kabdn  gesammelten  Erfahrungen  zunutze  machte.  Da  man  nämlich 
für  lie  überseeische  Telegraphie  einzig  und  allein  auf  Kabel  angewiesen 
war  so  wandte  sich  die  Technik  schon  frühzeitig  der  Aufgabe  zu, 
Tiei  Seekabel  zur  Verbindung  der  durch  Meere  getrennten  Länder  und 
Erd:eile  herzustellen,  eine  Aufgabe,  die  im  wesentlichen  gelöst  war, 
als  im  Jahre  1866  mehrere  betriebsfähige  Kabelverbindungen  zwischen 
England  und  Amerika  zustande  gebracht  worden  waren. 
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der  Verbesserung  der  Kabel  weitergearbeitet  und  es  erreicht, 
daß  die  Faserstoff kabel,  die  den  Zwecken  der  Telegraphie 
dienen,  bis  zu  100  Adern,  und  die  Papierkabel,  die  für  Fern- 
sprechzwecke benutzt  werden,  bis  zu  1000  Doppeladern,  also 
insgesamt  2000  Drähte,  aufnehmen  können  i). 

Unter  Benutzung  dieser  Kabel  ist  allmählich  ein  großes 
unterirdisches  Liniennetz  geschaffen  worden,  über  dessen  Ent- 
wickelung die  Anlage  5 Aufschluß  gibt. 

Die  Kabel  werden  heutzutage  teils  unmittelbar  in  die 
Erde  eingebettet,  teils  in  Rohrstränge  oder,  was  in  den  letzten 
Jahren  vorzugsweise  geschieht,  in  Zementkanäle  eingezogen. 
Von  Kabeln  der  erstgenannten  Art,  sogenannten  Erdkabeln, 
wird  im  allgemeinen  Gebrauch  gemacht,  wenn  eine  Vermeh- 
rung der  unterirdischen  Leitungen  nach  voller  Ausnutzung 
der  einzeln  verlegten  Kabel  dieser  Art  in  absehbarer  Zeit 
nicht  zu  erwarten  ist,  namentlich  in  den  Außenteilen  der 
großen  Städte,  wo  die  Straßen  meist  noch  ungepflastert  sind 
und  daher  die  Verlegung  von  Erdkabeln  weniger  Kosten  ver- 
ursacht, als  die  Herstellung  von  Zementkanälen.  Muß  aber 
damit  gerechnet  werden,  daß  auf  den  benutzten  Strecken  bald 
noch  weitere  Kabel  hinzukommen,  und  handelt  es  sich  um 
künstliches  Pflaster,  dessen  mehrmaliges  Entfernen  und  Wieder- 
aufbringen kostspielig  ist,  so  stellt  man  zunächst  im  Erd- 
boden Rohrstränge  her,  in  die  später  nach  Bedarf  die  einzelnen 
Kabel  eingezogen  werden.  Wo  die  Zahl  der  zu  verlegenden 
Kabel  besonders  groß  ist,  also  in  der  Nähe  bedeutender 
Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten,  nehmen  diese  unter- 
irdischen Anlagen  jetzt  einen  großen  Umfang  ein. 

Für  die  Erdkabel  wird  im  Straßenboden  ein  Graben  her- 
gestellt, der  eine  Tiefe  von  etwa  60  bis  100  cm  erhält  und 
dessen  Breite  von  der  Zahl  der  einzubettenden  Kabel  abhängt^). 
Sind  die  Kabel  ausgelegt,  so  werden  sie  mit  einer  Abdeckung 
aus  Ziegelsteinen  oder  Zementhüllen  versehen,  um  sie  gegen 

1)  Näheres  über  die  Art  der  Kabel  und  ihre  Verwendung  vgl. 
Telegraphenbauordnung,  S.  51—61,  S.  156—221,  S.  267—272,  und  Stille, 
Telegraphen-  und  Fernsprechkabelanlagen,  Braunschweig  1911. 

2)  Vgl.  Telegraphenbauordnung,  S.  158  f. 
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Beschädigungen  durch  Hackenhiebe  usw.  zu  schützen.  Nach 
den  Zuschütten  des  Grabens  mit  den  Erdmassen,  die  ge- 
hörig festgestampft  werden,  wird  das  früher  entfernte  Pflaster, 
das  Chaussierungsmaterial,  die  Bekiesung  usw.  wieder  auf- 
gebracht, so  daß  nach  Beendigung  aller  dieser  Arbeiten,  ab- 
gesehen von  gewissen  zur  Kennzeichnung  der  Kabellage  die- 
nenden, in  den  Boden  eingelassenen  Steinen,  nichts  mehr  an 
das  Vorhandensein  der  unterirdischen  Anlagen  erinnert.  In 
den  meisten  Fällen  lassen  sich  die  Verlegungsarbeiten  so  aus- 
füh'en,  daß  eine  völlige  Sperrung  des  Straßenverkehrs  auf 
den  einzelnen  Arbeitsstrecken  vermieden  wird,  weil  die  An- 
lagen nur  einen  geringen  Raum  einnehmen.  Durch  Not- 
brü:ken  usw.  läßt  sich  überall  da,  wo  auch  eine  vorüber- 
gehende Unterbrechung  des  Verkehrs  unerwünscht  ist,  Abhilfe 
schiffen.  Jedenfalls  sind  die  kurzen  Störungen,  die  durch 
die  Herstellung  der  unterirdischen  Linien  verursacht  werden, 
so  geringfügig,  daß  sie  im  Vergleich  mit  den  Vorzügen  dieser 
Anlagen  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Die  Herstellung  der  Gräben  für  Rohrstränge,  die 

1.  aus  gußeisernen,  zur  Aufnahme  mehrerer  Kabel  dienen- 
den Muffenrohren, 

2.  aus  Zementkanälen,  die  aus  einzelnen  Formstücken  mit 
Einzelöffnungen  zusammengesetzt  sind, 

3.  aus  Kanälen  mit  eisernen  Einzelrohren 

bes  ehen,  findet  in  gleicher  Weise  wie  bei  den  Erdkabeln 
stat;i).  Die  Arbeiten  sind  jedoch  wesentlich  umfangreicher, 
wei  es  sich  um  größere  Anlagen  handelt.  Um  das  Einziehen 
der  Kabel  in  die  Rohrstränge  zu  ermöglichen,  müssen  in  die 
Anl  igen  dieser  Art  Schächte,  sogenannte  Kabelbrunnen,  ein- 
geb lut  werden,  deren  Größe  sich  nach  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen und  der  Zahl  der  einzuziehenden  Kabel  richtet, 
und  deren  Entfernung  voneinander  zwischen  100  und  600  m 
schwankt.  Die  Brunnen  sind  durch  Einsteigöffnungen  von 
der  Straße  aus  zugänglich  und  werden  durch  Deckel  ver- 
schlossen, die  sich  der  Straßenpflasterung  anpassen.  Die 

1)  Vgl.  Telegraphenbauordnung,  S.  56f  und  S.  162—165. 
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Brunnen  müssen,  soweit  sie  in  der  Fahrstraße  liegen,  eine 
so  große  Tragfähigkeit  haben,  daß  sie  dem  Gewichte  der 
über  sie  hinwegfahrenden  Wagen  usw.  gewachsen  sind,  und 
die  Deckel  müssen  so  sorgfältig  angebracht  sein,  daß  Stö- 
rungen des  Verkehrs  oder  Gefahren  für  die  Fußgänger  nicht 
eintreten  können. 


(3 


V.  Der  Nachrichtenschnellverkehr  und  die  be- 
sonderen Anlagen  auf  den  Straßen. 

§ 12.  Die  besonderen  Anlagen  im  allgemeinen. 

Dadurch,  daß  die  Telegraphenverwaltungen  Rücksicht 
auf  den  sich  auf  den  Straßen  abwickelnden  allgemeinen  Ver- 
kef  r,  auf  die  Interessen  der  Straßeneigentürner  und  -anlieger, 
auf  die  Besitzer  der  Baumpflanzungen  usw.  nehmen  müssen, 
ist  die  Straßenbenutzung  für  die  Zwecke  des  Nachrichten- 
schnellverkehrs in  ganz  bestimmte  Bahnen  gelenkt  worden. 
Eiren  ähnlichen  und  nicht  weniger  schwerwiegenden  Einfluß 
übt  n die  sogenannten  „besonderen  Anlagen“  auf  die  Ent- 
wickelung der  Anlagen  für  den  Nachrichtenschnellverkehr  aus. 
De  - Sammelname  „besondere  Anlagen“  umfaßt  in  der  Haupt- 
sacie  folgende,  wirtschaftlichen  Zwecken  dienende  Anlagen  0: 

1.  Wasserleitungen  zur  Versorgung  der  Ortschaften  mit 
Wasser,  und  zwar  für  häusliche  Zwecke,  für  das  Feuer- 
löschwesen, für  das  Besprengen  der  Straßen,  für  ge- 
werbliche Anlagen  usw. 

2.  Entwässerungsanlagen  : 

a)  zur  Fortführung  von  Regen  und  Abwässern  aus 
Straßen  und  Gebäuden, 

b)  zur  Fortführung  gebrauchter  Wässer  aller  Art. 

3.  Gasleitungen  zur  Beleuchtung,  zur  Heizung  und  zum  Be- 
triebe von  Maschinen. 

4.  Elektrische  Anlagen : 

1)  Näheres  hierüber  bei  Hobrecht,  Die  modernen  Aufgaben  des 
gro  Jstädtischen  Straßenbaues  mit  Rücksicht  auf  die  Unterbringung 
der  Versorgungsnetze,  Berlin  1890,  und  bei  Gensrner,  Die  städtischen 
Str;  ßen,  Stuttgart  1897. 
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a)  Schwachstromanlagen  für  das  Feuermeldewesen,  für 
polizeiliche  Zwecke  und  für  sonstigen  Nachrichten- 
verkehr (z.  B.  Wasserstandsanzeiger), 

b)  Starkstromanlagen  für  Beleuchtung,  für  Kraftüber- 
tragung, zum  Betriebe  von  Straßenbahnen  usw. 

Alle  diese  Anlagen  beanspruchen  einen  bestimmten  Teil 
des  Straßenkörpers  für  sich  und  müssen  neben  den  ober- 
irdischen und  unterirdischen  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
linien untergebracht  werden,  ohne  daß  der  immer  im  Vorder- 
gründe stehende  Gemeingebrauch  der  Straßen  leidet.  Für 
den  Entwickelungsgang  des  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
linienbaues ist  es  von  großem  Wert  gewesen,  daß  die  be- 
sonderen Anlagen  später  als  die  Telegraphenlinien,  meist  erst 
den  letzten  Jahrzehnten,  in  ausgedehntem  Maßstabe  zur  Aus- 
führung gekommen  sind.  Andernfalls  wäre  der  Straßenkörper 
dem  Nachrichtenschnellverkehr  nicht  so  lange  bereitwillig  zur 
Verfügung  gestellt  worden.  Daß  dieser  Zustand  durch  die 
besonderen  Anlagen  so  nachhaltig  beeinflußt  werden  konnte, 
ergibt  sich  aus  ihrer  Zweckbestimmung,  was  zunächst  er- 
läutert werden  soll. 

In  der  Jetztzeit  wird  das  Trink-  und  Nutzwasser  nicht 
nur  in  größeren  und  mittleren  Städten,  sondern  auch  in  vielen 
kleineren  Ortschaften  in  der  Weise  beschafft,  daß  Grund-, 
Fluß-  oder  Quellwasser  durch  Stollen,  Kanäle  oder  Saug- 
röhren aufgefangen  oder  erschlossen  und  dann  Wasserwerken 
zugeführt  wird.  Hier  wird  das  Wasser  nach  sorgfältiger  Reini- 
gung in  Sammelbehälter  geleitet,  von  wo  aus  es  durch  eigenen 
Druck  oder  durch  Maschinenkraft  mittels  unterirdischer  Rohr- 
leitungen nach  den  zahlreichen  Verbrauchsstellen  befördert 
wird.  Von  den  Wasserleitungsröhren,  die  in  der  Regel  aus 
Gußeisen  oder  Blei,  seltener  aus  Holz,  hergestellt  werden  und 
nach  allen  Richtungen  die  Straßen  innerhalb  des  Versorgungs- 
bereichs der  einzelnen  Wasserwerke  durchziehen,  zweigen  An- 
schlußleitungen nach  den  Häusern  usw.  ab,  wo  sich  die  Zapf- 
stellen befinden. 

Die  Entwässerungsanlagen  haben  den  Zweck,  Abwässer, 
wie  sie  in  industriellen  und  gewerblichen  Betrieben  aller  Art 
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uni  in  Wohnhäusern  entstehen,  sowie  abfließendes  Regen- 
wasser aufzunehmen  und  fortzu  sch  affen.  Es  geschieht  dies 
en  weder  nach  dem  Mischverfahren,  bei  dem  alle  Schmutz- 
un  1 Regenwässer  in  gemeinsamen  Kanälen  abgeführt  werden, 
od  .T  nach  dem  Trennverfahren,  das  für  die  Regenwässer  ein 
besonderes  Kanalnetz  vorsieht.  In  allen  Ortschaften,  in  denen 
es  solche  Kanalnetze  gibt,  sind  hiernach  die  Straßen,  ab- 
gesehen von  unwichtigen  Nebenwegen,  von  unterirdischen 
En  Wässerungskanälen  durchzogen,  von  denen  Hauskanäle 
na(  h den  an  die  Wasseranlagen  angeschlossenen  Grundstücken 
führen. 

Die  Gasbeleuchtung  wurde  in  einzelnen  Großstädten  zwar 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein- 
gefihrt,  aber  eine  größere  Bedeutung  gewann  das  Leuchtgas 
ers  in  neuerer  Zeiti).  Das  meist  in  städtischen  Anstalten 
erzmgte  Gas  wird  aus  großen  Behältern  in  ein  unterirdisches 
Ro  irnetz  hineingedrückt,  das  sich  durch  alle  Straßen  und 
Pläize  hinzieht,  auf  denen  entweder  ein  öffentlicher  Beleuch- 
tunJsdienst  eingerichtet  ist,  oder  von  denen  aus  das  Gas  in 
die  zu  beleuchtenden  Gebäude  abgeleitet  wird.  Das  Leitungs- 
net:: besteht  meist  aus  gußeisernen  Röhren,  doch  finden  auch 
Röhren  aus  Schmiedeeisen  und  Stahl  Verwendung.  Da  unter 
den  heutigen  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Verhältnissen 
ein  geregelter  Beleuchtungsdienst  für  den  Verkehr  und  die 
öffentliche  Sicherheit  unentbehrlich  ist,  so  haben  die  Qas- 
anh.gen  eine  große  Ausdehnung  angenommen,  und  dem  ent- 
spricht der  Umfang  des  in  dem  Straßenkörper  untergebrachten 
Leitungsnetzes. 

Zu  den  besonderen  Anlagen  rechnen  ferner  alle  Schwach- 
strcmleitungen,  die  nicht  von  den  staatlichen  Telegraphen- 

1)  Anfänglich  verwendete  man  das  meist  in  besonderen  Anstalten 
hergästellte  Steinkohlengas  in  der  Weise,  daß  man  das  angezündete 
Gas  selbst  als  lichtspendenden  Körper  verwendete,  ln  der  Mitte  der 
acht  :iger  Jahre  wurde  aber  die  gewöhnliche  Flamme  durch  das  Glüh- 
licht abgelöst,  bei  dem  die  Leuchtkraft  von  den  durch  die  Gasflamme 
zum  Glühen  gebrachten  besonderen  Stoffen  ausgeht  (Patent  Auer 
V.  W ;esbach). 
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Verwaltungen  (Reich,  Bayern,  Württemberg)  hergestellt  und 
betrieben  werden.  Die  Anlagen  dieser  Art  sind  nicht  sehr 
umfangreich,  weil  einerseits  das  Telegraphenregal  Zahl  und 
Ausdehnung  dieser  Anlagen  von  vornherein  beschränkt,  an- 
dererseits ihre  Zwecke  schon  durch  Benutzung  der  staatlichen 
Einrichtungen  in  der  Regel  erreicht  werden.  Wo  Telegraphen, 
die  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  von  Behörden,  Ge- 
meinden oder  Privatpersonen  errichtet  werden  dürfen  ^),  vor- 
handen sind,  handelt  es  sich  in  den  meisten  Fällen  um  An- 
lagen innerhalb  der  Grenzen  eines  Grundstückes  oder  eines 
Betriebes,  so  daß  eine  Benutzung  des  Straßenkörpers  entweder 
gar  nicht  oder  nur  auf  kurzen  Strecken  stattfindet.  Hierher 
gehören  die  Privattelegraphenleitungen  aller  Art,  elektrische 
Signal-  und  Läutewerke  usw.  Eine  größere  Bedeutung  auf 
diesem  Gebiete  haben  die  städtischen  Feuermeldetelegraphen 
erlangt,  bei  denen  eine  Zentrale  (Feuerwache)  mit  einer 
größeren  Anzahl  im  ganzen  Stadtbezirk  verteilten  Stiaßen- 
meldern  durch  ein  meist  unterirdisches,  im  Straßenkörper 
liegendes  Leitungsnetz  verbunden  ist. 

Die  vorgenannten  besonderen  Anlagen  verschiedenster 
Art  werden  aber,  was  Zahl  und  Umfang  anbetrifft,  durch  die 
elektrischen  Starkstromanlagen  weit  übertroffen.  Nachdem 
es  die  Erfindung  der  Dynamomaschine  von  Siemens  im 
Jahre  1867  ermöglicht  hatte,  starke  elektrische  Kräfte  zu  er- 
zeugen, zu  übertragen  und  umzuwandeln,  und  diese  Erfindung 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  vervollkommnet  war,  drang 
die  Elektrizität  in  rascher  Entwickelung  in  alle  wirtschaft- 
lichen Gebiete  ein,  wo  sie  in  der  vielseitigsten  Weise  aus- 
genutzt wird.  Heutzutage  gibt  es  in  Deutschland  überall 
Zentralen,  in  denen  die  Elektrizität  von  leistungsfähigen,  durch 
Wasser-  oder  Dampfkraft  getriebenen  Maschinen  erzeugt  wird, 
und  von  denen  aus  nicht  nur  größere  Städte  und  bedeutende 
Arbeitsstätten,  sondern  auch  kleine  Ortschaften  und  das  platte 
Land  mit  elektrischer  Energie  versorgt  werden.  Diese  wird 
zunächst  als  elektrisches  Licht  nutzbar  gemacht,  das  allen 

1)  Vgl.  § 3 des  Gesetzes  über  das  Telegraphenwesen  des  Deut- 
schen Reiches  vom  6.  April  1892. 
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anderen  Beleuchtungsarten  gegenüber  große  Vorzüge  hat  und 
dal  er  sowohl  auf  öffentlichen  Straßen  und  Plätzen  als  auch 
in  Geschäftshäusern  und  Wohnungen  immer  mehr  Eingang 
fine  et.  Ferner  hat  der  Starkstrom  in  fast  allen  Erwerbs- 
zweigen und  Industrien  Fuß  gefaßt,  weil  er  eine  sehr  zweck- 
mä  Sige  Triebkraft  darstellt,  den  Maschinenbetrieb  außer- 
ordentlich erleichtert  und  seine  Wirkungen  erhöht.  Mit  Hilfe 
vor  großen  und  kleinen  Elektromotoren  ist  man  in  der  Lage, 
Lasten  aller  Art  mit  leichter  Mühe  in  Bewegung  zu  setzen, 
die  Arbeitsvorgänge  zu  beschleunigen  und  menschliche  Muskel- 
kra  t durch  den  mechanischen  Antrieb  zu  ersetzen.  Auch 
die  tierische  Zugkraft  ist  vielfach  durch  die  Elektrizität  ersetzt 
woiden.  So  sind  zunächst  in  den  Großstädten,  später  auch 
von  Stadt  zu  Stadt  elektrische  Straßenbahnen  geschaffen 
woiden,  die  für  das  Transportwesen  von  großer  Wichtigkeit 
geworden  sind. 

Die  zur  Fortleitung  des  Starkstroms  von  der  Erzeugungs- 
nac  1 der  Verbrauchsstelle  erforderlichen  zahlreichen  Leitungen 
werfen  meist  in  ähnlicher  Weise,  wie  es  bei  den  Telegraphen- 
und  Fernsprechleitungen  geschieht,  oberirdisch  oder  unter- 
irdisch verlegt  und  sind  auch  in  gleicher  Weise  mehr  oder 
w'eniger  auf  das  Straßengelände  angewiesen.  Bei  den  elek- 
trischen Bahnen  liegt  eine  besonders  starke  Inanspruchnahme 
der  Straßen  vor,  weil  auf  ihnen  auch  die  Schienen,  die  über 
dies  m befindlichen  Fahrdrähte  und  die  zu  deren  Festlegung 
dienenden  Haltedrähte  untergebracht  werden  müssen. 

§ 1;.  Der  Einfluß  der  besonderen  Anlagen  — ohne  die 
Star  kstromanlagen  — auf  die  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechlinien. 

Die  rasche  Zunahme  der  besonderen  Anlagen  auf  den 
Straßen  hat  den  Bestand  der  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
linieii  zunächst  dadurch  ungünstig  beeinflußt,  daß  ihnen  ein 
gewisser  Teil  des  Straßenkörpers  als  Benutzungsgebiet  ent- 
zöge! worden  ist.  Immer  mehr  hat  der  Telegraphen-  und 
Fernsprechlinienbau,  sei  es  durch  Vermeidung  oder  ein- 
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geschränkte  Benutzung  bestimmter  Wege  bei  der  Herstellung 
neuer,  sei  es  durch  Verlegung,  Umbau  oder  Versenkung  vor- 
handener Linien,  auf  die  besonderen  Anlagen  Rücksicht  nehmen 
müssen.  Darüber  hinaus  haben  sich  aber  noch  weitere  Nach- 
teile ergeben,  die  teils  von  allen,  teils  nur  von  einzelnen  Arten 
der  besonderen  Anlagen  verursacht  werden. 

Die  unterirdisch  geführten  Wasserleitungen  und  Ent- 
wässerungsanlagen können  in  unmittelbarer  Nähe  von  ober- 
irdischen Telegraphen-  und  Fernsprechlinien  geführt  werden, 
ohne  daß  der  beiderseitige  Betrieb  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen gefährdet  ist.  Sobald  jedoch  an  solchen  Stellen, 
wo  die  Anlagen  beider  Art  nebeneinander  verlaufen  oder  sich 
kreuzen,  Erdarbeiten  ausgeführt  werden,  ist  Gefahr  vorhanden, 
namentlich  wenn  von  den  Arbeitern  nicht  die  nötige  Vorsicht 
angewandt  wird,  daß  Beschädigungen  der  Telegraphen-  und 
Fernsprechlinien  Vorkommen.  Die  Zahl  solcher  Beschädi- 
gungen, die  hauptsächlich  durch  Pickenhiebe,  Eintreiben  von 
Eisenpfählen  usw.  hervorgerufen  werden,  ist  in  der  Tat  nicht 
gering,  und  es  werden  dadurch  unliebsame  und  mitunter 
längere  Zeit  dauernde  Betriebsstörungen  hervorgerufen,  die 
den  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  und  damit  das  wirt- 
schaftliche Leben  schädigen ').  Es  muß  ferner  damit  ge- 
rechnet werden,  daß  Wasserrohrbrüche  eintreten  und  große 
Wassermengen  sich  in  das  benachbarte  Erdreich  ergießen, 
wodurch  die  dort  liegenden  unterirdischen  Telegraphenlinien 
leicht  Schaden  erleiden  können. 

Die  Nähe  der  Gasrohrleitungen  hat  für  die  unterirdischen 
Telegraphen-  und  Fernsprechlinien  die  gleichen  Nachteile, 
soweit  es  sich  um  mechanische  Beschädigungen  bei  den  Erd- 
arbeiten handelt.  Das  bei  Rohrundichtigkeiten  entweichende 
Leuchtgas  übt  auf  den  Bestand  und  den  Betrieb  der  Lei- 
tungen als  solche  — abgesehen  von  den  jetzt  nur  noch  in 


1)  Seltener  kommt  es  vor,  daß  bei  den  Arbeiten  an  den  Tele- 
graphenlinien jene  Anlagen  beschädigt  werden.  Dem  wird  schon  da- 
durch vorgebeugt,  daß  die  Telegraphenbauarbeiten  gründlich  aus- 

gekundet,  von  geschultem  Personal  ausgeführt  und  gehörig  überwacht 
werden. 
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geri  iger  Zahl  vorhandenen  Guttaperchakabeln  — keine  un- 
gün  itigen  Wirkungen  aus.  Das  ist  aber  der  Fall,  wenn  größere 
Gas  Tiengen  in  die  Kabelanlagen  dringen  und  sich  in  den 
Kabelbrunnen  ansammeln,  was  sich  auch  durch  Sicherheits- 
vonichtungen  nicht  ganz  verhindern  läßt.  Gelangt  das  Gas, 
sei  SS  durch  Unvorsichtigkeit  bei  den  Unterhaltungsarbeiten 
an  und  in  den  Brunnen,  sei  es  dadurch,  daß  brennende 
Gegenstände  durch  Zufall  in  den  Brunnenbereich  gelangen, 
zur  Entzündung,  so  kommt  es  zu  Explosionen,  die  nicht  nur 
die  <abelanlagen  und  den  Straßenkörper  schwer  beschädigen, 
sowie  sonstigen  Sachschaden  anrichten,  sondern  auch  Men- 
sch(  nleben  gefährden. 

Am  wenigsten  kann  bei  den  besonderen  Schwachstrom- 
anlcgen  von  einem  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Herstellung 
und  den  Betrieb  der  Telegraphenlinien  die  Rede  sein.  Das 
ergiDt  sich  nicht  nur  aus  der  verhältnismäßig  geringen  Aus- 
deh  lung,  sondern  auch  aus  der  Natur  jener  Anlagen.  Die 
Anl  igen  beider  Art  unterscheiden  sich  in  technischer  Be- 
zieh ung  dem  Grunde  nach  und  in  ihren  Wirkungen  nicht 
voneinander,  und  es  bietet  daher  keine  Schwierigkeiten,  sie 
in  unmittelbarer  Nachbarschaft  auf  dem  Straßengelände  unter- 
zub  -ingen,  sei  es  getrennt  voneinander  in  besonderen  Linien- 
züg  m,  sei  es  vereinigt,  und  zwar  unterirdisch  in  gemeinsamen 
Kahelgräben  oder  oberirdisch  an  gemeinsamem  Gestänge. 
Vor  der  gemeinsamen  Führung  wird  in  der  Tat  häufig  Ge- 
bra  ich  gemacht. 

§ 14.  Die  Starkstromanlagen. 

Der  Einfluß  der  Starkstromanlagen  auf  die  Telegraphen- 
und  Fernsprechlinien  wird  dadurch  bedingt,  daß  die  zur  An- 
werdung  kommenden  Ströme,  die  meist  eine  erhebliche  Stärke 
und  Spannung  haben,  allgemein  Leben  und  Gesundheit  der 
Menschen  gefährden  und  Sachschaden,  hauptsächlich  durch 
Braid,  herbeiführen  können.  Diese  Gefahren  sind  für  die 
Telegraphen-  und  Fernsprechlinien  besonders  groß,  weil  ihre 
Eisen-  oder  Bronzedrähte  den  Übergang  des  Starkstroms  im 
Fähe  von  Berührungen  begünstigen.  Findet  ein  solcher 
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Übergang  in  die  Schwachstromleitungen  statt  und  gelangt  der 
Starkstrom  über  diese  ungehindert  in  die  Betriebsräume  der 
Telegraphenanstalten,  so  sind  u.  U.  die  Beamten  ernstlich  ge- 
fährdet, sowie  die  Apparate  und  sonstigen  technischen  Ein- 
richtungen Beschädigungen  und  Störungen  ausgesetzt.  Der 
Betrieb  der  Schwachstromleitungen  wird  jedoch  nicht  nur 
durch  solche  direkten  Stromübergänge,  sondern  auch  durch 
die  Fernwirkung  des  Starkstroms  (Induktion)  in  empfindlicher 
Weise  beeinträchtigt,  ja  oft  ganz  unmöglich  gemacht,  und  zwar 
gilt  das  hauptsächlich  für  den  Fernsprechverkehr.  Die  Stö- 
rungen dieser  Art  machen  sich  dadurch  bemerkbar,  daß  Schrift- 
zeichen oder  Worte  durch  die  von  einer  benachbarten  Stark- 
stromleitung hervorgerufenen  Fremdströme  unleserlich  bzw. 
unverständlich  werden,  und  auf  Einzelleitungen,  die  in  einiger 
Nähe  von  Starkstromleitungen  verlaufen,  ist  beim  Vorkommen 
dieser  Störungen  ein  ordnungsgemäßer  Sprechverkehr  über- 
haupt nicht  durchzuführen.  Durch  die  Einführung  des  Doppel- 
leitungsbetriebes sind  die  erwähnten  Induktionserscheinungen 
wohl  verringert,  aber  nicht  völlig  beseitigt  worden.  Ist  die 
Starkstromspannung  sehr  hoch,  so  können  sich  die  Induktions- 
erscheinungen auf  die  besonders  empfindlichen  Fernsprech- 
richtungen derart  steigern,  daß  durch  die  auftretenden  Knack- 
und  Knallgeräusche  die  diensttuenden  Beamten  Betriebsunfälle 
erleiden  und  oft  dauernden  Schaden  davontragen. 

Diese  überaus  schwerwiegenden  Einwirkungen,  welche 
die  Starkstromanlagen  auf  den  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
verkehr haben,  lassen  sich  nur  dann  hintanhalten,  wenn  die 
räumlichen  Entfernungen  der  beiderseitigen  Einrichtungen 
genügend  groß  gewählt  werden.  Das  ist  aber  nicht  oder  nicht 
immer  durchführbar,  weil  der  begrenzte  Raum  besondere  ört- 
liche Verhältnisse  oder  technische  Notwendigkeiten,  Annähe- 
rungen und  Kreuzungen  bedingen,  die  bestimmte  Maßnahmen 
zum  Schutze  der  Schwachstromleitungen  im  Gefahrenbereich 
des  Starkstromes  nötig  machen  i).  Diese  Schutzvorkehrungen 

1)  Welche  Maßnahmen  das  im  einzelnen  sind,  ergibt  sich  aus  den 
vom  preußischen  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  unterm  28. 4. 19U9 
und  9.  5.  1910  ergangenen  Verfügungen  an  die  Polizeiverwaltungen. 
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sine  so  mannigfacher  Art  und  so  umfangreich,  daß  sie  die 
Fül  rung  der  Schwachstromleitungen  im  Bereiche  von  Stark- 
stre  manlagen  außerordentlich  erschweren.  Vielfach  ist  das 
Voi  handensein  solcher  Anlagen  sogar  der  alleinige  Grund, 
weshalb  günstig  gelegene  Straßen  zur  Unterbringung  von 
oberirdischen  Schwachstromleitungen  nicht  benutzt  werden 
körnen.  Das  ist  hauptsächlich  bei  Straßenbahnen  der  Fall, 
wei  bei  diesen  stets  mehrere  stromführende  Teile  vorhanden 
sine , nämlich  die  Speiseleitungen,  die  Fahrdrähte  und  die 
Gle  sanlagen,  und  der  benötigte  Raum  daher  groß  ist^). 
No(  h ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  bei  solchen  ober- 
irdischen Starkstromleitungen,  die  sehr  hohe  Spannung  führen. 
Da  Dei  diesen  die  störenden  Induktionswirkungen  sehr  stark 
auflreten,  so  können  die  Leitungen  beider  Art  nicht  einmal  auf 
längere  Strecken  in  größeren  Abständen  parallel  geführt  werden. 

Aus  wirtschaftlichen  Gründen  wird  man  zunächst  darauf 
Bedacht  nehmen,  durch  Sicherungsvorkehrungen  (Schutznetze, 
Sch  Jtzdrähte,  Schutzleisten,  Isolierung  der  Leitungen  usw.) 
an  len  beiderseitigen  Anlagen  eine  gemeinsame  oberirdische 
Benutzung  der  Straßen  durchzuführen.  Immerhin  ist  schon 
dies  mit  einer  nicht  unbeträchtlichen  Erhöhung  der  Anlage- 
kos en  für  die  Schwachstromleitungen  verbunden.  Erst  wenn 
diesä  Maßnahmen  sich  als  nicht  wirksam  genug  erweisen 
und  eine  günstige  Linienführung  auf  einem  anderen  Wege 
nicht  angängig  ist,  wird  man  zu  der  teueren  unterirdischen 
Führung  der  Schwachstromleitungen  übergehen.  Dies  mußte 
von  Jahr  zu  Jahr  immer  häufiger  geschehen,  und  daher  hat 
der  Umstand,  daß  die  für  oberirdische  Leitungen  gebrauchs- 
fähigen Teile  vieler  Straßen  völlig  im  Bereiche  von  Starkstrom- 
anlagen liegen,  viel  dazu  beigetragen,  daß  ganze  Linienzüge 
odei  -netze  mit  ihren  vielen  und  nach  allen  Richtungen  ver- 
laufenden Leitungen  versenkt  worden  sind. 

Verlaufen  die  Anlagen  beider  Art  unterhalb  der  Erd- 
obei  fläche,  so  sind  zwar  die  Schwachstromlinien  bei  weitem 

1)  Die  nicht  unter  Strom  stehenden  Teile  der  Bahnen  (Eisen- 
mast j,  Spanndrähte  usw.)  bilden  lediglich  örtliche  Hindernisse  für  die 
Schv  achstromleitungen. 
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nicht  so  gefährdet  wie  bei  der  oberirdischen  Führung,  doch 
muß  auch  hier  auf  Sicherheitsmaßnahmen  Bedacht  genommen 
werden,  die  vor  allem  den  Zweck  haben,  unmittelbare  Strom- 
übergänge aus  den  Starkstromkabeln  (z.  B.  beim  Anhacken, 
bei  Kurzschlüssen  usw.)  in  die  Schwachstromkabel  zu  ver- 
hüten. Diese  müssen  daher  entweder  in  größerer  Entfernung, 
etwa  auf  der  anderen  Straßenseite,  eingebettet  oder,  wenn 
sich  Näherungs-  und  Kreuzungsstellen  nicht  vermeiden  lassen, 
mit  Zementmuffen,  Eisenrohren  oder  dergleichen  umgeben 
werden.  Von  diesen  Maßnahmen  kann  abgesehen  werden, 
wenn  die  Kabel  der  einen  oder  anderen  Art  in  gemauerten 
oder  in  Zement-  usw.  Kanälen  untergebracht  sind,  weil  diese 
ohne  weiteres  schon  einen  genügenden  Schutz  gewähren. 

Wir  sehen  hieraus,  daß  zwei  wichtige  neuzeitliche  Er- 
rungenschaften, welche  die  Technik  in  den  Dienst  der  Volks- 
wirtschaft gestellt  hat,  nämlich  der  Nachrichtenschnellverkehr 
auf  der  einen,  das  Starkstromwesen  auf  der  anderen  Seite, 
nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  nebeneinander  bestehen 
können.  Der  Nachrichtenschnellverkehr  befindet  sich  aber 
insofern  in  einer  sehr  ungünstigen  Lage,  weil  sein  ordnungs- 
mäßiger Betrieb  durch  die  Starkstromanlagen  gefährdet  wird, 
während  das  umgekehrt  nicht  der  Fall  ist.  Von  keiner  an- 
deren Seite  werden  Einrichtung  und  Betrieb  von  Telegraphen- 
und  Fernsprechlinien  in  einem  gleich  großen  Maße  eingeengt 
oder  gestört,  so  daß  es  für  die  weitere  Entwickelung  des 
Nachrichtenschnellverkehrs  von  einschneidender  Bedeutung 
ist,  in  welcher  Weise  die  öffentliche  Gewalt  mit  ihren  Mitteln 
in  diese  Beziehungen  eingreift. 


VI  Das  Eingreifen  der  Gesetzgebung  in  seiner 
volkswirtschaftlichen  Bedeutung. 

i 15.  Die  rechtliche  Lage  der  Telegraphenlinien 

im  allgemeinen  1). 

Der  durch  dieTelegraphenanlagen  vermittelte Nachrichten- 
schrellverkehr  kann  sich  nur  dann  in  einer  seiner  großen 
volkswirtschaftlichen  Bedeutung  entsprechenden  Weise  geltend 
mac  len  und  entwickeln,  wenn  ihm  die  Verkehrspolitik  eine 
angemessene  Stellung  zuweist  und  diese  rechtlich  sichergestellt 
wird.  Da  das  neue  Verkehrsmittel  schon  bald  nach  seiner 
Einfihrung  eine  Monopolform  angenommen  hatte,  so  war 
die  Dichtung  gegeben,  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
einz  igreifen  hatten.  Es  hat  zwar  nicht  an  Stimmen  gefehlt, 
welche  die  fast  vollständige  Ausschließung  der  privatwirtschaft- 
licht n Tätigkeit  auf  diesem  Gebiete  lebhaft  bekämpft  und  sich 
auf  den  Standpunkt  gestellt  haben,  daß  es  dem  ohne  Kon- 
kurrenz arbeitenden  Staate  nicht  im  gleichen  Maße  wie  dem 
Privatunternehmer  gelingen  würde,  wichtige  technische  und 
wirhchaftliche  Errungenschaften  für  das  neue  Verkehrsmittel 
nutz)ar  zu  machen  und  dieses  dadurch  zu  einer  rascheren 
Entv  ickelung  zu  bringen  2),  Einen  Erfolg  haben  aber  alle 

1)  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
anlagen in  ihren  Beziehungen  zu  den  Straßen  im  allgemeinen  völlig 
gleichartig  sind  und  dies  auch  in  den  hier  in  Frage  kommenden  ge- 
setzli  ;hen  Vorschriften  überall  zum  Ausdruck  kommt,  werden  in  den  fol- 
gend(  ;n  Abschnitten  die  Anlagen  beider  Art  als  „T  e 1 e g r a p h e n“anlagen, 
-linie  1 usw.  bezeichnet  werden.  Nur  wo  der  Unterschied  von  Bedeutung 
ist,  V ird  auf  die  Fernsprechanlagen  besonders  hingewiesen  werden. 

2)  Vgl.  die  Artikel:  „Die  Stellung  der  Industrie  zu  den  Gesetz- 
entwiirfen  über  Reichstelegraphenanlagen  und  elektrische  Anlagen“, 
in  Gl  isers  Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  Bd.  28,  Heft  5,  Nr.  329, 
1891,  und  Maas,  Der  Telegraphengesetzentwurf  und  seine  Gefahren, 
Berlin  1891. 
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diese  Bestrebungen,  die  auf  eine  Beseitigung  des  monopol- 
mäßigen Zustandes  des  Telegraphenwesens  hinzielten,  nicht 
gehabt.  Bis  zum  Erlasse  des  Gesetzes  über  das  Telegraphen- 
wesen des  Deutschen  Reiches  vom  6.  April  1892i)  gab  es 
allerdings  klare  gesetzliche  Bestimmungen  über  das  Bestehen 
eines  Telegraphenregals  nicht.  Die  Bundesstaaten  hatten  aber 
schon  seit  langem  eine  dahingehende  Politik  getrieben  und 
später  aus  Artikel  48  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vom  16.  April  1871  gefolgert,  daß  dieser  das  Telegraphen- 
wesen zum  Regale  erhoben  habe.  Diese  Frage  ist  jetzt  jeden- 
falls durch  das  Gesetz  vom  6.  April  1892  auch  rechtlich  ein- 
wandfrei geregelt,  da  dieses  bestimmt,  daß  nur  das  Reich  bzw. 
Bayern  und  Württemberg  innerhalb  ihrer  Verwaltungsgebiete 
das  Recht  haben,  Telegraphenanlagen  für  die  Vermittelung 
von  Nachrichten  zu  errichten  und  zu  betreiben. 

Die  Schaffung  des  Telegraphenregals  begründete  aber 
keineswegs  das  Recht,  öffentlichen  oder  privaten  Grund  und 
Boden  ohne  Ermächtigung  der  Eigentümer  zur  Errichtung 
von  Telegraphenanlagen  zu  benutzen.  Die  Telegraphenver- 
waltungen waren  daher  in  dieser  Beziehung  nach  wie  vor  auf 
den  guten  Willen  und  das  Entgegenkommen  der  Wege-  oder 
Grundstückseigentümer  angewiesen.  Dieser  Zustand  war  be- 
denklich, weil  die  Straßeneigentümer  und  die  ihnen  nahe- 
stehenden Kreiseimmer  wenigergeneigt  waren,  denTelegraphen- 
anlagen  einen  größeren  Spielraum  auf  den  Straßen  einzuräumen 
und  früher  gern  gewährte  Vergünstigungen  beizubehalten. 
Gleichwohl  behalf  man  sich  noch  weiter  damit,  nach  Bedarf 
Abkommen  über  die  Straßenbenutzung  mit  den  einzelnen  zu- 
ständigen Staats-  und  Kommunalbehörden  usw.  zu  treffen,  ln 
einigen  Bundesstaaten  bestanden  zwar  gewisse  wegegesetzliche 
Bestimmungen  2)  zugunsten  der  Telegraphenanlagen.  Diese 
hatten  aber  keine  grundsätzliche  Bedeutung.  Nur  der  vom 
Bundesrat  unterm  25.  Juni  1869  gefaßte  Beschluß  3),  „betreffend 

1)  Reichsgesetzblatt  von  1892,  S.  467. 

2)  Vgl.  Wolcke,  Telegraphenrecht,  Leipzig  1911,  S.  12f. 

3)  Bestimmungen  des  Bundesrats  des  Norddeutschen  Bundes 
über  die  den  Eisenbahnverwaltungen  und  den  Straßenbauverwaltungen 
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di(  Verpflichtungen  der  Straßenbauverwaltiingen  im  Interesse 
de  Telegraphenverwaltung“  legte  den  Straßenbauverwaltungen 
WC  itgehende  Verpflichtungen  der  Reichs-Telegraphenverwaltung 
gegenüber  auf.  Die  einzelnen  Bestimmungen  des  Beschlusses, 
dei  innerhalb  Bayerns  und  Württembergs  keine  Gültigkeit 
ha  tei),  waren  gleichlautend  mit  den  Vorschriften,  die  vor  der 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  in  Preußen  Geltung 
gehabt  hatten  und  hier,  da  Telegraphen-  und  Wegebauver- 
wa  tung  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Arbeiten  unterstellt  waren,  auf  Grund  ministerieller  Anordnung 
ergangen  waren.  Das  Unzureichende  des  Beschlusses  lag 
daiin,  daß  er  sich  lediglich  auf  die  Staatskunststraßen  und 
einige  andere  näher  bezeichnete  öffentliche  Straßen,  dagegen 
nicit  auf  die  Straßen  innerhalb  der  Städte  erstreckte.  Die 
immerhin  sehr  guten  Wirkungen  des  Beschlusses  wurden  bald 
wesentlich  durch  den  Einfluß  des  preußischen  Dotationsge- 
set.:es  vom  8.  Juli  18752)  beeinträchtigt,  durch  dessen  § 18 
der  Übergang  der  Staatskunststraßen  in  das  Eigentum  der 
Provinzen  festgesetzt  wurde.  Diese  sahen  den  Beschluß  nicht 
meir  als  rechtlich  bindend  an,  und  es  kam  bald  über  diese 
Frage  zu  unliebsamen  Streitigkeiten,  die  sogar  zu  polizeilichen 
Zwmgsmaßnahmen  führten.  Bei  den  preußischen  Kunststraßen 
anderer  Art  lagen  die  Verhältnisse  auch  nicht  günstiger.  Zwar 
mu  5te  anfänglich  die  Anerkennung  des  Bundesratsbeschlusses 
in  den  Konzessionsurkunden  für  solche  Straßen  enthalten 
seif,  seit  dem  Jahre  1878  3)  war  aber  die  behördliche  Ge- 
nehmigung zum  Bau  solcher  Straßen  nicht  mehr  erforderlich, 
so  (laß  es  auch  hier  an  einer  Handhabe  fehlte,  die  beteiligten 
Verbände  gegen  ihren  Willen  zur  Übernahme  von  Ver- 
pfli(  htungen  im  Interesse  der  Telegraphenverwaltung  an- 

im  I iteresse  der  Reichstelegraphenvervvaltung  obliegenden  Verpflich- 
tung 2n.  A.  Beschluß  vom  21.  12.  1868;  B.  Beschluß  vom  25.  6.  1869, 

§ 33P  der  Protokolle. 

1)  Auf  Baden  und  Elsaß-Lothringen  wurde  der  Beschluß  1871/72 
ausgedehnt. 

2)  Vgl.  Gesetzsammlung  für  1875,  S.  497. 

3)  Erlaß  vom  25.  Oktober  1878,  Ministerialblatt  für  die  innere 
Ver\-altung  1879,  S.  38. 
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zuhalten  0-  Nur  einer  geschickten  Verkehrspolitik  und  dem 
vermittelnden  Eingreifen  der  Staatsbehörden  war  es  in  vielen 
Fällen  zu  verdanken,  daß  der  Widerstand  mancher  Straßen- 
eigentümer gegen  die  Herstellung  und  Erweiterung  von  Tele- 
graphenlinien überwunden  wurde. 

ln  den  Städten,  wo  den  Telegraphenverwaltungen  keinerlei 
Befugnisse  hinsichtlich  der  Straßenbenutzungzustanden,  konnte 
jedoch  eine  Einigung  der  Beteiligten  nicht  immer  erzielt  werden, 
weil  die  Stadtverwaltungen  über  den  Straßenkörper  nach 
eigenem  Ermessen  verfügen  wollten.  Namentlich  beanspruch- 
ten sie  volle  Bewegungsfreiheit  zur  Unterbringung  der  den 
städtischen  Zwecken  dienenden  besonderen  Anlagen,  die  ent- 
weder von  den  Städten  selbst  auf  gemeinwirtschaftlicher 
Grundlage  oder  unter  städtischer  Mitwirkung  von  Privat- 
unternehmern betrieben  wurden.  Außerdem  wurden  auch 
immer  mehr  für  bestimmte  Stadtteile  Verkehrs-  oder  Schön- 
heitsrücksichten geltend  gemacht.  Bei  dem  großen  Aus- 
dehnungsbedürfnis der  Telegraphenlinien  in  den  Städten  kam 
es  aber  hier  besonders  darauf  an,  daß  ihre  Herstellung  so 
wenig  wie  möglich  gehindert  wurde. 

Ein  Streitfall  zwischen  der  Reichstelegraphenverwaltung 
und  der  Stadt  Breslau,  der  sich  aut  die  Überkreuzung  städtischer 
Straßen  mit  Telegraphenleitungen  bezog,  trug  wesentlich  dazu 
bei,  eine  gründliche  gesetzliche  Regelung  der  Angelegenheit  zu 
beschleunigen  2).  Die  Stadt  hatte  sich  nämlich  im  Jahre  1894 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  eine  derartige  Leitungs- 
führung einen  Eingriff  in  das  Privateigentum  am  Wegekörper 
darstellte  und  über  den  bestimmungsmäßigen  Gebrauch  der 
Straßen  zum  öffentlichen  Verkehr  hinausginge.  Demgegenüber 
vertrat  das  Reich  die  Auffassung,  daß  die  Straßen  allgemein 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  dienen  hätten  und  das  Tele- 
graphenwesen, das  gemäß  Artikel  48  der  Reichsverfassung 
als  Staatsverkehrsanstalt  eingerichtet  und  durch  das  Tele- 

1)  lii  Bayern  und  Württemberg  waren  die  Telegraphen  Verwal- 
tungen günstiger  gestellt,  weil  hier  ein  größerer  Teil  der  Kunststraßen 

im  staatlichen  Eigentume  war. 

2)  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Berlin  1899,  S.  1 f. 
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grc  phengesetz  vom  6.  April  1892  zum  Regal  des  Reiches  er- 
hoben sei,  einen  Teil  dieses  Verkehrs  bilde.  Das  Landgericht 
un  i das  Oberlandesgericht  in  Breslau  schlossen  sich  aber 
dei  Auffassung  der  Stadtgemeinde  an,  so  daß  die  Reichs- 
teli:graphenverwaltung,  um  die  Frage  mit  Rücksicht  auf  ihre 
gn  ndsätzliche  Bedeutung  zu  klären,  sich  gezwungen  sah, 
eire  Entscheidung  des  Reichsgerichts  herbeizuführen.  Auch 
dieses  sprach  sich  durch  Urteil  vom  21.  September  1898^) 
da  lin  aus,  daß  der  Telegraphenverkehr  nicht  zum  eigentlichen 
Straßenverkehr,  der  nur  das  Gehen,  Fahren,  Reiten  und  Fort- 
be  vegen  von  Sachen  umfasse,  gerechnet  werden  könnte,  und 
daier  die  Stadtgemeinde  als  Straßeneigentümerin  berechtigt 
wäre,  die  Beseitigung  vorhandener  Leitungen  zu  verlangen 
und  jede  künftige  Benutzung  seitens  der  Reichstelegraphen- 
ve'waltung  zu  untersagen. 

§ 16.  Das  Telegraphenwegegesetz  vom  18.  Dez.  1899. 

Aus  Anlaß  dieser  Entscheidung  wurde  von  der  Reichs- 
re,p‘erung  ein  Gesetzentwurf 2)  ausgearbeitet,  der  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  im  Jahre  1899  zuging.  Es  war 
geplant,  dem  Reiche  gesetzlich  ein  allgemeines  Mitbenutzungs- 
re  :ht  an  den  öffentlichen  Wegen  einzuräumen,  das  sich  jedoch 
im  Rahmen  der  bisherigen  Entwickelung  des  Straßenwesens 
halten  und  die  Bewegungsfreiheit  der  Straßeneigentümer  und 
sonstigen  Interessenten  nur  insoweit  beeinträchtigen  sollte, 
ah  es  zum  Bau  und  Betriebe  der  Telegraphenlinien  unbedingt 
nctig  war.  Die  Telegraphenverwaltungen  sollten  künftig  be- 
re;htigt  sein,  öffentlichen  Grund  und  Boden  für  ihre  Linien 
zu  benutzen,  soweit  dadurch  der  Gemeingebrauch  der  Straßen 
usw.  nicht  dauernd  beschränkt  wurde.  Diesem  gegenüber 
hatten  demnach  die  Telegraphenlinien  zurückzustehen.  Auf 
djii  vorhandenen  Baumpflanzungen  mußte  bei  der  Herstellung 
der  Telegraphenlinien  Rücksicht  genommen  werden,  doch 

1)  Entscheidungen  in  Zivilsachen,  Bd.  48,  S.  205. 

2)  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Berlin  1899,  S.  347f., 
und  V.  Rohr,  Das  Telegraphenwegegesetz,  Berlin  1900. 
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wurde  dem  Reiche  das  Recht  zugestanden,  die  nötigen  Aus- 
ästungen vornehmen  zu  lassen.  Außerdem  wurde  das  Ver- 
hältnis zu  den  auf  den  Straßen  befindlichen  besonderen  An- 
lagen geregelt,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  Grundsatz 
der  Gleichberechtigung  aufgestellt  wurde.  Wo  die  Anlage 
einer  Gattung  vorhanden  war,  sollte  sie  der  später  hinzu- 
tretenden Anlage  der  anderen  Gattung  gegenüber  den  Vor- 
rang haben.  Hinsichtlich  der  besonderen  Anlagen  war  kein 
Unterschied  zwischen  gemeinnützigen  Anlagen  und  Anlagen 
der  Privatunternehmung  gemacht  worden. 

Obwohl  seitens  der  Regierungsvertreter  stets  hervor- 
gehoben wurde,  daß  der  Gesetzentwurf  nur  das  Mindestmaß 
dessen  forderte,  was  im  Interesse  der  Gesamtheit  die  Durch- 
führung der  Aufgaben  der  Telegraphenverwaltungen  sicher- 
stellen konnte,  wurden  sowohl  im  Reichstag  als  auch  in  der 
Öffentlichkeit  lebhafte  Einwendungen,  sowohl  gegen  den  Grund- 
gedanken des  Entwurfs,  als  auch  gegen  einzelne  Bestimmungen, 
erhoben  ^).  Man  bestritt  zwar  die  Notwendigkeit  einer  reichs- 
gesetzlichen Regelung  der  Angelegenheit  nicht,  forderte  aber 
vor  allem  eine  weitergehende  Rücksichtnahme  auf  die  Rechte 
der  Straßeneigentümer  und  auf  die  besonderen  Anlagen.  Zu 
den  Gegnern  des  Entwurfs  gehörten  zunächst  Vertreter  des 
privatwirtschaftlichen  Prinzips,  die  jeder  beabsichtigten  Ein- 
engung des  Verkehrs  und  des  Privateigentums  zugunsten  des 
Staates  Mißtrauen  entgegenbrachten.  Ihnen  schlossen  sich  aus 
ähnlichen  Gründen  manche  Kommunalverbände,  besonders 
viele  Großstädte,  an.  Diese  fühlten  sich  in  der  Hauptsache 
dadurch  benachteiligt,  daß  den  von  ihnen  auf  eigenen  Straßen 
hergestellten  besonderen  Anlagen  angeblich  nicht  die  ge- 
bührende Stellung  eingeräumt  war,  und  beanstandeten  daher 

1)  Vgl.  die  Rede  des  Abgeordneten  Lenzmann,  der  den  Entwurf 
scharf  bekämpfte  und  u.  a.  ausführte;  „Auch  die  Wege  sind  Objekte 
des  Eigentums,  sind  mit  Aufwendung  von  Geldmitteln  angelegt,  und 
für  sie  spricht  zunächst  auch  das  gute  Recht  eines  jeden  Eigentümers, 
sie  zu  benutzen  und  zu  verwerten,  wie  er  will.  Das  Eigentum  muß 
auch  hier  den  übrigen  Interessen  vorangestellt  werden,  das  verlangt 
einfach  der  Rechtsstandpunkt.“  Stenogr.  Bericht,  10.  Legislaturperiode, 
1.  Session,  1898/1899,  S.  1771. 
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namentlich  die  in  dem  Gesetzentwurf  enthaltene  Unterschei- 
dung zwischen  diesen  Anlagen  und  dem  Qemeingebrauche 
de"  Straßen  zur  Personenbeförderung  und  Güterbewegung. 
Lebhafter  Widerspruch  wurde  auch  in  den  Kreisen  der  elektro- 
te(  hnischen  Industrie  laut,  die  befürchtete,  daß  die  Entwicke- 
lung der  Starkstromanlagen  auf  den  Straßen  durch  eine  Be- 
vorzugung der  Telegraphenlinien  gehemmt  würde  und  nicht 
gleichen  Schritt  mit  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  halten 
kc  nnte  O- 

Die  Grundbestimmungen  des  Gesetzentwurfs  über  die 
W igebenutzung  im  allgemeinen  gelangten  indessen  mit  nicht 
se  ir  wesentlichen  Abänderungen  zur  Annahme,  und  insbeson- 
dere wurde  der  Anspruch  der  Telegraphenverwaltungen  auf 
ur  entgeltliche  Benutzung  der  öffentlichen  Wege  usw.  grund- 
sä :zlich  als  berechtigt  anerkannt.  Dagegen  konnte  lange  keine 
Einigung  darüber  erzielt  werden,  welche  Stellung  den  be- 
sonderen Anlagen  zugewiesen  werden  sollte,  wenn  sie  mit 
den  Telegraphenanlagen  auf  den  Straßen  zusammentrafen. 
D e Regierungsvertreter  konnten  ihren  Standpunkt,  daß  all- 
gemein die  vorhandenen  Anlagen  jeder  Art  den  Vorrang  vor 
etwaigen  neuen  Anlagen  genießen  sollten,  nicht  durchsetzen, 
m ißten  sich  vielmehr  schließlich  damit  einverstanden  erklären, 
daß  solchen  besonderen  Anlagen,  an  denen  die  Wegeunter- 
haltungspflichtigen 2)  zum  mindesten  überwiegend  beteiligt 

1)  Schon  bei  der  Beratung  des  Entwurfs  eines  Telegraphen- 
ge setzes  im  Jahre  1892  wurde  aus  diesem  Grunde  die  Gleichstellung 
de'  Telegraphenanlagen  und  der  Starkstromanlagen  lebhaft,  aber  ohne 
Er  olg  bekämpft.  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Berlin  1892, 
S.  21. 

2)  Diese  Bezeichnung  ist  gewählt  worden,  weil  der  Eigentümer 
eil  es  Weges  nicht  immer  gleichzeitig  der  Wegeunterhaltungspflichtige 
ist  Derjenige,  dem  die  Unterhaltungspficht  obliegt,  hat  aber  an  allen 
Engen  der  Wegebenutzung  das  Hauptinteresse,  besonders  dann,  wenn 
im  Zusammenhänge  mit  der  Wegebenutzung  usw.  Kosten  entstehen. 
Im  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  ist  der  Unterschied  ohne  Be- 
de Jtung,  und  es  wird  deshalb  der  Einheitlichkeit  wegen  und  weil  es 
sich  dem  Grunde  nach  nur  um  Eigentumsverhältnisse  der  Straßen 
handelt,  später  stets  von  „Straßeneigentümern“  statt  von  „Wegeunter- 
ha  tungspflichtigen“  die  Rede  sein. 
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waren,  eine  bevorzugte  Stellung  eingeräumt  wurdet-  Der 
Schwerpunkt  dieser  Vorzugsstellung  lag  darin,  daß  auch  vor- 
handene Telegraphenlinien  nötigenfalls  verlegt  oder  geändert 
werden  mußten,  wenn  sie  neuen  besonderen  Anlagen  hin- 
derlich waren,  und  daß  die  hierfür  aufgewendeten  Kosten  den 
Telegraphenverwaltungen  zur  Last  fielen.  Dagegen  wurde 
anerkannt,  daß  ein  gleiches  Vorrecht  Privatunternehmungen 
nicht  zugestanden  werden  konnte,  daß  spätere  Anlagen 
dieser  Art  vielmehr  den  vorhandenen  Telegraphenlinien 
nachzustehen  hätten.  Privatunternehmer  sollten  also,  selbst 
wenn  die  von  ihnen  neu  errichteten  besonderen  Anlagen  den 
öffentlichen  Interessen  dienten,  nicht  befugt  sein,  die  Verlegung 
und  Veränderung  einer  vorhandenen  hinderlichen  Tele- 
graphenlinie zu  verlangen,  wenn  die  beiderseitigen  Anlagen 
nicht  nebeneinander  an  den  Straßen  bestehen  konnten,  sondern 
sich  gegenseitig  störend  beeinflußten.  Waren  Änderungen  an 
den  Telegraphenlinien  erforderlich  oder  mußten  Schutzmaß- 
nahmen getroffen  werden,  so  hatte  der  Privatunternehmer 
die  entstehenden  Kosten  zu  tragen  2). 

Durch  ein  besonderes  Planfeststellungsverfahren  ist  schließ- 
lich allen  Beteiligten  die  Möglichkeit  gegeben  worden,  ihre 
Rechte  und  Bedenken  der  Telegraphenverwaltung  gegenüber 
rechtzeitig  geltend  zu  machen.  Nach  dem  neuen,  vom  Reichs- 
tage nicht  beanstandeten  Verfahren  muß  vor  der  Herstellung 
einer  neuen  oder  vor  der  wesentlichen  Änderung  einer  vor- 
handenen Telegraphenlinie  an  öffentlichen  Wegen  usw.  ein 
Plan  aufgestellt  werden,  der  über  alle  Einzelheiten  der  be- 
absichtigten Führung  und  Unterbringung  der  Linie  Aufschluß 
gibt.  Da  der  Plan  nicht  nur  bei  dem  zuständigen  Post-  oder 

1)  Als  bevorzugt  haben  hiernach  solche  besonderen  Anlagen  zu 
gelten,  an  denen  die  Wegeunterhaltungspflichtigen  entweder  aus- 
schließlich oder  überwiegend  beteiligt  sind. 

2)  Wurden  neue  Telegraphenanlagen  errichtet,  so  mußten  sie 
auf  alle  vorhandenen  Starkstromanlagen  die  gleiche  Rücksicht 
nehmen.  Die  Telegraphenanlagen  w^aren  also  nur  mit  den  Stark- 
stromanlagen auf  eine  Stufe  gestellt,  an  denen  die  Straßeneigentümer 
(Wegeunterhaltungspflichtigen)  nicht  oder  nicht  überwiegend  beteiligt 
waren. 
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Tclegraphenamt  auszuliegen  hat,  worauf  durch  öffentliche 
Bekanntmachungen  hingewiesen  wird,  sondern  auch  zur  Kennt- 
ni;  der  unmittelbar  Beteiligten  (Wegeunterhaltungspflichtigen, 
ln  laber  der  besonderen  Anlagen,  usw.)  gebracht  werden  muß, 
so  ist  allen  Interessenten  Gelegenheit  gegeben,  innerhalb  der 
vcrgeschriebenen  Frist  von  4 Wochen  gegen  den  Plan  Ein- 
sp-uch  zu  erheben.  Kommt  es  zu  einem  förmlichen  Ein- 
sp-uch,  so  wird  hierüber  im  Verwaltungsverfahren  Entschei- 
dung getroffen.  Andernfalls  sind  die  Telegraphenverwaltungen 
beiugt,  die  im  Plane  vorgesehenen  Maßnahmen  zur  Aus- 
fü  irung  zu  bringen. 

Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  und 
di(‘  beschlossenen  Änderungen  bedürfen  einer  Erörterung 
nicht,  da  sie  nicht  grundsätzlicher  Natur  sind  oder  mit  dem 
Z\/ecke  der  Arbeit  nicht  im  Zusammenhänge  stehen. 

17.  Die  Wirkungen  des  Telegraphenwegegesetzes. 

Das  neue  Gesetz,  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  ge- 
tn  ten  und  seitdem  nicht  geändert  worden  ist,  hat  die  deut- 
scien  Telegraphenverwaltungen  endgültig  aus  der  bisherigen 
Abhängigkeit  von  den  Straßeneigentümern  befreit  und  jenen 
ein  Straßenbenutzungsrecht  eingeräumt,  das  eine  gewisse  Be- 
w(  gungsfreiheit  der  Telegraphenlinien  geschaffen  hat.  Vor 
allem  steht  es  jetzt  nicht  mehr  in  dem  Belieben  eines  einzigen 
ln  eressenten,  durch  Verweigerung  seiner  Zustimmung  die 
Herstellung  einer  Telegraphenlinie  zu  verhindern  und  dadurch 
die  allgemeinen  Verkehrsinteressen  zu  schädigen.  Nur  wenn 
eine  der  Vorschriften  in  den  §§  1—5  des  Gesetzes  oder  eine 
der  vom  Reichskanzler  erlassenen  Ausführungsbestimmungen 
vcm  26.  Januar  19000  verletzt  wird,  muß  einem  Einsprüche 
sti. »gegeben  und  der  aufgestellte  Plan  geändert  werden  O- 

1)  Vgl.  Reichsgesetzblatt  von  1899,  S.  705,  und  von  1900,  S.  7. 

2)  Der  Einspruch  gegen  einen  solchen  Plan  kann  sich  nach  § 8 
de ; Telegraphenwegegesetzes  namentlich  auf  folgende  Punkte  gründen : 
1.  daß  der  Gemeingebrauch  der  Verkehrswege  dauernd  beschränkt 
wi  d (§  1);  2.  daß  die  Unterhaltung  des  Verkehrswegs  verhindert  oder 


55 


Andererseits  ist  auch  den  berechtigten  Ansprüchen  der  Straßen- 
eigentümer und  der  sonstigen  Interessenten  in  jenen  Vor- 
schriften vollauf  Rechnung  getragen  und  alles  vermieden 
worden,  was  den  Gemeingebrauch  der  Verkehrswege  ge- 
fährden könnte. 

Wie  vorteilhaft  die  Wirkungen  des  neuen  Gesetzes  ge- 
wesen sind,  geht  daraus  hervor,  daß  die  starke  Vermehrung 
der  Leitungen,  die  zu  Beginn  des  neuen  Jahrhunders  eintrat, 
glatt  vor  sich  gegangen  ist.  Gegen  die  damalige  außer- 
gewöhnlich große  Inanspruchnahme  der  Straßen  oberhalb 
und  unterhalb  des  Erdbodens  wäre  aber  seitens  der  Straßen- 
eigentümer usw.  in  vielen  Fällen  lebhafter  Widerspruch  er- 
hoben worden,  wenn  nicht  inzwischen  den  Telegraphenver- 
waltungen ausreichende  Befugnisse  zur  Geländebenutzung  ge- 
setzlich zugestanden  worden  wären.  Zum  mindesten  hätte 
es  ohne  diese  Regelung  umständlicher  Verhandlungen  zwischen 
den  Beteiligten  bedurft,  um  wenigstens  im  großen  und  ganzen 
ein  halbwegs  befriedigendes  Ergebnis  zu  erzielen,  und  oft 
genug  hätten  sich  aus  Mangel  an  Entgegenkommen  einzelner 
Beteiligter  bestimmte  Verkehrsverbesserungen  nicht  ausführen 
lassen.  Die  Tatsache,  daß  sich  die  Einführung  des  Doppel- 
leitungsbetriebes glatt  vollzogen  hat,  und  daß  auch  die  durch 
das  sonstige  Anwachsen  der  Leitungen  verursachte  verstärkte 
Benutzung  öffentlicher  Straßen  durch  die  Telegraphenlinien 
in  den  letzten  16  Jahren  hat  durchgeführt  werden  können, 
muß  zu  einem  nicht  geringen  Teil  auf  die  günstigen  Wirkungen 
des  Telegraphenwegegesetzes  zurückgeführt  werden. 

Wenn  sich  das  Verhältnis  zu  den  Straßeneigentümern 
gleichwohl  im  Laufe  der  Zeit  ungünstiger  gestaltet  hat,  so  hat 
das  nicht  daran  gelegen,  daß  das  Gesetz  auf  einem  falschen 
Grundgedanken  aufgebaut  ist,  sondern  an  der  Schwierigkeit, 
das  Straßengelände  den  Telegraphenlinien  und  den  besonderen 
Anlagen  gleichzeitig  und  gleichmäßig  dienstbar  zu  machen. 
Die  Straßeneigentümer  haben  von  vornherein  an  dem  an  sich 

übermäßig  erschwert  wird  (§  2);  3.  daß  nicht  die  nötige  Rücksicht 
auf  die  am  Wege  stehenden  Baumpflanzungen  genommen  ist  (§  4); 
4.  daß  vorhandene  besondere  Anlagen  störend  beeinflußt  werden  (§  5)* 
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verständlichen  Bestreben  festgehalten,  die  Herstellung  von 
Sta  kstromanlagen  in  ihrem  Bereich  auf  Kosten  der  Tele- 
graDhenlinien  zu  erleichtern.  Wenn  sich  erstere  anfänglich 
auch  fast  ausschließlich  in  den  Händen  von  Privatunter- 
neh  mern  befanden  und  daher  einen  ausgesprochen  gewerb- 
lichen Charakter  trugen  i),  so  ergaben  sich  doch  rege  Be- 
ziehungen zwischen  den  Unternehmern  und  den  Straßen- 
eigontümern,  als  welche  hauptsächlich  die  Selbstverwaltungs- 
körper in  Frage  kamen.  Um  den  Verkehr  zu  heben  oder 
die  Errungenschaften  der  Neuzeit  ihren  Bezirken  zugänglich 
zu  machen,  wurden  die  Unternehmer  mindestens  dadurch 
unterstützt,  daß  ihnen  günstige  Bedingungen  für  die  Straßen- 
berutzung  gewährt  wurden.  Da  ein  ähnliches  Interesse  an 
den  Telegraphenanlagen  nicht  vorhanden  war,  weil  ihr  Nutzen 
für  die  einzelnen  Gemeinden  sich  nicht  so  unmittelbar  fühlbar 
maiihte,  so  war  man  geneigt,  die  Telegraphenverwaltung,  so- 
bald sie  ihre  Ansprüche  geltend  machen  wollte,  möglichst  in 
den  Hintergrund  zu  drängen.  Es  war  das  um  so  leichter, 
als  bei  der  Regelung  dieser  Verhältnisse  durch  das  Tele- 
gra  )henwegegesetz  der  im  Entwurf  vorge.sehene  Grundsatz 
der  Gleichberechtigung  aufgegeben  und  den  besonderen  An- 
lage n die  oben  erörterte  Vorzugsstellung  eingeräumt  war. 

Vordem  Inkrafttreten  des  Telegraphenwegegesetzes  waren 
jene  Verhältnisse  durch  den  § 122)  des  Telegraphenwege- 
gesetzes  vom  6.  April  1892  in  der  Weise  geregelt,  daß  der 
spä  er  errichteten  Anlage  der  Schutz  der  bereits  bestehenden 
und  durch  sie  störend  beeinflußten  Anlagen  oblag.  Hier  also 

1)  Wenn  auch  der  Erwerbscharakter  der  Starkstromanlagen  da. 
mals  stark  im  Vordergründe  stand,  so  lag  es  doch  auch  im  öffentlichen 
und  volkswirtschaftlichen  Interesse,  ihre  Herstellung  in  geeigneter 
Wei;e  zu  begünstigen. 

2)  Dieser  lautet:  „Elektrische  Anlagen  sind,  wenn  eine  Störung 
des  Betriebes  der  einen  Leitung  durch  die  andere  eingetreten  oder 
zu  befürchten  ist,  auf  Kosten  desjenigen  Teiles,  welcher  durch  eine 
spät  ;re  Anlage  oder  durch  eine  später  eintretende  Änderung  seiner 
best  ehenden  Anlage  diese  Störung  oder  die  Gefahr  derselben  ver- 
anla  it,  nach  Möglichkeit  so  auszuführen,  daß  sie  sich  nicht  störend 
beei  iflussen.“ 
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hatte  der  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  Anerkennung 
gefunden.  Die  Regierung  hatte  im  Entwurf  zum  Telegraphen- 
wegegesetze die  Vorschriften  des  erwähnten  § 12  dem  Grunde 
nach  beibehalten,  weil  die  in  dem  vorhergehenden  Jahrzehnt 
gesammelten  Erfahrungen  hatten  erkennen  lassen,  daß  eine 
gedeihliche  Entwickelung  sowohl  des  Telegraphen-,  als  auch 
des  Starkstromwesens  bei  dieser  Auffassung  möglich  war. 
Dem  Drängen  der  Interessenten,  die  viele  Fürsprecher  im 
Reichstage  hatten,  wäre  auch  kaum  nachgegeben  worden, 
wenn  der  Entwickelungsgang  der  Starkstromanlagen  und  die 
aus  der  gesetzlichen  Neuregelung  der  Angelegenheit  ent- 
stehenden Folgen  hätten  vorausgesehen  werden  können.  Vor 
allem  hatte  die  Regierung  nicht  angenommen,  daß  die  Kom- 
munalisierung der  Starkstromanlagen  so  große  Fortschritte 
machen  würde,  und  daß  selbst  in  ländlichen  Bezirken,  be- 
sonders infolge  der  Errichtung  vieler  Überlandzentralen  durch 
die  Gemeinden  usw.,  immer  größere  Gebiete  mit  elektrischen 
Anlagen,  die  den  verschiedensten  Zwecken  dienten,  überzogen 
würden. 

Eine  Quelle  dauernder  Meinungsverschiedenheiten  hat 
sich  aus  der  Schwierigkeit  ergeben,  das  Vorhandensein  der 
überwiegenden  Beteiligung  der  Straßeneigentümer  an  den 
Starkstromanlagen  einwandfrei  zu  ermitteln.  Die  Unternehmer 
haben,  da  die  im  § 6 des  Telegraphenwegegesetzes  vor- 
gesehenen Vergünstigungen  nur  solchen  Anlagen  gewährt 
werden,  bei  denen  die  Beteiligung  den  Straßeneigentümer 
überwiegt,  natürlich  das  Bestreben,  eine  jede  derartige  Be- 
teiligung als  möglichst  umfangreich  hinzustellen.  Für  die 
Telegraphenverwaltungen  liegt  es  dagegen  nahe,  diesem  Be- 
streben entgegenzutreten,  weil  sie  Wert  darauf  legen  müssen, 
• » 

daß  die  Änderungen,  die  infolge  der  Herstellung  neuer  Stark- 
stromanlagen an  vorhandenen  Telegraphenlinien  vorzunehmen 
sind,  nach  Möglichkeit  für  Rechnung  der  späteren  Anlage 
ausgeführt  werden.  Anfänglich  hat  das  Reich  folgerichtig 
den  Standpunkt  eingenommen,  daß  eine  überwiegende  Be- 
teiligung von  Straßeneigentümern  an  einer  Anlage  nur  dann 
als  vorliegend  zu  erachten  sei,  wenn  ihnen  das  Miteigentum 
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ar  dieser  mehr  als  zur  Hälfte  zusteht  und  gegebenenfalls 
ei  len  ziffernmäßigen  Nachweis  hierfür  von  dem  Unternehmer 
vtrlangti).  Diese  Auffassung  ist  jedoch  mit  Erfolg  von  der 
Gegenseite  angefochten  worden.  Nach  einer  Reihe  von  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  liegt  eine  überwiegende  Be- 
te ligung  von  Straßeneigentümern  schon  dann  vor,  wenn 
diäse  ihr  Interesse  an  der  Ausführung  der  Anlage  in  irgend- 
ei  ler  Form  durch  Leistungen  und  Aufwendungen  in  solchem 
Maße  betätigen,  daß  diesen  gegenüber  den  Leistungen  der 
ni:ht  wegeunterhaltungspflichtigen  Unternehmer  eine  über- 
wegende Bedeutung  zukommt 2).  Eine  solche  braucht  aber 
ni:ht  auf  Grund  einer  ziffernmäßigen  Vergleichung  der  beider- 
seitigen Anteile  nachgewiesen  zu  werden.  Es  genügt  viel- 
mehr, wenn  die  Bewertung  der  Beteiligung  auf  Grund  freier 
Würdigung  der  gesamten  Leistungen  und  Aufwendungen  er- 
folgt. Als  Beteiligung  ist  z.  B.  schon  die  Übernahme  von 
A ctien  und  Schuldverschreibungen  einer  Aktiengesellschaft, 
d{  ren  Zweck  die  Herstellung  besonderer  Anlagen  ist,  die 
Gäwährung  von  Darlehn  und  Anleihen,  die  Übernahme 
von  Bürgschaften  und  die  Gewährleistung  von  Betriebs- 
zi  Schüssen  anzusehen.  Auch  die  kostenfreie  Hergabe  von 
Straßen  und  sonstiger  Grundstücke  hat  das  Reichsgericht  als 
ei  le  Aufwendung  für  die  neue  Anlage  gelten  lassen. 

Es  konnte  unter  diesen  Umständen  nicht  ausbleiben,  daß 
< dl  rch  die  gesetzliche  Bevorzugung  der  besonderen  Anlagen 
ini  allgemeinen  und  durch  die  Auslegung,  die  das  Reichs- 
g(  rieht  auf  Grund  einer  unklaren  gesetzlichen  Bestimmung 
dim  Begriff  der  „überwiegenden  Beteiligung“  der  Straßen- 
ei Jentümer  an  den  Anlagen  gegeben  hat,  eine  sehr  fühlbare 

1)  Dieser  Standpunkt  ist  u.  a.  in  den  von  der  Reichstelegraphen- 
verwaltung erlassenen  Ausführungsanweisungen  zum  § 6 des  Gesetzes 
fe  .tgelegt,  denn  hier  heißt  es:  „Eine  überwiegende  Beteiligung  der 
Wjgeunterhaltungspflichtigen  liegt  dann  vor,  wenn  ihnen  das  Mit- 
eigentum an  der  besonderen  Anlage  mehr  als  zur  Hälfte  zusteht.“ 

2)  Vgl.  u.  a.  die  Urteile  vom  18.  1.  und  19.  1.  1912  in  Sachen  des 
R(  ichspostfiskus  gegen  die  Stadtgemeinden  Hanau  und  Köln  betr. 
städtische  Straßenbahnen  im  Bereiche  von  Reichstelegraphenlinien 
(Entscheidungen  in  Zivilsachen,  Bd.  78,  S.  216  und  228). 
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Benachteiligung  des  Nachrichtenschnellverkehrs  eingetreten 
ist.  In  überaus  zahlreichen  Fällen  haben  seit  dem  Jahre  1900 
infolge  der  Herstellung  neuer  Starkstromanlagen  kostspielige 
Änderungen  an  vorhandenen  Telegraphenanlagen  ausgeführt 
und  die  Kosten  von  den  Telegraphenverwaltungen  getragen 
werden  müssen,  weil  eine  gewisse  Beteiligung  der  Straßen- 
eigentümer vorlag  und  diese  als  überwiegend  erachtet  wurde. 
Dieser  Zustand  entspricht  aber  den  Interessen  der  Allgemein- 
heit nicht. 


VI  [.  Die  künftige  Entwickelung  des  Nachrichten- 
schnellverkehrs und  die  Straßen. 

§ n.  Der  Straßenverkehr  in  seiner  weiteren  Entwickelung. 

In  den  vorigen  Abschnitten  ist  ausgeführt  worden,  wie 
ab!  ängig  die  Telegraphenlinien  und  damit  das  ganze  Tele- 
graphenwesen von  den  Straßen  sind,  und  daß  sich  die 
Tehgraphenlinien  der  neuzeitlichen  Gestaltung  des  Straßen- 
vercehrs  immer  mehr  haben  anpassen  müssen.  Ob  sich  diese 
Vei  hältnisse  künftig  in  der  gleichen  Weise  weiter  entwickeln 
wei  den,  hängt  zunächst  davon  ab,  wie  sich  der  Straßenverkehr 
im  allgemeinen  gestalten  wird,  und  ob  etwa  in  dieser  Be- 

t • 

Ziehung  einschneidende  Änderungen  zu  erwarten  sind.  Da 
die  Straßen  ihre  vornehmste  Aufgabe,  dem  Gemeingebrauch 
zu  dienen,  um  so  besser  erfüllen  können,  je  leichter  und 
schneller  sie  die  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  ge- 
stalten, so  wird  man  die  Straßen  künftig  noch  mehr  als  bis- 
her mit  möglichst  fester  und  ebener  Oberfläche  versehen, 
die  auch  bei  sehr  schlechten  Witterungsverhältnissen  einen 
regelrechten  Verkehr  gestattet.  Die  Pflasterung  der  Straßen 
mit  wertvollem  Material  wird  daher  immer  weiter  zunehmen, 
un(  dies  gilt  hauptsächlich  für  die  Städte  und  ihre  nähere 
Urrgebung,  wo  gute  Fahrbahnen  und  Bürgersteige  am  un- 
ent)ehrlichsten  sind.  Je  leistungsfähiger  die  öffentlichen  Ver- 
bärde  sind,  denen  die  Wegeunterhaltungspflicht  obliegt,  um 
so  mehr  wird  man  geneigt  sein,  bedeutende  Mittel  für  die 
Veibesserung  des  Straßennetzes  zu  verwenden,  dessen  wirt- 
schäftlicher  Wert  dadurch  wesentlich  erhöht  wird.  Die  weitere 
Aui  gestaltung  der  Straßenflächen  wird  aber  nicht  allein  durch 
reif  wirtschaftliche  Gründe  beeinflußt,  es  werden  auch  bei 
der  Steigerung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  und  des  Lebens- 
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Standes  des  Volkes  größere  Rücksichten  auf  die  äußere  Er- 
scheinung des  Straßenbildes,  die  mannigfachen  persönlichen 
Bedürfnisse  der  Anwohner  und  Benutzer,  die  Hygiene  usw. 
genommen  werden. 

Auf  die  Straßentechnik  der  kommenden  Zeit  werden 
ferner  die  Lehren  des  gegenwärtigen  Weltkrieges  nicht  ohne 
Einfluß  sein.  Wenn  es  auch  dem  so  vorzüglich  ausgestalteten 
Eisenbahnnetze  zu  verdanken  ist,  daß  der  Aufmarsch  der 
deutschen  Heere  nach  Osten  und  Westen  mit  allen  seinen 
Erfordernissen  sich  in  einer  so  großartigen  Weise  vollzogen 
hat,  so  darf  doch  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Straßen 
auch  in  Deutschland  für  die  Kriegführung  von  großer  Wichtig- 
keit geblieben  sind.  Hier  ist  es  vor  allem  der  Automobil- 
verkehr gewesen,  der  die  Straßen  wieder  mehr  in  den  Vorder- 
grund gebracht  hat.  Es  hat  sich  jedoch  gezeigt,  daß  selbst 
die  heutigen  Straßen  den  an  sie  gestellten  hohen  Forderungen 
nicht  völlig  genügt  haben.  Der  Grund  liegt  darin,  daß  die 
Tragkraft  der  Automobile  weit  größer  ist,  als  die  der  mit 
Zugkraft  bewegten  Wagen,  und  daß  auch  gute  Straßen  von 
den  schweren  Lastfahrzeugen  bei  starker  Inanspruchnahme 
leicht  ausgefahren  werden  und  alsdann  die  Weiterbenutzung 
erschwert  ist.  Um  sowohl  für  Kriegs-  als  auch  für  Friedens- 
zwecke einen  einwandfreien  Automobilverkehr  sicherzustellen, 
ist  die  Herstellung  einer  besonders  starken,  glatten  und  für 
Regen  undurchlässigen  Straßendecke  aus  Ziegel,  Klinker  usw, 
erforderlich,  deren  Ausführung  bei  dem  heutigen  Stande  der 
Straßenbautechnik  angängig  ist.  Um  getrennte  Bahnen  für 
Automobile,  Wagen  und  Marschkolonnen  zu  schaffen,  wird 
man  viele  Hauptstraßen  verbreitern  und  zu  diesem  Zwecke 
hohe  Beträge  aufwenden  müssen. 

Die  Frage,  ob  das  jetzige  Straßennetz  etwa  durch  die 
Vermehrung  anderer  Verkehrsmittel,  durch  neue  Erfindungen 
auf  dem  Gebiete  des  Transportwesens  oder  durch  eine  Än- 
derung der  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  eine  völlige  Um- 
gestaltung erfahren  kann,  muß  dagegen  verneint  werden.  Die 
Verkehrsmittel,  die  bisher  auf  die  Entwickelung  des  Straßen- 
baus von  größtem  Einfluß  gewesen  sind,  die  Wasserwege  und 
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die  Eisenbahnen,  werden  zwar  auch  künftig  stark  auf  das 
St  aßenwesen  einwirken,  doch  wird  diese  Wirkung,  da  es  sich 
ntr  um  eine  Vermehrung  und  Verbesserung  schon  vorhandener 
ausgedehnter  Bahn-  und  Kanalnetze  handeln  wird,  keine  ein- 
sc  meidenden  Änderungen  des  Straßenverkehrs  im  großen 
herbeiführen.  Der  Bau  neuer  Eisenbahnen  nach  noch  ab- 
se  ts  von  den  Hauptverkehrsadern  liegenden  Gegenden  wird 
nir  zur  Folge  haben,  daß  einzelne  Straßen  ihre  bisherige 
Btdeutung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  einbüßen  und  daß 
neue  Zufuhrstraßen  zu  den  Bahnhöfen  gebaut  werden.  Durch 
dio  Verbesserung  des  Fahrwassers  der  großen  Ströme  und 
den  Bau  leistungsfähiger  Kanäle  wird  der  Güter-  und  Personen- 
verkehr auf  den  Straßen  noch  weniger  beeinflußt  werden, 
weil  sich  der  Wasserweg  hauptsächlich  für  die  Beförderung 
VC  n Massengütern  auf  größere  Entfernungen  eignet.  Soweit 
jedenfalls  künftig  unter  dem  Einflüsse  neuer  Eisenbahn-  und 
Kiinallinien  eine  Verminderung  des  Straßenverkehrs  eintritt, 
isi  sie  belanglos  gegenüber  der  durch  die  neuen  Verkehrs- 
m ttel  eintretenden  Hebung  der  gesamten  gewerblichen  und 
industriellen  Tätigkeit. 

Ebensowenig  werden  die  neuesten  Errungenschaften  der 
Vi;rkehrstechnik,  die  Untergrundbahnen  sowie  die  lenkbaren 
Luftschiffe  und  Flugzeuge,  den  jetzigen  Verkehr  auf  den 
Straßen  stark  beeinträchtigen.  Diese  Verkehrsmittel  haben 
zv'ar  in  überraschend  kurzer  Zeit  einen  hohen  Grad  der 

V )llkommenheit  erreicht  und  sind  noch  sehr  entwickelungs- 
fäiig,  gleichwohl  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  selbst 
ei  le  weitgehende  wirtschaftliche  Indienststellung  der  genannten 

V jrkehrsmittel  wesentliche  Änderungen  hinsichtlich  der  Straßen- 
b(  nutzung  nicht  verursachen  wird.  Das  wird  selbst  dann  nicht 
geschehen,  wenn  sie  früher  oder  später  in  ihren  wirtschaft- 
li(  hen  Leistungen  den  Eisenbahnen  und  der  Schiffahrt  eben- 
biirtig  zur  Seite  treten. 

§ 19.  Die  künftige  Entwickelung  der  Starkstromanlagen. 

Neben  dem  eigentlichen  Straßenverkehr  selbst  sind  es  die 
Starkstromanlagen,  deren  künftige  Entwickelung  für  den  Nach- 
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richtenschnellverkehr  von  großer  Bedeutung  sein  wird.  Daß 
die  Elektrizitätsversorgung  in  Stadt  und  Land  einen  immer 
größeren  Umfang  annehmen  und  sich  immer  weitere  Gebiete 
erobern  wird,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Betrachten 
wir  zunächst  die  Straßenbahnen,  so  sehen  wir,  daß  seit  der 
Inbetriebnahme  der  ersten  elektrischen  Straßenbahn  i)  zu- 
nächst langsam,  dann  aber,  nachdem  man  bald  die  großen 
Vorteile  des  Ersatzes  der  tierischen  Zugkraft  durch  die  Elek- 
trizität erkannt  hatte,  ein  immer  schnelleres  Anwachsen  der 
Straßenbahnnetze  eintrat.  Diese  Entwickelung  wird  auch  künftig 
nicht  nachiassen,  vielmehr  wird  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung, vor  allem  durch  deren  Verdichtung  in  den  Städten, 
und  mit  dem  zu  erwartenden  wirtschaftlichen  Aufstieg  über- 
haupt das  Bedürfnis  nach  der  Herstellung  neuer  und  der  Er- 
weiterung vorhandener  Straßenbahnen  immer  größer  werden  2). 
Die  Städte,  Kreise  usw.  werden  immer  mehr  dazu  übergehen, 
die  Bahnen  im  Bereiche  ihres  Wirkungskreises  netzartig  aus- 
zubauen, und  darauf  bedacht  sein,  sie  in  eigene  Verwaltung 
zu  nehmen  und  für  eigene  Rechnung  zu  betreiben.  Alsdann 
werden  die  privatwirtschaftlichen  Grundsätze  eine  weniger 
große  Rolle  spielen  als  bisher.  Neue  Linien  werden  auch  zum 
Anschluß  weniger  bevölkerter  Stadtteile  geschaffen  werden, 
und  ebenso  werden  immer  mehr  Straßenbahnverbindungen 

mit  Nachbarorten  usw.  entstehen. 

Die  Vorzüge,  welche  die  elektrische  Beleuchtung  vor 
anderem  künstlichen  Licht  hat,  und  die  in  größerer  Leucht- 
kraft, höherer  Feuersicherheit,  einfacherer  Handhabung  und 
in  der  Unschädlichkeit  in  gesundheitlicher  Beziehung  bestehen, 
werden  dazu  führen,  daß  sich  auch  diese  Anwendungsform 
des  Starkstroms  weiter  einbürgen  wird.  Schon  jetzt  ist  es 

1)  Es  war  dies  die  Straßenbahn  in  Berlin-Lichterfelde,  die  im 
Jahre  1881  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  wurde. 

2)  Am  31.  3.  1915  waren  in  Deutschland  schon  252  rein  elektrisch 
betriebene  Straßenbahnen  mit  5094,8  km  Streckenlänge  vorhanden. 
Hierzu  kommen  noch  3 teilweise  elektrisch  betriebene  Bahnen  mit 
213,6  km  Streckenlänge  (vgl.  Elektrotechnische  Zeitschrift,  Berlin  1916, 
Heft  21,  S.  269  und  270). 
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kiin  Vorrecht  größerer  Städte  mehr,  Straßen,  öffentliche  Ge- 
biude  und  Wohnungen  mit  elektrischem  Licht  versorgen  zu 
kennen,  auch  auf  dem  Land  ist  man  schon  in  zahlreichen 
Fällen  zur  Anwendung  der  Elektrizität  zu  Beleuchtungszwecken 
ü :)ergegangen.  Diese  Entwickelung  wird  sich  künftig  in  noch 
siärkerein  Maße  geltend  machen,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
ii  imer  neueFortschrittederElektrotechnikfüreine Verbesserung 
a ler  Einrichtungen  und  nicht  zuletzt  für  eine  Verminderung 
d.T  Brennkosten  sorgen  i).  Von  nicht  geringem  Einfluß  auf 
d e w^eitere  Ausdehnung  der  elektrischen  Beleuchtung  werden 
a ich  hier  die  Erfahrungen  des  Weltkrieges  sein,  der  in  Deutsch- 
hnd  einen  empfindlichen  Mangel  an  Petroleum  bewirkt  hat, 
di  die  Zufuhr  aus  Amerika  völlig  unterbunden  ist.  Es  ist 
e n erstrebenswertes  Ziel,  Deutschland  auch  auf  dem  Gebiete 
d ir  Beleuchtung  vom  Auslande  so  unabhängig  als  möglich 
z 1 machen.  Das  elektrische  Licht  ist  berufen,  hierbei  eine 
wichtige  Rolle  zu  spielen. 

Auch  noch  auf  vielen  anderen  Gebieten  wird  der  Stark- 
s rom  weiter  ändernd  und  bessernd  auf  die  Lebensverhältnisse 
dir  Bevölkerung  einwirken^).  Man  wird  immer  neue  Energie- 
qjellen  für  die  Erzeugung  von  Elektrizität  ausnutzen,  die 
Lbertragung  von  Strömen  mit  hoher  Spannung  ausgestalten 
u id  den  Bereich  der  Elektrizitätsversorgung  ausdehnen. 
C ie  schon  jetzt  gegebenen  Vorbedingungen  für  die  Be- 
njtzung  der  Elektrizität  als  Betriebskraft  für  Maschinen 
a ler  Art  im  Groß-  und  Kleingewerbe,  in  Industrie  und  Land- 
wirtschaft werden  sich  dauernd  günstiger  gestalten,  und  es 
Ijßt  sich  voraussehen,  daß  der  elektrische  Antrieb  für  Ma- 
schinen im  Kleingewerbe  und  in  der  Landwirtschaft  in  Zu- 
kjnft  vorherrschend  sein  wird,  da  in  bezug  auf  leichte  Ver- 

1)  Welchen  Einfluß  einzelne  Verbesserungen  auf  diesem  Gebiet 
a if  die  Höhe  der  Brennkosten  haben,  geht  z.  B.  daraus  hervor,  daß 
d e Metallfadenlampen,  die  seit  1905  die  Kohlenfadenlampe  verdrängt 
h iben,  den  Stromverbrauch  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  auf 
de  Hälfte  oder  ein  Drittel  vermindert  haben  (Raps,  Elektrizität  und 
Volkswohlfahrt,  Berlin  1914,  S.  82). 

2)  Raps,  a.  a.  O.,  S.  43  f. 
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teilung  und  Fortleitung  die  elektrische  Energie  von  keiner 
anderen  Kraftform  auch  nur  annähernd  erreicht  wird.  Dieser 
Erkenntnis  haben  die  Überlandzentralen,  die  sich  als  ein  die 
Landwirtschaft  förderndes  Mittel  von  bedeutender  Ausdehnungs- 
fähigkeit erwiesen  haben,  ihr  Entstehen  verdankt,  und  diese 
Fähigkeit  ist  durchaus  noch  nicht  an  die  Grenze  ihrer  Ent- 
wickelung gelangt.  Wenn  erst  das  Reich  und  die  Einzel- 
staaten wirksamer  als  bisher  bei  der  Elektrizitätsversorgung 
mitwirken,  wird  die  Verdichtung  des  Starkstromnetzes  in 
Deutschland  neue  große  Fortschritte  machen. 

Bei  einem  solchen  Entwickelungsgange  ist  es  unausbleib- 
lich, daß  das  Straßengelände  künftig  noch  mehr  als  bisher 
zur  Führung  der  Starkstromleitungen  benutzt  wird  und  die 
Telegraphenanlagen  vor  neue  Gefahren  gestellt  werden.  Daran 
wird  auch  die  Tatsache  nicht  viel  ändern,  daß  die  oberirdischen 
Hochspannungsanlagen  mitunter  ohne  Rücksicht  auf  vor- 
handene Straßen  eigene  Wege  suchen,  weil  ihnen  die  Baum- 
pflanzungen usw.  auf  den  Straßen  zu  hinderlich  sind,  und 
weil  sie  die  Nachteile,  die  beim  Reißen  der  Drähte  für  den 
Straßenverkehr  entstehen,  vermeiden  wollen.  Bei  unterirdischen 
Starkstromanlagen  wird  dagegen  aus  naheliegenden  Gründen 
! Kostenersparnis  bei  der  Herstellung  und  Unterhaltung,  größere 
Sicherheit  gegen  Beschädigungen  UbW.)  die  Einbettung  der 
Kabel  in  den  Straßenkörper  nach  wie  vor  bevorzugt  werden. 

§ 20.  Die  künftige  Entwickelung  des  Telegraphen-  und 
Fernsprechverkehrs  im  allgemeinen. 

Auf  eine  starke  Vermehrung  der  Anlagen  für  den  Tele- 
graphenverkehr kann  in  der  Zukunft  nicht  gerechnet  werden. 
Die  Ursache  ist  hauptsächlich  in  der  großen  Überlegenheit 
zu  erblicken,  die  der  Fernsprecher  als  Verkehrmittel  dem 
Telegraphen  gegenüber  in  vielen  Beziehungen  hat  und  auch 
künftig  behalten  wird.  Ferner  ist  das  Bestreben  der  Tele- 
graphentechnik darauf  gerichtet,  die  Apparate  leistungsfähiger 
zu  machen  und  dafür  an  teuren  Leitungen  zu  sparen.  Eine 
größere  Tätigkeit  wird  nur  auf  dem  Gebiete  der  unterseeischen 
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Krbellegung  herrschen,  da  man  sich  der  Erkenntnis  nicht 
ve -schließen  kann,  daß  Deutschland  durch  ein  eigenes  See- 
kabelnetz von  dem  englischen  Kabelverkehr  unabhängig  ge- 
rn icht  werden  muß^).  Der  Zuwachs,  den  der  inländische 
Ttiegrammverkehr  dadurch  erfährt,  ist  jedoch  nicht  so  be- 
deutend, daß  er  von  den  vorhandenen  Leitungen  nicht  auf- 
genommen werden  kann. 

Der  Fernsprechverkehr  wird  dagegen  künftig  weiter  be- 
deutend zunehmen,  weil  das  Bedürfnis  nach  einer  schnellen 
urd  vollkommenen  Nachrichtenübermittlung  dieser  Art  in 
allen  Volksschichten  immer  reger  wird 2).  Diese  Verkehrs- 
zu  nähme  wird  sich  zunächst  in  einer  dauernden  Verdichtung 
urd  Ausdehnung  der  Orlsfernsprechnetze  bei  wachsender 
Ttilnehmerzahl  äußern.  Schon  heute  sind  Angehörige  aller 
Bt  rufsklassen  aus  wirtschaftlichen  und  persönlichen  Gründen 
an  die  Ortsnetze  angeschlossen.  Je  größer  die  Zahl  der  Teil- 
nehmer wird,  um  so  größer  ist  der  Nutzen  des  Fernsprechers, 
denn  dadurch  werden  immer  mannigfaltigere  Möglichkeiten 
der  Sprechbeziehungen,  also  der  Ausnutzung  des  Fern- 
sp-echers,  geboten  3).  Auch  das  flache  Land,  dessen  Ein- 
bedehung  in  das  Fernsprechnetz  aus  erklärlichen  Gründen 
laiigsam  vor  sich  gegangen  ist,  wird  mehr  als  bisher  an  dem 
Fernsprechverkehr  teilnehmen.  Da  der  Sprechverkehr  sich 
abir  nicht  auf  den  Bereich  eines  bestimmten  Ortsnetzes  be- 
schränkt, sondern  mittels  der  die  einzelnen  Ortsnetze  ver- 
bii  denden  Leitungen  weite  Entfernungen  überwindet,  so 
miissen  auch  die  Maschen  des  allgemeinen  Netzes,  das  man 
zu  n Unterschiede  von  den  Ortsnetzen  wohl  als  das  Reichs- 
fernsprechnetz bezeichnen  kann,  immer  enger  geknüpft  werden, 

1)  Vgl.  näheres  hierüber  bei  Roscher,  Die  Kabel  des  Weltverkehrs, 
Belin  1911. 

2)  Daran  wird  auch  nichts  geändert  werden,  wenn  die  kürzlich 
ein  geführte  Reichsabgabe  von  lO^/o  der  Gebühren  in  Kraft  bliebe, 
od  ;r  wenn,  was  wahrscheinlich  ist,  nach  dem  Kriege  eine  allgemeine 
Erhöhung  der  Gebühren  zur  Einführung  käme. 

3)  Fuhrmann,  Die  Bedeutung  des  lokalen  Nachrichtenverkehrs 
für  das  wirtschaftliche  Leben  unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Teephonwesens  im  Reichspostgebiet,  Berlin  1909. 
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um  einen  dem  steigenden  Verkehrsbedürfnis  entsprechenden 
Fernsprechverkehr  zu  ermöglichen.  Die  Steigerung  dieses 
Fernsprechverkehrs  steht  also  im  ursächlichen  Zusammen- 
hänge mit  der  Zunahme  des  Ortsverkehrs.  Von  wesentlicher 
Bedeutung  für  den  Umfang  des  Verkehrs  nach  anderen  Orten 
ist  jedoch  auch  die  Frage,  ob  ein  Sprechverkehr  künftig  auf 
größere  Entfernungen  als  bisher  möglich  sein  wird,  und  ob 
dementsprechend  der  Sprechbereich  der  Ortsnetze,  worunter 
die  Gesamtheit  der  Verkehrsbezeichnungen  von  Ortsnetzen 
nach  außerhalb  zu  verstehen  ist,  in  wirksamer  Weise  erweitert 
werden  kann.  In  dieser  Beziehung  sind  gerade  in  letzter  Zeit 
zwei  bedeutende  Erfindungen  gemacht  und  ausgebaut  worden, 
die  den  Sprechverkehr  auf  langen  Leitungen  verbessern,  und 
zwar  entweder  dadurch,  daß  sie  die  Eigenschaften  der  Leitung 
durch  den  Einbau  besonderer  Apparate  geeigneter  machen 
(nach  Pupin),  oder  indem  sie  den  ankommenden  Strom  durch 
das  Einschalten  von  Verstärkungsapparaten  oder  Relais  ver- 
stärken (nach  Lieben).  Ohne  Zweifel  wird  also  die  Grenze 
der  Sprechmöglichkeit  auf  große  Entfernungen  in  Zukunft 
immer  weiter  hinausgeschoben  werden,  was  eine  Vermehrung 
der  Linien  und  Leitungen  mit  sich  bringen  wird. 

§ 21.  Entwickelungsmöglichkeiten  des  Telegraphen- 
linienbaus unter  dem  Einfluß  technischer  Neuerungen. 

• • 

Den  Ubelständen,  die  sich  bei  der  Zunahme  des  Tele- 
graphen- und  Fernsprechverkehrs  auf  der  einen,  der  wachsen- 
den Inanspruchnahme  des  Straßengeländes  für  sonstige  all- 
gemeine oder  besondere  Zwecke  auf  der  anderen  Seite  er- 
geben, kann  dadurch  entgegengearbeitet  werden,  daß  man 
unter  Ausnutzung  neuer  Errungenschaften  der  Technik  und 
durch  Verbesserung  der  Betriebsweisen  die  Leistungsfähigkeit 
der  vorhandenen  Anlagen  erhöht.  Die  Lösung  dieser  Frage 
wäre  in  dem  Augenblick  in  vollkommener  Weise  erreicht,  in 
dem  es  gelungen  sein  würde,  eine  drahtlose,  nur  aus  Sende-  ( 

und  Empfangsapparaten  bestehende  Nachrichtenübermittelung 
ins  Leben  zu  rufen,  die  an  Leistungsfähigkeit  den  jetzt  ge- 
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briuchlichen  Betriebsarten  gleichkäme.  Wie  große  Erfolge 
aber  auf  dem  Gebiete  der  Funkentelegraphie  und  -telephonie 
bii  jetzt  auch  schon  erreicht  sind,  und  wenn  auch  weitere 
Fcrtschritte  nicht  ausbleiben  werden,  so  ist  doch  nicht  daran 
zu  denken,  daß  in  absehbarer  Zeit  eine  Entlastung  des  Tele- 
gr.iphen-  und  Fernsprechlinienbaues  auf  diesem  Wege  bewirkt 
werden  kann.  Denn  weder  auf  dem  Gebiete  der  Telegraphie 
ncch  im  Fernsprechwesen  reicht  die  Funkentelegraphie  und 
-telephonie  auch  nur  entfernt  an  die  Leistungen  des  jetzigen 
Ncchrichtenschnellverkehrs  heran  ‘) 

Weit  aussichtsreicher  sind  die  Bestrebungen,  durch  Ver- 
be;serung  der  Apparate  und  Schaltungen  die  Ausnutzungs- 
fäl  igkeit  der  Drahtleitungen  zu  steigern  und  auf  diese  Weise 
ihie  Zahl  möglichst  einzuschränken.  Was  in  dieser  Beziehung 
im  Laufe  der  Zeit  hinsichtlich  der  Telegraphie  schon  erreicht 
WC  rden  ist,  ergibt  sich  überzeugend  aus  dem  Vergleiche 
zwischen  den  verschiedenen  Apparatsystemen.  Während  der 
Morseapparat  in  der  Stunde  500  Wörter  übermittelt,  befördert 
de-  viel  vollkommenere  Typendrucker  von  Hughes  schon 
1030  Wörter.  Weit  größere  Leistungen  hat  man  aber  mit 
de  1 in  den  letzten  Jahrzehnten  erfundenen  Maschinen-,  Viel- 
fach-  und  Schnelltelegraphen  erreicht,  von  denen  manche 
so^ar  mehr  leisten  können,  als  es  für  die  jetzigen  Verkehrs- 
verhältnisse erforderlich  ist.  Der  in  Deutschland  neuerdings 
erprobte  und  eingeführte  Schnelltelegraph  von  Siemens  und 
Hclske,  der  zu  der  Klasse  der  Maschinentelegraphen  gehört, 
ha  z.  B.  eine  Leistungsfähigkeit  von  7000  Wörtern  in  der 
Stunde,  w^as  im  Vergleich  mit  den  erstgenannten  Apparat- 
sy:  temen  eine  ganz  wesentliche  Mehrleistung  bedeutet.  Es 
ist  klar,  daß  man  durch  Benutzung  solcher  Schnelltelegraphen 

1)  Die  weitaus  größte  Bedeutung  hat  die  Funkentelegraphie  bisher 
üa(  urch  erlangt,  daß  sie  eine  Verbindung  mit  früher  auf  drahtlichem 
Wege  unerreichbaren  Punkten  gestattet.  Im  Seeverkehr  ermöglicht 
sie  z.  B.  einen  unmittelbaren  Nachrichtenaustausch  von  und  nach 
Sei  iffen  bis  zu  einer  Entfernung  von  5000  km.  Auch  als  unentbehr- 
licl  es  Kriegsmittel  hat  die  Funkentelegraphie  zu  gelten,  wie  der  jetzige 
Weltkrieg  erwiesen  hat. 
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zwischen  Orten  mit  starkem  Telegrammverkehr  auf  einer 
einzigen  Leitung  weit  mehr  Telegramme  befördern  kann,  als 
dies  mit  anderen  Apparaten  bei  einer  Reihe  von  Leitungen 
der  Fall  ist.  Wenn  also  die  vorhandenen  Telegraphenleitungen 
zwischen  zwei  Orten  zur  Bew'ältigung  des  Verkehrs  nicht 
mehr  ausreichen,  ist  man  in  der  Lage,  durch  Einführung 
leistungsfähiger  Apparatsysteme  an  Stelle  der  bisher  gebrauch- 
ten den  höheren  Anforderungen  ohne  neue  Leitungen  zu 
genügen.  Die  Wirkung  solcher  technischer  Verbesserungen 
auf  den  Linien-  und  Leitungsbau  ist  nicht  zu  unterschätzen. 
Zu  berücksichtigen  ist  aber  nicht  nur,  daß  diese  Wirkungen 
schon  jetzt  bei  der  Bemessung  der  Leitungszahl  in  Rechnung 
gestellt  sind,  sondern  auch,  daß  die  große  Mehrzahl  der  in- 
ländischen Telegraphenleitungen  dem  Verkehr  von  und  nach 
kleineren  Orten  dient,  dem  auch  weniger  leistungsfähige 
Apparate  genügen.  Auf  die  ungünstigen  Verhältnisse,  die  sich 
im  Laufe  der  Zeit  bei  der  Benutzung  der  Straßen  für  die 
Zwecke  der  Telegraphie  herausgebildet  haben,  wird  daher  die 
Vielfach-,  Schnell-  und  Maschinentelegraphie,  so  wertvoll  sie 
an  sich  auch  ist,  ohne  Einfluß  bleiben. 

Das  gleiche  gilt  hinsichtlich  der  Mitbenutzung  der  Fern- 
sprechleitungen für  den  Telegraphenbetrieb.  Die  Möglichkeit, 
die  Fernsprechleitungen  zum  gleichzeitigen  Telegraphieren 
und  Fernsprechen  zu  verwenden,  ist  schon  vor  längerer  Zeit 
durch  praktische  Versuche  nachgewM'esen  w^orden.  Ein  der- 
artiger Betrieb  würde,  wenn  er  sich  einwandfrei  und  in 
größerem  Maßstabe  durchführen  ließe,  neben  anderen  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  eine  Verminderung  der  Leitungen  mit 
sich  bringen.  Gewisse  störende  Einflüsse  der  Telegraphier- 
ströme auf  das  Fernsprechen  haben  sich  aber  bisher  noch 

nicht  beseitigen  lassen,  und  es  ist  keine  Aussicht  vorhanden. 

• • 

daß  in  absehbarer  Zeit  in  dieser  Beziehung  Änderungen  ein- 
treten  werden. 

Der  Schwerpunkt  der  künftigen  Straßenbenutzung  für  die 
Zwecke  des  Nachrichtenschnellverkehrs  liegt  aber  auf  dem 
Gebiete  des  Fernsprechwesens,  und  es  ist  daher  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung,  ob  sich  hier  eine  wesentlich  vor- 
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tei  haftere  Ausnutzung  der  Leitungen  herbeiführen  lassen  wird. 
Bisher  hat  sich  das  aus  mehreren  Gründen  noch  nicht  durch- 
führen lassen.  Während  nämlich  die  Telegraphenleitungen 
Tag  und  Nacht  zur  Beförderung  von  Telegrammen  benutzt 
werden  können,  liegt  beim  Fernsprechverkehr  der  Übelstand 
vo',  daß  die  weitaus  meisten  Gespräche  in  den  Geschäfts- 
stinden  vormittags  und  nachmittags  stattfinden,  während  der 
Sprechverkehr  in  der  übrigen  Zeit  stark  nachläßt  oder  völlig 
ruht.  Dieser  Umstand  hat  zur  Folge,  daß  zur  glatten,  mög- 
lic  ist  schnellen  Abwickelung  des  Sprechverkehrs  eine  Anzahl 
voi  Fernleitungen  zur  Verfügung  stehen  muß,  die  außerhalb 
de  • Hauptverkehrsstunden  nicht  ausgenutzt  werden.  Wäre  es 
möglich,  den  Sprechverkehr  gleichmäßig  auf  den  ganzen  Tag 
zu  verteilen,  so  würde  sich  die  Zahl  dieser  Leitungen  ganz 
erheblich  verringern  lassen.  Eine  Änderung  dieser  Verhält- 
nisse ist  jedoch  nicht  möglich,  weil  sie  durch  Umstände  be- 
dir  gt  werden,  die  sich  aus  den  Notwendigkeiten  des  täglichen 
Lebens  ergeben. 

Die  Anschlußleitungen  der  Fernsprechteilnehmer  werden 
im  Durchschnitt  noch  viel  unvollkommener  ausgenutzt,  weil 
mi:  diesen  selbst  bei  starkem  Sprechverkehr  in  der  Regel  nur 
für  einige  Stunden  täglich  Gespräche  abgewickelt  werden  und 
sie  während  der  übrigen  Zeit  brachliegen.  Da  es  den  Teil- 
ne  imern  völlig  freisteht,  ob  und  in  welchem  Umfange  sie 
Gespräche  führen  wollen,  und  bei  dem  jetzigen  Stande  der 
Te  :hnik  die  freien  Leitungen  anderweitig  nicht  verwertet  werden 
körnen,  so  wächst  die  Zahl  der  Doppelleitungen  immer  im 
gleichen  Verhältnis  mit  der  Zahl  der  Inhaber  von  Fernsprech- 
Hauptanschlüssen  i). 

1)  Mit  dem  in  Deutschland  eingeführten  Prinzip  der  Neben- 
ste  lenschaltung,  bei  der  mehrere  an  den  Hauptanschluß  angeschlossene 
Spi  echstellen  über  die  vom  Amt  zum  Hauptanschluß  führende  Leitung 
Ge  spräche  führen  können,  ist  kein  Wandel  geschaffen  worden,  da 
dieser  Betriebszweig  infolge  mancher  Mängel  nicht  die  gehoffte  Aus- 
del  nung  gefunden  hat. 

Auch  eine  von  amerikanischen  Telephongesellschaften  benutzte 
Sei  altung,  bei  der  ohne  Einrichtung  einer  Hauptstelle  mehrere  (bis 
zu  t)  Teilnehmer  über  eine  .Anschlußleitung  mit  dem  Amte  verbunden 
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Die  Zahl  der  Fernsprechleitungen  ließe  sich  schließlich 
durch  eine  gleichzeitige  Abwickelung  einer  größeren  Anzahl 
oder  beliebig  vieler  Gespräche  auf  einer  (Doppel-)  Leitung 
einschränken.  Bisher  ist  es  jedoch  nur  gelungen,  auf  dem 
Gebiete  des  Verkehrs  von  Ort  zu  Ort  Doppelsprechschal- 
tungen einzurichten,  bei  denen  aus  zwei  Fernsprechdoppel- 
leitungen drei  unabhängig  voneinander  zu  benutzende  Sprech- 
verbindungen gebildet  werden,  was  der  Ersparnis  einer  Doppel- 
leitung gleichkommt.  Allerdings  sind  diese  „Kombinationen“ 
gegen  äußere  Einflüsse  sehr  empfindlich  und  daher  nicht  be- 
sonders leistungsfähig.  Eine  durchgreifende  Einwirkung  auf 
die  Bemessung  der  Leitungszahl  ist  auf  diesem  Wege  in  ab- 
sehbarer Zeit  daher  ebenfalls  nicht  zu  erwarten,  weil  eine 
Beseitigung  der  Mängel  vorerst  nicht  in  Aussicht  steht. 

§ 22.  Anderweitige  Unterbringung  der  Telegraphen-  und 

Fernsprechlinien. 

Es  kann  ferner  in  Erwägung  gezogen  werden,  die  Anlagen 
für  den  Nachrichtenschnellverkehr  künftig  ganz  oder  teilweise 
von  den  Straßen  zu  entfernen  und  anderweitig  unterzubringen. 
Der  Entwickelungsgang,  den  der  Nachrichtenschnellverkehr 
genommen  hat,  weist  zunächst  auf  das  Eisenbahngelände  hin, 
dem  man  anfänglich  bei  der  Anlegung  von  Telegraphenlinien 
den  Vorzug  gab,  und  das  auch  jetzt  noch  auf  Grund  des 
Bundesratsbeschlusses  vom  21.  Dezember  1868  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  werden 
mußi).  Von  dieser  Befugnis  wird  von  der  Telegraphenver- 
waltung schon  jetzt  soweit  als  möglich  Gebrauch  gemacht. 
Die  volle  Ausnutzung  des  Rechtes  wird  jedoch  dadurch  verhindert, 
daß  den  Eisenbahnverwaltungen  die  freie  Mitbenutzung  der 
auf  dem  Bahnkörper  angelegten  Stangenreihe  zusteht.  Da 

sind,  hat  große  Nachteile,  die  ihre  Einführung  in  Deutschland  ver- 
hindert haben. 

1)  Der  ursprünglich  nur  für  Norddeutschland  und  Südhessen 
geltende  Bundesratsbeschluß  ist  1871/1872  auf  Baden  und  Elsaß- 
Lothringen  ausgedehnt  worden.  Auf  Bayern  und  Württemberg  findet 
er  keine  Anwendung. 
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di  i Zahl  der  auf  diese  Weise  unterzubringenden  Bahnleitungen 
gr3ß  ist,  erleidet  die  Aufnahmefähigkeit  der  Telegraphenlinien 
dl  rch  dieses  Mitbenutzungsrecht  eine  beträchtliche  Einschrän- 
ki  ng.  Andererseits  kommen  die  Eisenbahnen  zur  Unterbringung 
eines  großen  Teils  der  Leitungen  — namentlich  der  Fern- 
sprechanschlußleitungen — kaum  in  Betracht,  weil  diese  ab- 
se  ts  der  Bahnstrecken  geführt  sind,  um  ihre  besonderen  Zwecke 
er  üllen  zu  können.  Schließlich  darf  nicht  außer  acht  gelassen 
wirden,  daß  die  Telegraphenanlagen  in  keiner  Weise  den 
ordnungsmäßigen  Eisenbahnverkehr  in  allen  seinen  Teilen 
beeinträchtigen  dürfen  und  daher  vor  diesem  stets  zurückstehen 
müssen.  In  dieser  Beziehung  sind  den  Telegraphenlinien  um 
so  größere  Schranken  gezogen,  als  das  verfügbare  Gelände, 
namentlich  in  verkehrsreichen  Gegenden,  geringe  Breitenaus- 
deinung  hat.  Überdies  sind  Zahl  und  Umfang  von  Neben- 
und  Hilfsbetrieben  aller  Art,  die  auf  dem  Bahngelände  unter- 
goracht  sind  und  zu  Signal-,  Beförderungs-  und  Beleuchtungs- 
zv\ ecken  usw.  dienen,  ständig  unter  starker  Inanspruchnahme 
von  Grund  und  Boden  gewachsen.  Diese  Verhältnisse  werden 
sich  noch  ungünstiger  gestalten,  wenn  erst  die  Elektrisierung 
de  - Staatsbahnen  in  größerem  Umfange  durchgeführt  wird. 
Es  läßt  sich  zwar  noch  nicht  übersehen,  wann  dies  der  Fall 
sei  n wird,  aber  die  günstigen  Ergebnisse,  die  bei  dem  elektrischen 
Versuchsbetriebe  auf  der  Hauptbahn  Dessau-  Bitterfeld  erzielt 
werden  sind,  und  gewisse  Mängel,  die  dem  Dampfbetriebe 
an  laften,  werden  das  ihrige  dazu  beitragen,  um  dem  Stark- 
str  )m  auch  dieses  Gebiet  nach  und  nach  zugänglich  zu  machen  U. 

1)  Von  militärischer  Seite  ist  der  Elektrisierung  der  Staatsbahnen 
vor  jeher  lebhafter  Widerstand  entgegengesetzt  worden,  der  darauf 
ber  jht,  daß  die  elektrischen  Bahnen  der  Gefahr  der  Außerbetrieb- 
set; ung  durch  feindliche  Angriffe  (Bombenabwurf  der  Flieger  usw. 
unc  durch  verbrecherische  Anschläge  auf  Zentralen,  Stromzuführungen 
usv . sehr  ausgesetzt  sind.  Die  Kriegserfahrungen  haben  dieser  Auf- 
fasi  ung  Recht  gegeben,  und  man  wird  daher  in  den  nächsten  Jahren 
kaum  auf  dem  Wege  der  Elektrisierung  der  Hauptbahnen  merklich 
fori  schreiten.  So  hat  z.  B.  der  Verkehrsminister  im  Finanzausschuß 
des  bayerischen  Abgeordnetenhauses  am  13.5. 1916  folgende  Erklärung 
abgägeben;  „Durch  die  Erfahrungen  des  gegenwärtigen  Krieges  ist  die 
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Die  Telegraphenverwaltungen  haben  jedenfalls  mit  der  Ein- 
führung des  elektrischen  Betriebes  im  Eisenbahnverkehre  zu 
rechnen.  Es  werden  alsdann  weitgehende  Maßnahmen  zum 
Schutze  der  Telegraphenanlagen  zu  treffen  sein,  und  es  ist 
sogar  fraglich,  ob  diese  überhaupt  in  ihrem  jetzigen  Umfange 
dort  belassen  werden  können. 

Neben  dem  Eisenbahngelände  ist  es  der  private  Grund 
und  Boden,  der  mehr  als  bisher  zur  unentgeltlichen  Aufnahme 
von  Telegraphenanlagen  herangezogen  werden  könnte.  Diese 
Frage  würde  zunächst  hinsichtlich  der  wichtigsten  Telegraphen- 
und  Fernsprechleitungen,  nämlich  der  Verbindungen  von  Ort 
zu  Ort,  zu  prüfen  sein.  Da  eine  gesetzliche  Verpflichtung 
der  Eigentümer  von  Grundstücken,  auf  diesen  die  Aufstellung 
von  Stützpunkten  für  Telegraphenzwecke  zu  gestatten,  nicht 
besteht  1),  so  würde  es  bei  größeren  Anlagen  der  Abschlies- 
sung privatrechtlicher  Vereinbarungen  bedürfen,  und  diese 
müßten,  um  den  Aufgaben  des  Nachrichtenschnellverkehrs 
gerecht  zu  werden,  die  Gewähr  dafür  bieten,  daß  der  Bestand 
der  Linien  auf  absehbare  Zeit  gesichert  Ist.  Ohne  eine  solche 
Voraussetzung  wäre  mit  derartigen  Vereinbarungen,  soweit 
es  sich  nicht  um  einzelne  Stützpunkte  oder  um  kurze  Strecken 
handelt,  den  Interessen  des  Telegraphenwesens  nicht  gedient. 
Wenn  nämlich  Abmachungen  dieser  Art  zwischen  den  Be- 
teiligten nach  kurzer  Zeit  kündbar  wären,  so  würden  so  häufig 
• • 

Änderungen  der  Linienführung  notwendig  werden,  daß  die 
Sicherheit  des  Betriebes  in  hohem  Grade  gefährdet  sein  würde. 
Die  Grundstückseigentümer  werden  in  ihrer  überwiegenden 
Mehrzahl,  wie  als  feststehend  anzusehen  ist,  niemals  bereit 

Notwendigkeit  der  Lokomotiven  und  die  Unmöglichkeit  der  Elek- 
trisierung der  deutschen  Staatsbahnen  in  großem  Maßstabe  nach- 
gewiesen.“ Die  besonders  von  Großfirmen  und  Banken  lebhaft  ge- 
förderten Bestrebungen  auf  Elektrisierung  der  Bahnen  werden  aber 
nach  dem  Kriege  gleichwohl  nicht  aufhören  und  sicherlich  in  abseh- 
barer Zeit  Erfolg  haben. 

1)  Ein  Recht  der  Telegraphenverwaltungen  zur  Benutzung  von 
Privatgrundstücken  besteht  nur  insoweit,  als  es  sich  um  die  Führung 
von  Leitungen  durch  den  Luftraum  über  den  Grundstücken  handelt 
(vgl.  § 12  des  Telegraphen  Wegegesetzes). 


r 


— 74  — 

sein,  den  Telegraphenverwaltungen  dingliche  Rechte  auf  ihre 
(jrundstücke  zuzugestehen  oder  auf  ihr  freies  Verfügungsrecht 
2u  verzichten,  ohne  angemessene  Entschädigungen  zu  bean- 
spruchen. Aber  selbst  wenn  die  Bereitwilligkeit  zur  Gewäh- 
rung derartiger  Entschädigungen  vorhanden  sein  sollte,  so 
\'äre  weder  die  für  größere  Gebiete  nötige  Gleichmäßigkeit 
cer  Abmachungen  und  Entschädigungen  durchzuführen,  noch 
1 eße  sich  vermeiden,  daß  an  dem  Widerspruch  einzelner  Be- 
tüligter,  die  das  Einrichten  der  Stützpunkte  auf  ihrem  Eigen- 
tjme  nicht  dulden  wollen,  das  Zustandekommen  wichtiger 
Linien  scheitern  würde.  Die  Telegraphenverwaltungen  können 
daher  künftig  nicht  dazu  übergehen,  eine  weitgehende  Be- 
nutzung privaten  Eigentums  für  Verbindungsanlagen  von  Ort 
zu  Ort  ins  Auge  zu  fassen. 

Dagegen  ist  die  weitere  Ausdehnung  der  Orts-Fernsprech- 
netze auch  künftig  davon  abhängig,  daß  neben  dem  öffent- 
lichen der  private  Grund  und  Boden  zur  Unterbringung  von 
Linien  und  Leitungen  benutzt  wird,  und  zwar  wird  der  Um- 
fang dieser  Benutzung  im  gleichen  Maße  wachsen,  in  dem 
s ch  die  Zahl  der  an  die  einzelnen  Ortsnetze  angeschlossenen 
Sprechstellen  vermehrt.  Aus  den  früher  angegebenen  Gründen 
vird  es  künftig  wie  bisher  möglich  sein,  die  nötigen  ober- 
irdischen Anlagen  in  mäßigem  Umfange  sowohl  auf  den 
L ächern  und  an  den  Häuserfronten,  als  auch  zu  ebener  Erde 
u iterzubringen.  Was  die  unterirdische  Linienführung  auf 
Privatgelände  anbetrifft,  so  kommen  hier  nur  Zuführungen 
V )n  den  in  den  Straßen  verlaufenden  Linienzügen  zu  den 
Eäusergruppen  in  Betracht,  innerhalb  deren  die  Abzweigungen 
n ich  den  Sprechstellen  stattfinden,  in  dieser  Beziehung  sind 
k inftig  keine  Schwierigkeiten  zu  erwarten,  weil  eine  zweck- 
n'  äßigere  Linienführung  für  die  Hauseigentümer  und  -bewohner 
n cht  denkbar  ist.  Dagegen  ist  keine  Möglichkeit  gegeben, 
ganze  Linienzüge  auf  größeren  Strecken  unterirdisch  auf 
P ivatgelände  zu  führen,  da  hier  fortgesetzt  Änderungen  durch 
Bebauung  usw.  eintreten.  Es  würde  daher  keine  Gewähr 
für  den  gesicherten  Bestand  der  Linien  vorhanden  sein  und 
s(imit  eine  Vorbedingung  fehlen,  auf  die  im  Interesse  einer 
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gedeihlichen  Entwickelung  des  Liniennetzes  nicht  verzichtet 
werden  kann. 

Ein  Ausweg  aus  den  durch  die  starke  Inanspruchnahme 
der  Straßen  für  die  Telegraphenlinien  entstandenen  Schwierig- 
keiten könnte  schließlich  noch  geschaffen  werden,  wenn  die 
Telegraphenverwaltungen  sich  künftig  besonderer,  nur  der 
Aufnahme  ihrer  Anlagen  dienenden  Telegraphenwege  in  ähn- 
licher Weise  bedienen  würden,  wie  es  bei  anderen  gemein- 
nützigen Unternehmungen,  z.  B.  den  Eisenbahnen,  von  jeher 
notwendig  gewesen  ist.  Bisher  ist  das  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  nicht  geschehen,  weil  der  Erwerb  von  Grund  und 
Boden  eine  außerordentliche  Steigerung  der  Anlagekosten 
bedingt  haben  würde.  Gerade  dem  Umstande,  daß  es  bisher 
möglich  gewesen  ist,  den  zur  Unterbringung  der  Anlagen 
nötigen  Raum  ohne  Aufwendung  von  Kosten  oder  gegen 
geringe  Gegenleistungen  zu  beschaffen,  ist  es  zuzuschreiben, 
daß  der  neuzeitliche  Nachrichtenverkehr  eine  so  beispiellose 
Entwickelung  genommen  hat.  Auch  das  gesamte  Tarifwesen, 
bei  dem  die  Herstellungskosten  der  Anlagen  eine  sehr  wich- 
tige Rolle  spielen,  ist  darauf  aufgebaut,  daß  Kosten  der  ge- 
nannten Art  nicht  entstehen. 

Andererseits  wäre  die  Herstellung  besondererTelegraphen- 
wege  nach  manchen  Richtungen  hin  sehr  vorteilhaft.  Der 
Erwerb  von  Privateigentum  zum  unbeschränkten  Gebrauche 
würde  die  Telegraphenverwaltungen  in  die  günstige  Lage  ver- 
setzen, ohne  Rücksicht  auf  Dritte  ihre  Anlagen  so  herzu- 
stellen und  unterzubringen,  wie  es  dem  Interesse  des  Nach- 
richtenverkehrs am  besten  entsprechen  würde.  Ein  großer 
Vorteil  wäre  es  namentlich,  daß  der  Bestand  der  Linien,  die 
bei  dem  jetzigen  Verfahren  häufig  geändert  werden  müssen, 
dauernd  gesichert  ist.  Auch  der  im  Laufe  der  Zeit  nötig 
werdende  Ausbau  der  Anlagen  würde  sich  in  einer  Weise 
durchführen  lassen,  daß  den  betriebstechnischen  Erfordernissen 
in  weitgehendem  Maße  Rechnung  getragen  werden  könnte. 
Die  Zahl  der  Leitungsstörungen  sowie  der  vorsätzlichen  und 
fahrlässigen  Beschädigungen  der  Anlagen  würde  sich  ver- 
mindern. Die  Instandsetzungsarbeiten  aus  Anlaß  von  Stö- 
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ringen  und  sonstigen  Mängeln  ließen  sich  in  der  Regel 
schneller  und  gründlicher  erledigen.  Es  wäre  ferner  leichter 
ah  bisher  zu  bewerkstelligen,  andere  Anlagen,  die  ihrer  Natur 
m ch  oder  durch  ihre  Nähe  der  Herstellung  oder  dem  Be- 
tr  ebe  der  Telegraphenleitungen  hinderlich  werden  könnten, 
diesen  fernzuhalten. 

Diese  mit  dem  freien  Verfügungsreefit  über  Grund  und 
Boden  verbundenen  und  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteile 
w jrden  aber  niemals  imstande  sein,  eine  Änderung  des  jetzigen 
V jrfahrens  zugunsten  besonderer  Telegraphenwege  herbei- 
ZL  führen.  Jeder  derartige  Versuch  in  größerem  Maßstabe 
muß  von  vornherein  an  der  Kostenfrage  scheitern,  und  daher 
sind  auch  bisher  von  keiner  Seite  ernstgemeinte  Vorschläge 
mch  dieser  Richtung  hin  gemacht  worden.  Es  ist  klar,  daß 
dl  rch  den  Erwerb  von  Grund  und  Boden  zur  Aufnahme 
oberirdischer  und  unterirdischer  Telegraphenlinien  die  Höhe 
des  Anlagekapitals  sich  gewaltig  seigern  muß,  und  das  um 
sc  mehr,  als  gerade  dort  der  Bedarf  an  solchem  Gelände 
groß  ist,  wo  die  Bodenpreise  sehr  hoch  sind,  nämlich  in  den 
Städten  oder  in  ihrer  Nähe.  Aber  auch  in  abgelegenen  Ge- 
genden, in  denen  die  Preise  niedrig  sind,  wären  die  Auf- 
wendungen im  Vergleiche  zu  den  jetzigen  Kosten  noch  be- 
deutend. Bei  einer  so  großen  Steigerung  der  Selbstkosten 
wird  selbst  durch  eine  wesentliche  Erhöhung  der  Gebühren 
aller  Art  im  Telegramm-  und  Fernsprechverkehr  kein  an- 
gemessener Ausgleich  bewirkt  werden  können,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  nötig  werdende  Tarifänderung  eine  allgemeine 
EiischränkungdesNachrichtenschnellverkehrs  nach  sich  ziehen 
urd  daher  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Ein- 
nahmen haben  würde. 

Ein  weiterer  großer  Nachteil  der  besonderen  Telegraphen- 
wege  liegt  darin,  daß  sie  nicht  genügend  für  volkswirtschaft- 
liche Zwecke  ausgenutzt  werden  können.  Der  Raum,  den 
die  oberirdischen  Linien  mit  ihren  Stützpunkten  und  Leitungen 
am  Erdboden  und  darüber,  die  Kabellinien  auf  und  unter 
der  Erdoberfläche  benötigen,  ist  verhältnismäßig  gering.  Um 
ih  1 aber  nach  eigenem  Ermessen  verwerten  zu  können,  auch 
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die  Zugänglichkeit  zu  den  Anlagen  und  ein  jederzeitiges  Ar- 
beiten an  ihnen  sicherzustellen,  müßte  man  weit  größere 
Bodenflächen  erwerben,  von  denen  ein  großer  Teil  entweder 
brach  liegen  bliebe  oder  nur  in  wenig  wirtschaftlicher  Weise, 
die  mit  den  Aufwendungen  nicht  im  Einklänge  stände,  nutzbar 
zu  machen  wäre.  Als  ein  Beweis  dafür,  daß  besondere  Tele- 
graphenwege allgemein  als  unvorteilhaft  gelten,  kann  schon 
die  Tatsache  angesehen  werden,  daß  bisher  kein  Land  mit 
hochentwickelten  Verkehrsverhältnissen  zu  diesem  Verfahren 
gegriffen  hat.  Nur  in  wegearmen  und  abgelegenen  Gegenden, 
z.  B.  in  den  brasilianischen  Urwäldern  und  in  den  Hochalpen, 
die  von  Telegraphenleitungen  durchquert  worden  sind,  haben 
es  die  örtlichen  Verhältnisse  hier  und  da  nötig  gemacht,  für 
die  neu  herzustellenden  Linien  auf  dem  frei  verfügbaren  Grund 
und  Boden  eine  Art  Weg  zu  schaffen. 

§ 23.  Richtlinien  für  die  künftige  Verkehrspolitik. 

Ein  Rückblick  auf  die  Grundlagen,  die  für  die  künftige 
Entwickelung  des  Nachrichtenschnellverkehrs  maßgebend  sind, 
zeigt  uns,  daß  sich  seine  Beziehungen  zu  dem  Straßenwesen 

nach  Art  und  Umfang  nicht  wesentlich  anders  gestalten  werden. 

• • 

Es  werden  zwar  gewisse  Änderungen  unter  dem  Einflüsse  volks- 
wirtschaftlicher, technischer  und  kultureller  Fortschritte  ein- 
treten:  ohne  eine  weitgehende  Inanspruchnahme  des  Straßen- 
netzes sind  Telegraphie  und  Fernsprechwesen  aber  auch  künftig 
außerstande,  der  Allgemeinheit  ihre  unentbehrlichen  Dienste 
zu  leisten.  Aufgabe  der  Verkehrspolitik  und  Gesetzgebung 
muß  es  sein,  diese  Beziehungen  in  einer  Weise  zu  regeln, 
daß  die  Volkswohlfahrt  im  allgemeinen,  nicht  die  Sonder- 
interessen einzelner  Gruppen  usw.  gefördert  werden. 

Ein  Haupterfordernis  der  Volkswohlfahri  auf  dem  Gebiete 
des  Verkehrswesens  ist  und  bleibt  die  unbedingte  Sicherstellung 
des  Straßenverkehrs  im  engeren  Sinne,  nämlich  des  Gehens, 
Fahrens  und  Reitens.  Diese  eigentliche  Zweckbestimmung 
der  Straßen  darf  nicht  dadurch  leiden,  daß  diese  noch  zu 
anderen  Aufgaben  herangezogen  werden.  Soweit  aber  die 
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St -aßen  imstande  sind,  unbeschadet  ihres  Gemeingebrauches 
n(  ch  weitere  Dienste  auf  sich  zu  nehmen,  müssen  darauf 
hi  izielende  Bestrebungen  als  berechtigt  gelten,  und  ihre  Ver- 
wirklichung darf  nicht  gehindert  werden.  Bei  der  Beurteilung 
der  Frage,  inwieweit  eine  über  den  Gemeingebrauch  hinaus- 
gehende Inanspruchnahme  des  Wegekörpers  zulässig  ist,  wird 
zu  prüfen  sein,  wie  groß  der  Nutzen  für  die  Gesamtheit  durch 
eine  solche  Inanspruchnahme  ist,  und  welche  Forderungen 
hiernach  berechtigt  sind.  Bei  dieser  Prüfung  darf  kein  Unter- 
sc  lied  gemacht  werden,  ob  sich  die  Straßen  im  Eigentum 
des  Staates  oder  kommunaler  Verbände  oder  sonstiger  Körper- 
sc  laften  befinden,  und  es  wäre  nicht  gerechtfertigt,  aus  Rück- 
sicht  auf  örtliche  Verhältnisse  oder  bestimmte  Eigentümer  eine 
de-  gesamten  Verkehrsentwickelung  dienende  gründliche  Aus- 
nutzung des  Wegekörpers  hintanzuhalten  oder  bei  der  Auf- 
erlegung solcher  Pflichten  ungleichmäßig  zu  verfahren.  Die 
Stiaßenbenutzung  muß  also  in  der  Zukunft  völlig  nach  volks- 
wi -tschaftlichen  und  sozialen  Gesichtspunkten  geregelt  werden. 

Wie  in  den  früheren  Ausführungen  erörtert  worden  ist, 
sird  diese  Gesichtspunkte  bei  der  Unterbringung  der  Tele- 
graphen- und  Fernsprechanlagen  auf  dem  Straßengelände 
vo  lauf  beachtet  worden.  Als  weitaus  wichtigstes  Zugeständnis, 
da  > bereitwillig  nicht  nur  dem  Gemeingebrauch  der  Straßen, 
so  idern  auch  gewissen  berechtigten  Forderungen  des  Kultur- 
foitschritts  gemacht  worden  ist,  muß  der  Übergang  von  der 
oberirdischen  zur  unterirdischen  Linienführung  angesehen 
werden,  der  man  sich  künftig  in  noch  größerem  Umfange 
zu'venden  wird.  Während  sich  nämlich  bisher  diese  bedeut- 

• 4 

sane  Änderung  fast  ausschließlich  auf  die  Telegraphen-  und 
Fe -nsprechteilnehmerleitungen  erstreckt  hat,  ist  jetzt  damit 
bej;onnen  worden,  auch  die  Fernsprechverbindungsleitungen 
aul  großen  Strecken  unterirdisch  zu  führen  i).  Die  Durch- 

1)  Mehrjährige  Versuche  haben  ergeben,  daß  mit  Hilfe  des  Pupin- 
Veifahrens  Fernsprechkabel  bis  zu  600  km  und  darüber  hinaus  für 
die:.e  Art  des  Sprechverkehrs  sich  vollwertig  benutzen  lassen.  Es  ist 
deshalb  im  Jahre  1912  der  Bau  einer  großen  Fernsprechkabellinie 
vor  Berlin  nach  den  Großstädten  des  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
gebiets in  Angriff  genommen  worden,  und  diese  Linie  soll,  wenn  die 
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führung  dieser  schwierigen  Aufgabe,  die  Jahrzehnte  in  An- 
spruch nehmen  wird,  ist  ein  klarer  Beweis  dafür,  daß  die 
deutschen  Telegraphenverwaltungen  gewillt  sind,  mit  der  all- 
gemeinen Verkehrsentwickelung  gleichen  Schritt  zu  halten 
und  beim  Bau  ihrer  Anlagen  Rücksicht  auf  das  Straßenwesen 
zu  nehmen.  Das  stets  vorhanden  gewesene  Bestreben,  die 
sich  stark  vermehrenden  Leitungen  auf  einen  möglichst  kleinen 
Raum  zusammenzudrängen  und  im  Interesse  des  Straßen- 
verkehrs einen  möglichst  geringen  Teil  des  Wegekörpers  in 
Anspruch  zu  nehmen,  wird  also  künftig  weiter  in  die  Tat 
umgesetzt  werden.  Dem  steht  nicht  entgegen,  daß  dort,  wo 
die  örtlichen  Verhältnisse  günstig  liegen,  der  oberirdische 
Linienbau  solange  als  angängig  beibehalten  wird. 

Der  hohe  Grad  von  Gemeinnützigkeit,  der  dem  Nach- 
richtenschnellverkehr innewohnt,  macht  es  andererseits  not- 
wendig, daß  seinen  Anlagen  die  ihnen  zukommende  Stellung 
in  keiner  Weise  vorenthalten  wird.  Wenn  es  daher  künftig 
gilt,  über  den  Umfang  der  Straßenbenutzung  durch  Tele- 
graphen- und  Fernsprechanlagen  zu  entscheiden,  muß  stets 
beachtet  werden,  daß  es  sich  bei  ihnen  um  gemeinnützige 
und  nicht  um  gewerbliche  Unternehmungen  handelt^).  Die 
Forderungen  des  Gemeingebrauchs  müssen  zwar  im  allge- 
meinen ausschlaggebend  sein,  aber  damit  darf  nicht  gesagt 
sein,  daß  nicht  einmal  unwesentliche  Einschränkungen  in 
dieser  Beziehung  zuzulassen  sind 2).  Es  bedeutet  das  keinen 

Betriebsergebnisse  günstig  ausfallen,  den  Anfang  eines  großen  unter- 
irdischen Kabelnetzes  für  den  Fernsprechverkehr  von  Ort  zu  Ort  bilden. 

1)  Wie  sehr  Telegraph  und  Fernsprecher  über  das  Bedürfnis  des 
eigentlichen  Verkehrs  hinaus  sich  in  den  Dienst  der  Volkswohlfahrt 
im  allgemeinen  gestellt  haben,  dürfte  zur  Genüge  aus  ihrer  Mitwirkung 
beim  Feuer-,  Unfall-  und  Wassermeldedienst  sowie  bei  meteorologischen 
Aufgaben  und  beim  Zeitballwesen  hervorgehen. 

2)  Eine  solche  Einschränkung  liegt  z.  B.  vor,  wenn  außergewöhn- 
lich hoch  beladene  Fuhrwerke  nicht  unter  den  die  Straße  kreuzenden 
oberirdischen  Leitungen  hinwegfahren  können,  wenn  die  in  den  Straßen- 
körper eingebauten  Kabelbrunnendeckel  der  Belastung  durch  Fracht- 
fuhrwerke mit  besonders  schweren  Lasten  nicht  gewachsen  sind,  oder 
wenn  die  am  Straßenrande  stehenden  Stangen  einer  Telegraphenlinie 
den  Fußgänger-  oder  Wagenverkehr  in  geringem  Grade  stören. 


80 


\ erstoß  gegen  die  aufgesiellten  Grundsätze,  sofern  es  sich 
um  wichtige  Anlagen  des  Nachrichtenschnellverkehrs  handelt 
uid  für  diesen  ohne  gewisse  Einschränkungen  des  Gemein- 
gebrauchs der  Straßen  große  Nachteile  unausbleiblich  sind. 

Die  Wahrung  der  Interessen  des  Nachrichtenschnellver- 
kehrs verlangt  es  ferner,  daß  seine  Beziehungen  zu  den  be- 
sonderen Anlagen  auf  den  Straßen  anderweitig  geregelt  werden, 
h ier  muß  die  Zukunft  vieles  gut  machen  und  namentlich 
dfm  Starkstromwesen  die  ihm  eingeräumte  Vorzugsstellung 
nahmen,  die  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  be- 
d mklich  ist.  Es  kann  natürlich  nicht  m Frage  kommen, 
d IS  Eindringen  der  Starkstromelektrizität  in  alle  Zweige  des 
'A  irtschaftlichen  Lebens  nur  aus  dem  Grunde  zu  hemmen, 
u n günstigere  Verhältnisse  für  die  Entwickelung  des  Tele- 
g aphen-  und  Fernsprechnetzes  zu  schaffen.  Vielmehr  muß 
auch  künftig  jedes  Bestreben,  die  Elektrizität  in  Form  von 
S arkstrom  der  Volkswohlfahrt  dienstbar  zu  machen,  kräftig 
u iterstützt  werden.  Aber  es  ist  unbillig,  daß  in  den  Fällen, 
'1'  denen  sich  Herstellung  und  Betrieb  der  beiderseitigen  Ein- 
ri.'htungen  nicht  miteinander  vereinigen  lassen,  die  Tele- 
gi  aphen-  und  Fernsprechanlagen  schlechtweg  nachzustehen 
haben.  Im  allgemeinen  ist  es  vielmehr  begründet,  eine  staat- 
li(  he  Anstalt,  die  im  wesentlichen  ihre  Anlagen  nicht  zum 
Gelderwerb,  sondern  zur  Förderung  des  Gemeinwohls  be- 
treibt, mit  besonderen  Vorrechten  auszuslatten.  Den  Stärk- 
st omanlagen  dagegen,  mögen  sie  nun  von  Privatunternehmern 
Oller  von  öffentlichen  Körperschaften. hergestellt  sein,  werden 
ini  Hinblick  darauf,  daß  bei  ihnen  finanzielle  Gesichtspunkte 
stirk  im  Vordergründe  stehen,  nicht  die  gleichen  Vergünsti- 
gt ngen  einzuräumen  sein.  Es  ist  ferner  zu  berücksichtigen, 
di  ß ein  Starkstromuniernehmen  sich  stets  nur  auf  ein  räumlich 
btschränktes  Gebiet  und  auf  einen  bestimmten  Kreis  von 
Interessenten  beschränkt,  während  Telegraph  und  Fernsprecher 
al ; öffentliche  Staatsverkehrsanstalten  das  ganze  Land  um- 
fa  >sen  und  jedermann  ohne  Unterschied  zur  Verfügung  stehen. 
D e falsche  Auffassung,  daß  das  Straßeneigentum  und  die 
besonderen  Anlagen  eines  so  weitgehenden  Schutzes  bedürfen^ 
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wie  er  jetzt  besteht,  wird  daher  aus  volkswirtschaftlichen  und 
sozialen  Gründen  scharf  zu  bekämpfen  sein. 

§ 24.  Finanzieller  Ausblick. 

Die  Beziehungen  des  Nachrichtenschnellverkehrs  zu  den 
Straßen  sind  auch  in  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  unter- 
schätzen, weil  Linien  und  Leitungen  mit  ihrem  Zubehör  den 
wertvollsten  Teil  der  Gesamteinrichtungen  des  Telegraphen- 
und  Fernsprechwesens  bilden.  Wenn  daher  die  Aufwendungen, 
die  zur  Herstellung  und  Unterhaltung,  für  Änderungen  und 
Verlegungen  der  Anlagen  erforderlich  sind,  infolge  ungünstiger 
Verhältnisse  außerordentlich  steigen,  so  muß  das  zur  Folge 
haben,  daß  sich  die  Finanzlage  der  Telegraphenverwaltungen 
verschlechtert,  wenn  nicht  geeignete  Gegenmaßnahmen  ge- 
troffen werden.  Ein  Ausgleich  kann  allerdings  dadurch  an- 
gestrebt werden,  daß  man  entweder  durch  Vereinfachung  des 
Betriebsdienstes,  durch  Steigerung  der  Ausnutzungsfähigkeit 
der  Leitungen,  durch  Einführung  technischer  Neuerungen  usw. 
Ersparnisse  erzielt  oder  durch  Änderung  der  Gebührentarife 
die  Einnahmen  erhöht.  Immerhin  muß  unabhängig  von  der 
Durchführbarkeit  und  der  sozialen  Zweckmäßigkeit  solcher 
Maßnahmen  zunächst  geprüft  werden,  ob  die  Steigerung  der 
Ausgaben  für  Linien  und  Leitungen  nach  volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen  als  gerechtfertigt  anzusehen  ist  oder  durch  eine 
andere  Finanzpolitik  vermieden  werden  kann. 

In  der  Regel  wird  die  Steigerung  der  Ausgaben  für  den 
Ausbau  und  die  Verbesserung  des  Leitungsnetzes  lediglich 
auf  das  Wachstum  der  Leitungen  aller  Art  zurückgeführt, 
während  andere  Einflüsse  nur  nebenher  erwähnt  werden,  ln 
Wirklichkeit  hat  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Verschlech- 
terung der  Raumverhältnisse  auf  den  Straßen  — vom  Stand- 
punkte des  Nachrichtenschnellverkehrs  aus  — eine  nicht  minder 
wichtige  Rolle  hierbei  gespielt.  Wie  sehr  die  Ausgaben  dieser 
Art  gerade  in  dem  letzten  Jahrzehnt  gestiegen  sind,  geht 
z.  B.  daraus  hervor,  daß  das  Anlagekapital  für  die  Herstellung 
und  Erweiterung  der  Fernsprechanlagen  des  Orts-,  Bezirks- 
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und  Fernverkehrs  sich  von  1906  bis  1911  auf  rund  336  Mil- 
lionen Mark  belaufen  hat,  während  von  der  Einführung  des 
Fernsprechwesens  im  Jahre  1877  bis  zum  Jahre  1906  nur 
431  Millionen  für  die  gleichen  Zwecke  aufgewendet  worden 
sirdi).  Seit  1911  hat  sich  das  Anlagekapital  weiter  erheblich 
erhöht,  und  auch  in  der  Folgezeit  wird  die  starke  Steigerung 
de-  Ausgaben  anhalten,  weil  weitere  kostspielige  Anlagen, 
ha  jptsächlich  unterirdische  Linien  für  die  Fernleitungen, 
ge;;chaffen  werden  sollen  2). 

Genaue  Angaben  über  die  finanzielle  Lage  des  Tele- 
graphen- und  Fernsprechwesens  sind  allerdings  bisher  nicht 
vei  öffentlicht  worden,  und  es  lassen  sich  auch  nicht  ohne 
weiteres  einwandfreie  Rentabilitätsberechnungen  anstellen,  weil 
infolge  der  Vereinigung  des  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
wesens  mit  der  Post  zu  einer  gemeinsamen  Verwaltung  nicht 
alli;  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  den  drei  Betriebszweigen 
gel  rennt  nachgewiesen  werden  3).  Es  wird  aber  von  keiner 
Se;te  bezweifelt,  daß  das  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen 
oh  le  diese  enge  Verbindung  mit  der  Post  ganz  erheblicher 
Zuschüsse  bedürfen  würde,  wenn  die  jetzigen  Leistungen  er- 


1)  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Berlin  1912,  S.  38. 

2)  Um  die  nötigen  Mittel  für  diese  Zwecke  aufzubringen,  hat 
das  Reich  vom  Jahre  1902  ab  Anleihen  aufgenommen,  weil  die  über 
der  Rahmen  der  regelmäßig  wiederkehrenden  Ausgestaltung  des  Fern- 
sprjchwesens  hinausgehenden  beträchtlichen  Aufwendungen  in  den 
Mit  ein  des  ordentlichen  Reichshaushaltsetats  ihre  Deckung  nicht 
melir  finden  konnten.  Die  bis  zum  Jahre  1915  durch  Anleihe  auf- 
gebrachten und  entsprechend  verwendeten  Mittel  belaufen  sich  auf 
etwa  145  Millionen  Mark,  und  es  verlautet  nichts  darüber,  daß  mit 
dem  Anleiheverfahren  auf  diesem  Gebiete  in  den  nächsten  Jahren 
geb'ochen  werden  soll. 

3)  Im  Jahre  1875,  also  kurz  vor  der  Wiedervereinigung  der  Post 
und  Telegraphie,  betrug  der  etatsmäßige  Zuschuß  der  Reichstelegraphen- 
verwaltung 3353996  M.  Hinsichtlich  des  Telegraphenwesens  ist  die 
finanzielle  Lage  auch  heute  noch  besonders  ungünstig,  während  das 
Fer  isprechwesen  — wenigstens  der  Ortsverkehr  — sich  aus  eigener 
Kra4  erhalten  kann,  wenn  man  die  Leistungen  der  Post  zugunsten 
dieses  Verkehrs  unberücksichtigt  läßt  und  eine  angemessene  Ver- 
zinsung der  Anleiheschuld  nicht  anzweifelt. 
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zielt  werden  sollen.  Dieser  Zustand  kann  nicht  als  erwünscht 
bezeichnet  werden,  denn  eine  gesunde  Finanzpolitik  wird  un- 
bedingt darauf  bedacht  sein  müssen,  den  Nachrichtenschnell- 
verkehr auf  eigene  Füße  zu  stellen  i)  und  die  hierzu  nötigen 
Maßnahmen  in  der  Folgezeit  durchzusetzen. 

Sobald  man  dazu  übergehen  würde,  den  Telegraphen- 
und  Fernsprechanlagen  größere  Bewegungsfreiheit  auf  den 
Straßen  zuzugestehen,  würden  Ersparnisse  von  vielen  Millio- 
nen Mark  erzielt  werden.  Es  wird  vor  allem  vermieden 
werden  müssen,  außerhalb  der  größeren  Orte  zu  der  kost- 
spieligen unterirdischen  Führung  überzugehen,  bevor  nicht 
die  billigeren  oberirdischen  Linien  bis  zur  Grenze  ihrer  Auf- 
nahmefähigkeit ausgenutzt  worden  sind.  Größere  Umbauten, 
Verlegungen  und  Änderungen  vorhandener  Linien  dürften  nur 
dann  ausgeführt  werden,  wenn  — abgesehen  von  Betriebs- 
bedürfnissen — zwingende  Erfordernisse  des  Gemeingebrauchs 
oder  sonstige  notwendige  Rücksichten  auf  das  öffentliche 
Wohl  solche  Maßnahmen  notwendig  machen  sollten.  Ferner 
würde  dafür  Sorge  zu  tragen  sein,  daß  weitgehende  und  ein- 
seitige Forderungen  der  Straßeneigentümer  und  anderer  Inter- 
essenten in  dieser  Richtung  abgelehnt  werden.  Sollte  aber 
auf  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  besonderer  Wert  gelegt 

werden,  so  müßten  die  entstehenden  Mehrkosten  von  den 

_ • • 

Antragstellern  selbst  übernommen  werden.  Die  Übernahme 
solcher  Kosten  auf  die  Reichskasse  kommt  einer  Begünstigung 
einzelner  Kreise  der  Bevölkerung  zum  Schaden  der  Allgemein- 
heit gleich. 

Dies  zeigt  sich  besonders  den  Starkstromunternehmungen 
gegenüber,  zu  deren  Gunsten  die  Telegraphenverwaltungen 
unter  wenig  zeitgemäßer  Billigung  der  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  Jahr  für  Jahr  große  Aufwendungen  machen 
müssen,  um  ihre  eigenen  Anlagen  den  Einflüssen  des  Stark- 
stroms zu  entziehen.  Die  Kosten  für  die  verschiedenartigen 
Schutzvorkehrungen  werden  sich  in  der  Zukunft  infolge  der 
starken  Vermehrung  der  Starkstromanlagen  noch  sehr  stei- 

1)  Van  der  Borght,  a.  a.  O.,  S.  612. 
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ge-n^).  Diese  Belastung  der  Staatsanstalten  ist  aber  nicht 
ge-echtfertigt,  weil  sie  in  der  Hauptsache  dem  Privatkapital 
be  rächtliche  Vorteile  bringt  und  es  sich  fast  durchweg  um  Be- 
tri  ibe  handelt,  die  große  Überschüsse  abwerfen.  Insbesondere 
Sir  d die  privaten  Starkstromgesellschaften,  die  sich  in  großem 
Miißstabe  mit  der  Herstellung  von  Straßenbahnen,  Beleuch- 
tuiigs-  und  Kraftübertragungsanlagen  auf  den  Straßen  befassen, 
in  einer  so  überaus  günstigen  finanziellen  Lage,  daß  staatliche 
Zuwendungen  der  vorliegenden  Art  durchaus  unangebracht 
sird.  Aber  auch  die  gleichartigen  kommunalen  oder  ge- 
mischten Betriebe  sind  in  der  Regel  ergiebige  Einnahmequellen 
uni  haben  schon  aus  dem  Grunde  kein  Anrecht  auf  staat- 
lic  le  Unterstützung,  weil  es  für  solche  Verbände  meist  leicht 
ist  die  Einnahmen  den  Ausgaben  anzupassen  und  nötigenfalls 
na:h  reinen  Erwerbszwecken  zu  erhöhen. 

Für  den  Staat  ist  es  dagegen  weit  schwieriger,  die  durch 
hohe  und  unvermeidliche  Ausgaben  ungünstig  beeinflußten 
finanziellen  Ergebnisse  des  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
wesens zu  verbessern  und  eine  Belastung  der  Allgemeinheit 
du  ‘ch  das  Entstehen  von  Fehlbeträgen  zu  verhindern.  Allein 
dadurch,  daß  man  bestrebt  ist,  den  Betriebsdienst,  die  Buch- 
fül  rung  und  Rechnungslegung  zu  vereinfachen,  minderwichtige 
Geschäfte  auf  gering  bezahlte  Kräfte  zu  übertragen,  mit  den 
Be  riebsmitteln  möglichst  wirtschaftlich  zu  verfahren  usw.  ist 
ein  Ausgleich  auf  die  Dauer  nicht  zu  bewirken.  Es  bleibt 
daher  nur  übrig,  die  Preise. für  die  Verkehrsleistungen  so  zu 
bemessen,  daß  sich  ein  ökonomischer  Betrieb  ermöglichen 
läßt,  und  eine  Preiserhöhung  spätestens  dann  eintreten  zu 
lassen,  wenn  die  dem  Staat  erwachsenen  Selbstkosten  nicht 
mehr  erreicht  oder  ihm  gesetzlich  neue  Lasten  auferlegt 
we'den.  Wenn  bisher  nach  diesem  Gesichtspunkt  nicht  ge- 
handelt worden  ist,  so  hat  das  hauptsächlich  darin  seinen 

1)  In  einem  Rechtsstreit  zwischen  der  Stadt  Mannheim  und  der 
Reizhstelegraphenverwaltung  hat  das  Reichsgericht  aus  der  Ent- 
stenungsgeschichte  des  Telegraphen wegegesetzes  gefolgert,  daß  der 
Bej  riff  der  Schutzvorkehrungen  ein  ziemlich  weiter  ist  (Urteil  vom 
24.  3.  1904  in  den  Entscheidungen  in  Zivilsachen,  Bd.  57,  S.  365). 
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Grund,  daß  Versuche  zur  Erhöhung  der  Gebühren  für  Tele- 
gramme und  Gespräche  auf  den  heftigsten  Widerstand  der 
einflußreichen  Handels-,  Börsen-  und  Industriekreise  stoßen, 
die  niedrige  Tarife  für  das  Gedeihen  des  deutschen  Handels 
und  der  deutschen  Industrie  als  unerläßlich  ansehen.  Weshalb 
aber  für  jede  Einzelleistung  des  Telegraphen  und  Fernsprechers 
von  den  Hauptbenutzern  nicht  eine  angemessene  Gegenleistung 
beansprucht  werden  soll,  ist  nicht  einzusehen,  denn  die  große 
Masse  der  Bevölkerung  hat  darunter  nicht  zu  leiden.  Den 
Interessen  der  Volksgesamtheit  entspricht  jedenfalls  ein  Tarif 
am  besten,  der  Einnahmen  in  solcher  Höhe  gewährleistet, 
daß  nicht  nur  die  Selbstkosten  der  Verwaltung  gedeckt  werden, 
sondern  auch  noch  ein  gewisser  Überschuß  verbleibt  i). 

Bei  der  Beratung  des  Telegraphen  wegegesetzes  im  Reichs- 
tage lag  für  die  Regierung  alle  Veranlassung  vor,  aus  solchen 
Erwägungen  heraus  mit  allem  Nachdruck  dafür  einzutreten, 
die  Mittel  der  Allgemeinheit  nicht  ohne  Rücksicht  auf  soziale 
Gesichtspunkte  zu  verwenden  2)  und  daher  eine  mit  finanziellen 
Nachteilen  für  die  Telegraphenverwaltungen  verbundene  Be- 
vorrechtigung der  Starkstromunternehmungen  nicht  zuzulassen. 
Der  Umstand,  daß  die  Finanzlage  des  Reiches  im  allgemeinen 
und  des  Nachrichtenschnellverkehrs  im  besonderen  ungünstig 
war,  hätte  ausreichen  müssen,  um  eine  vorteilhaftere  finanzielle 
Regelung  der  Verhältnisse  für  das  Reich  herbeizuführen.  Wenn 
aber  die  Regierung  schließlich  aus  Zweckmäßigkeitsgründen 
bereit  war,  eine  zu  weitgehende  Rücksichtnahme  auf  die 
Straßeneigentümer  und  die  besonderen  Anlagen  zuzulassen, 
so  hätte  wenigstens  die  Forderung  erhoben  und  durchgesetzt 
werden  sollen,  daß  die  dadurch  entstehende  Mehrbelastung 

1)  Näheres  hierüber  bei  Wittiber,  „Tarifwesen  und  Tarifpolitik 
im  Fernsprechverkehr  von  Ort  zu  Ort  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  deutschen  Verhältnisse“,  im  Finanzarchiv  von  Schanz, 
32.  Jahrgang,  Bd.  1.  Wittiber  kommt  nach  eingehender  Erörterung 
der  Finanzgrundsätze,  die  der  Staat  für  seine  Tarifpolitik  wählen  kann, 
zu  dem  Ergebnis,  daß  grundsätzlich  der  gewerbliche  Standpunkt  bei 
den  staatlichen  Fernsprechunternehmungen  berechtigt  ist. 

2)  Weichs-Glon,  Das  finanzielle  und  soziale  Wesen  der  modernen 
Verkehrsmittel,  Tübingen  1894,  S.  36. 
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rdes  Reichs  durch  Erhöhung  gewisser  Gebühren  ausgeglichen 

V urde.  Das  ist  jedoch  weder  damals  noch  später  geschehen, 
as  sich  diese  Mehrbelastung  vor  allem  infolge  der  Zunahme 
der  Starkstromunternehmungen  und  infolge  der  diesen  sehr 
gjnstigen  Rechtsprechung  als  sehr  wesentlich  herausstellte. 
Es  wird  daher  eine  Aufgabe  der  nahen  Zukunft  sein,  das 
Versäumte  nachzuholen  und,  wenn  die  Beziehungen  des  Nach- 
richtenschnellverkehrs zu  den  Straßen  nicht  anderweitig  ge- 
nagelt werden  sollten,  wenigstens  dafür  zu  sorgen,  daß  ein 
Ausgleich  für  die  finanziellen  Leistungen  herbeigeführt  wird, 
d e den  Telegraphenverwaltungen  aufgebürdet  worden  sind. 

§ 25.  Aufgaben  für  eine  gesetzliche  Neuregelung. 

Die  Hauptaufgabe  einer  anderweitigen  gesetzlichen  Re- 
g(;lung  der  Beziehungen  des  Nachrichtenschnellverkehrs  zum 
S raßenwesen  muß  sein,  jene  wesentlichen  Zugeständnisse 
zu  beseitigen,  die  im  Telegraphenwegegesetze  dem  Straßen- 
wisen  gemacht  worden  sind,  und  die  in  der  Hauptsache  eine 
Bjgünstigung  des  Privateigentums  an  öffentlichen  Straßen 
und  Plätzen  darstellen. 

Die  Neuregelung  wird  wieder  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gibung  durchzuführen  sein  O-  Ein  Widerspruch  mit  dem  in 
de  n Verfassungen  der  Einzelstaaten  enthaltenen  Grundsätze, 
de  ß das  Eigentum  unverletzlich  sein  soll  2),  entsteht  dadurch 
nicht,  denn  es  handelt  sich  nicht  um  einen  Eingriff  in  das 
w rkliche  Privateigentum,  sondern  nur  um  eine  grundsätzliche 
Festlegung  der  Frage,  welche  Bestimmung  die  öffentlichen 
St -aßen  haben  sollen,  und  in  welchem  Umfange  sowie  unter 
widchen  Voraussetzungen  sie  neben  dem  Gemeingebrauch 
nc  ch  anderen  wichtigen  Zwecken  zu  dienen  haben.  Da  es 

1)  Die  Reichsgesetzgebung  ist  ohne  weiteres  zuständig,  weil  nach 
.Ar;.  52  der  Reichsverfassung  das  Reich  über  die  Vorrechte  der  Tele- 
graphie zu  entscheiden  hat. 

2)  Bei  den  Beratungen  des  Telegraphenwegegesetzes  im  Reichstag 
ist  unter  Verkennung  der  Sachlage  wiederholt  geltend  gemacht  worden, 
da  J eine  Beschränkung  oder  Beseitigung  der  Rechte  der  Wegeunter- 
ha  tungspflichtigen  diesen  Verfassungsgrundsatz  verletzen  würde. 
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in  der  Verwaltung  und  Rechtsprechung  niemals  zweifelhaft 
gewesen  ist,  daß  die  öffentlichen  Straßen,  soweit  der  Gemein- 
gebrauch reicht,  dem  Privateigentum  entzogen  sind^),  und  daß 
der  Gemeingebrauch  durch  andere  Anlagen  nicht  gehindert 
werden  darf,  so  wird  es  auf  keine  Schwierigkeiten  stoßen, 
hierüber  allgemein  gültige,  reichsgesetzliche  Bestimmungen 
zu  treffen,  wie  das  in  allerdings  unzureichender  Weise  im 
Telegraphenwegegesetz  schon  geschehen  ist.  Die  in  diesem 
Gesetze  festgelegten  Grenzen,  innerhalb  deren  die  Straßen 
unter  Berücksichtigung  ihrer  Zwecke  für  den  Gemeingebrauch 
dem  Nachrichtenschnellverkehr  zu  dienen  haben,  sind  jedoch 
zu  eng  gezogen  und  müssen  bei  der  Neuregelung  erweitert 
werden,  damit  die  Entwickelung  des  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechwesens nicht  gehemmt  wird.  Hierbei  wird  festzulegen 
sein,  daß  gewisse  Beschränkungen  des  Gemeingebrauchs  zu- 
gelassen werden  müssen,  wenn  diese  geringfügiger  Natur 
sind,  und  wenn  sonst  der  Nachrichtenverkehr  großen  Schaden 
erleiden  könnte.  Ob  die  neuen  Grundsätze  durch  ein  ein- 
heitliches, alle  einschlägigen  Punkte  umfassendes  Reichsgesetz, 
durch  Abänderungen  des  Telegraphenwegegesetzes  oder  durch 
Schaffung  eines  neuen  Starkstromwegegesetzes  2)  festgelegt 
werden,  ist  sachlich  ohne  große  Bedeutung,  wenn  nur  die 

1)  Fleiner,  Institutionen  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Tü- 
bingen 1912,  S.  307  f. 

2)  Es  war  früher  beabsichtigt,  das  Verhältnis  der  Telegraphen- 
und  Fernsprechanlagen  zu  anderen  elektrischen  Anlagen  durch  ein 
besonderes  „Elektrizitätsgesetz“  zu  regeln.  Das  Gesetz,  dessen  Ent- 
wurf in  Nr.  38  des  deutschen  Reichsanzeigers  vom  12.  Februar  1891 
veröffentlicht  worden  ist  und  den  Reichsanlagen  eine  bevorzugte 
Stellung  einräumte,  ist  infolge  der  Gegnerschaft  der  elektrotechnischen 
Industrie  und  der  größeren  Städte  nicht  zustande  gekommen,  ln 
einer  Reihe  von  Staaten,  z.  B.  in  der  Schweiz,  in  Frankreich  usw., 
gibt  es  dagegen  schon  besondere  Starkstromgesetze,  in  denen  das 
Verhältnis  zu  den  Schwachstromanlagen  geregelt  ist. 

Neuerdings  sind  die  deutschen  Einzelstaaten  mehr  und  mehr 
dazu  übergegangen,  in  die  Entwickelung  dieses  Wirtschaftszweiges 
einzugreifen,  während  das  Reich  mit  besonderen  Maßnahmen  noch 
nicht  hervorgetreten  ist  (vgl.  auch  Elektrotechnische  Zeitschrift,  Berlin 
1916,  S.  229  f.). 
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teilv'eise  sehr  unklaren,  dürftigen  und  anfechtbaren  jetzigen 
Besiimmungen  geändert  und  ergänzt  werden.  Es  wäre  be- 
denklich,  wenn  das  Reich  sich  noch  länger  gegenüber  den 
Nachteilen,  die  das  Telegraphenwegegesetz  im  Gefolge  ge- 
hab  hat,  abwartend  verhalten  und  unangebrachte  Rücksicht 
auf  leistungsfähige  Gemeinden  und  Elektrizitätsgesellschaften 
neh  nen  würde. 

Vor  allem  muß  aber  in  diesem  Zusammenhänge  das 
Ver  lältnis  zwischen  Nachrichtenschnellverkehr  und  Starkstrom- 
anlcgen\)  gründlich  geändert  und  auf  einen  Wegfall  der  Be- 
stirr mungen  über  die  Bevorrechtigung  solcher  Starkstroman- 
lagen hingearbeitet  werden,  an  denen  die  Straßeneigentümer 
übe  wiegend  beteiligt  sind.  Wie  schädlich  diese  Bestimmungen 
schon  wegen  ihrer  unklaren  Fassung  sind,  ergibt  sich  ohne 
weil  eres  aus  der  hieraus  hergeleiteten  Praxis  des  Reichsgerichts, 
die  i .uf  eine  Bevorzugung  der  besonderen  Anlagen  hinauskommt. 
Wei  n dagegen  der  den  Zeitverhältnissen  entsprechende  Grund- 
satz daß  das  vorhandene  Straßennetz  des  Deutschen  Reiches 
und  ebenso  die  neu  anzulegenden  Straßen  den  Zwecken  der 
Allgemeinheit  zu  dienen  haben,  restlos  zur  Geltung  kommt 
und  nur  der  Grad  der  Gemeinnützigkeit  der  beiderseitigen 
Anl  igen  ausschlaggebend  sein  darf,  so  ergibt  sich  von  selbst, 
daß  eine  Bevorzugung  der  Starkstromanlagen  unbillig  ist,  und 
daß  nur  in  Frage  kommen  kann,  dem  Nachrichtenschnellver- 
keh  einen  ausreichenden  Schutz  den  nachteiligen  Einflüssen 
des  Starkstromwesens  gegenüber  in  dem  nötigen  Umfange  zu 
gewähren.  Allenfalls  könnte  man  den  Grundsatz  der  Gleich- 
berechtigung aufstellen  und  hiernach  die  beiderseitigen  An- 
lagen hinsichtlich  der  Straßenbenutzung  auf  die  gleiche  Stufe 

1)  Von  einzelnen  Seiten  wird  neuerdings  ein  Elektrizitätsmonopol 
befü  wortet,  das  jedoch  — ebenso  wie  eine  Besteuerung  des  Energie- 
verb "auchs  — von  den  einflußreichen  Kreisen  des  Elektrizitätswesens 
lebhift  bekämpft  wird,  weil  durch  eine  solche  Maßnahme  angeblich 
der  -ortschritt  auf  diesem  Gebiete  gehemmt  wird  (vgl.  die  Zeitschrift 
„Ele<trotechnik  und  Maschinenbau“,  Wien  1916,  Heft  16,  S.  188 f.). 
Würie  das  Starkstromwesen  zum  Reichsmonopol  erklärt,  so  würde 
das  iür  die  Beziehungen  zwischen  jenem  und  dem  Nachrichlenschnell- 
verkähr  nur  von  Vorteil  sein. 
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Stellen.  Damit  wäre  der  Bedeutung  der  Starkstromanlagen 
vollauf  Genüge  geschehen  und  lediglich  der  frühere,  durch 

I 

den  § 12  des  Telegraphengesetzes  geschaffene  und  später 
^ durch  den  § 6 des  Telegraphenwegegesetzes  beseitigte  Zustand 

wiederhergestellt  worden.  Abweichungen  von  dem  Grundsätze 
der  Gleichberechtigung  dürften  jedoch  nur  zugunsten  des  Nach- 
richtenschnellverkehrs für  zulässig  erklärt  werden. 

Vielleicht  tragen  die  durch  den  jetzigen  Weltkrieg  ge- 
schaffenen Verhältnisse  dazu  bei,  auch  auf  diesem  Gebiet  eine 
baldige  Neuregelung  herbeizuführen,  durch  die  der  Nachrichten- 
schnellverkehr eine  größere  Unabhängigkeit  von  dem  Straßen- 
wesen erhält  und  sich  freier  entwickeln  kann. 

1)  Das  durch  den  § 12  des  Telegraphengesetzes  geschaffene 
Rechtsverhältnis  gilt  jetzt  nur  noch  insoweit,  als  sich  die  beiderseitigen 
Anlagen  außerhalb  der  Verkehrswege  treffen. 
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10090 
11  160 
11581 

ZUS. 

km 

49128 
70826 
82991 
1 03  309 
108753 
127240 
141068 
128315 
136804 ! 
146447 
224522 
230876 
237268 

Jahr 

1876 

1880 

1885 

1890 

1891 
1894 
1897 
1900 
1903 
1906 
910 

912 

913 

Bemerkungen:  1 . Überdie  Länge  der  unterirdischen  Linien  und  Leitungen  bis  zum  Jahre  1875  fehlen  zuverlässige  Angaben. 

2.  Wegen  der  Abnahme  der  Länge  der  Fernsprechlinien  im  Jahre  1910  vgl.  Anlage  2,  Bemerkung  2. 
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Ich,  Friedrich  Ludwig  Vocke,  bin  am  18.  Januar  1878 
als  Sohn  des  Färbereibesitzers  Carl  Vocke  in  Duderstadt 
(Hannover)  geboren.  Nach  mehrjährigem  Besuche  der  Bürger- 
schule und  des  Realgymnasiums  in  Duderstadt  bin  ich  im 
Frühjahr  1 893  auf  das  Realgymnasium  in  Osterode  (Harz)  über- 
gegangen, wo  ich  Ostern  1896  das  Reifezeugnis  erhalten  habe. 

Im  gleichen  Jahre  trat  ich  in  Göttingen  in  den  höheren 
Dienst  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  ein,  der 
ich  seitdem  dauernd  angehört  habe.  Während  meiner  dienst- 
lichen Tätigkeit  war  ich  nacheinander  in  den  Ober-Postdirektions- 
bezirken Braunschweig,  Konstanz,  Dortmund  und  Berlin,  teils 
im  Verwaltungsdienst,  teils  bei  Verkehrsämtern,  tätig.  Gegen- 
wärtig habe  ich  die  Telegrapheninspektorstelle  bei  dem  Fern- 
sprechamt in  Berlin-Wilmersdorf  inne. 

ln  Berlin  ist  mir  gestattet  worden,  Vorlesungen  an  der 
Universität  zu  hören.  Meine  Studienzeit  erstreckt  sich  auf 

sieben  Semester,  und  zwar  habe  ich  folgende  Fächer  gewählt: 

• • • • 

Politische  Ökonomie,  Finanzwissenschaft,  Öffentliches  Recht, 
Allgemeine  Staatslehre  und  Politik.  Mit  Studien  auf  diesen 
Gebieten  habe  ich  mich  auch  schon  früher  auf  der  Kaiserlichen 
Post-  und  Telegraphenschule  in  Berlin  befaßt,  zu  der  ich  für 
die  Dauer  von  zwei  Winterhalbjahren  einberufen  war,  sowie 
während  der  Vorbereitung  für  die  höhere  Verwaltungsprüfung, 
die  ich  im  Jahre  1905  bestanden  habe.  Gelegenheit  zu  semi- 
naristischen  Übungen  hatte  ich  auf  einem  neunmonatigen 
Kursus  beim  Telegraphen-Versuchsamt  in  Berlin. 
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